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Herzlichst Ihr

Ulf Grotte

BAG-info

Liebe Leserinnen und Leser,

bekanntlich bleibt nichts wie es einmal war. Eine
alte Weisheit, gewiß. Sie gilt derzeit besonders für
die Schuldnerberatung und insbesondere auch für
die BAG-SB.

Überlegungen zur Umsetzung der Insolvenzord-
nung (Ins0) werden allenthalben in Deutschland
angestellt. Vor Überraschungen ist man dabei
nicht sicher: Neuerdings muß sich die Schuldner-
beratung mit der Frage um die Einführung einer
Mindestquote in der Treuhandphase auseinander-
setzen. Dies wäre nicht nur eine zutiefst frauen-
feindliche Maßnahme – träfe sie doch unüber-
sehbar viele (alleinerziehende) Frauen, die viel-
fach auf Sozialhilfe angewiesen, so keinerlei
Chance hätten, über die Ins0 einen fresh Start zu
erhalten. Beinahe zynisch klingt es, wenn aus
Sozial- und Frauenministerien einzelner Bundes-
länder lapidar hierzu vermerkt wird, daß Sozial-
hilfeempfängerinnen ja eh nichts passieren kann

»... die sind ja unpfändbar ...«.
Auch volkswirtschaftlich wäre eine Mindestquo-
te kontraproduktiv: Ehemals Selbständige oder
immobilien finanzierer hätten es schwer die Quo-
te zu erreichen. Die Folge: Motivationsverlust,
Abgleiten in die Schattenwirtschaft – Steuerver-
luste.
Der Widerstand gegen diese (überwiegend fiska-
lisch begründeten) Überlegungen bezüglich der
Einführung einer Mindestquote ist im Rahmen
der immer besser zusammenarbeitenden »Arbeits-
gruppe Schuldnerberatung der Verbände« (AG
SBV) angelaufen (sh. Seite 23).

Die BAG-SB erlebt derzeit ebenfalls eine beweg-
te Zeit: Unser langjähriger Geschäftsführer und
»geistiger Vater« hat alle Ämter in der BAG-SB
niedergelegt, um sich ganz auf seine neue Positi-
on im Sozialamt der Stadt Kassel konzentrieren
zu können. Eine Zäsur für die BAG-SB. Unser
Dank geht an dieser Stelle nochmals an Stephan
Hupe für alle engagiert und tatkräftig geleistete

Arbeit! Im letzten BAG-info wurde sein Einsatz
von Helmut Achenbach lebendi g, nachgezeichnet
(sh. BAG-ir?fi) 3/96, S. 23 ff.).
Stillstand wäre der Tod für die BAG-SB. Wir sind
auf dem (hoffentlich richtigen) Wege:
Es ist gelungen, Frau Claudia Kurzbuch aus Kas-
sel als neue Geschäftsführerin zu gewinnen!

Herzlich willkommen Claudia Kurzbuch in der
BAG-SB! Wir freuen uns auf Sie und wünschen
Ihnen für Ihr Wirken in der BAG-SB viel Erfolg
und stets eine glückliche Hand. Unsere neue
Geschäftsführerin wird Ihnen in diesem BAG-ie
näher vorgestellt (s.S. 4).

Wie alle non-profit-Organisationen muß auch die
BAG-SB mit einem sehr spitzen Bleistift rechnen
um über die Runden zu kommen. Aber gerade
jetzt ist die koordinierende und zuarbeitende
Arbeit unseres gemeinsamen Dachverbandes der
Schuldnerberatung von größter Wichtigkeit: Bis
1999, dem Inkrafttreten der Ins0, werden ent-
scheidende Weichen gestellt für die künftige
Schuldnerberatung. Da ist das Wort der BAG-SB
in unser aller Interesse wichtig.
Helfen Sie mit, unterstützen Sie uns: Wenn Sie
noch kein Mitglied der BAG-SB sind, überlegen
Sie sich bitte einen Beitritt. Insbesondere sind wir
an der weiteren Mitgliedschaft von juristischen
Personen interessiert: Gerade durch ihre Mit-
gliedschaft wird unser Verband stark und kann
besser die Interessen der Schuldnerberatung zur
Geltung bringen!

In diesem Sinne – auf bald!
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in eigener sache

Neue Mitglieder
Einzelmitglieder:

 
   
 

Juristische Personen:
Haus der Familie, Wrangelstr. 18, 24937 Flensburg
S.I.G.N.A.L. e.V., Hasencleverweg, 58239 Schwerte
Obdachlosenhilfe St. Martin e.V., I m Reuental, 56073 Koblenz

Personelle Veränderungen
Neue Geschäftsführerin und neue
Projektreferentin

(ck/ar) ■ Nach dem Ausscheiden von Stephan Hupe hat am 1.
Oktober 1996 Claudia Kurzbuch die Geschäftsführung übernom-
men. Zur Person: Claudia Kurzbuch, 34, Diplom Ökonomin ist in

Bremen geboren. Nach
erfolgreichem Besuch der
Realschule absolvierte sie
eine Ausbildung zur Zahn-
arzthelferin. Nachdem sie
auf dem Zweiten Bildungs-
weg (Abendgymnasium)
ihre allgemeine I Jochschul-
reife erlangte, studierte sie
an der Universität Gesamt-
hochschule Kassel Wirt-
schaftswissenschaften mit
dem Schwerpunkt Finanzie-
rung und Controlling sowie
Wirtschaftspädagogik.
Praktische Erfahrungen
sammelte Frau Kurzhuch in
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einem siebenmonatigen Praktikum in dem Referat Betriebsbera-
tung und Unternehmensführung der Handwerkskammer Kassel
und in mehrjähriger Tätigkeit als Dozentin in der Aus- und Wei-
terbildung von Erwachsenen. Ehrenamtlich engagiert sich die
zweifache Mutter seit mehreren Jahren als Vorstandsmitglied im
Dachverband freier Kindertagesstätten (DAKITS) und als Kas-
senwartin der Kindertagesstätte »Kinderhaus e.V.« Desweiteren
ist sie der Berufung der IHK Kassel in den Prüfungsausschuß des
»Technischen Betriebswirt« gefolgt.

Eine weitere neue Mitarbeiterin hat am 1. August 1996 die Stelle

von Bernadette Köper in der BAG-SB übernommen.
Andrea Röttel (33 Jahre)
hat nach der Schulausbil-
dung und einer Schauwer-
begestaltun gslehre an der
Universität Regensburg
und der Georg-August-
Universität zu Göttingen
Rechtswissenschaften stu-
diert. Nach dem 1. Staats-
examen, das sie 1992 in
Niedersachsen ablegte,
absolvierte sie von 1992
bis 1995 ihr Referendariat
bei dem Landgericht Kas-
sel und bei dem Oberlan-
desgericht Frankfurt/Main.
Die Ausbildung in der
Wahlstation lag im
Schwerpunktbereich
»Arbeit, Wirtschaft und
Soziales«. Im März 1995

le gte sie ihr 2. Juristisches Staatsexamen vor dem Hessischen
Ministerium der Justiz in Kassel ab. Danach führte sie Lehrauf-

träge für Staats- und Verfassungsrecht an der Verwaltungsfach-
hochschule in Wiesbaden – Fachbereich Polizei Abteilung Kas-
sel durch, bevor sie im August 1996 als Juristin bei der BAG-SB
tätig wurde.

Forschungsprojekt Auswirkungen des neuen
§ 17 BSHG
Versand der Fragebögen an
Schuldnerberatungsstellen

■ Onlf) Seit dem 16.02.96 führt die BAG-SB im Auftrag des Bun-
desministeriums für Gesundheit das Forschungsprojekt zu den
Auswirkungen des neuen § 17 BSHG durch (s. BAG-info 2/96, S.

44.). Die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege befürworten und

unterstützen die Arbeit an diesem Forschungsvorhaben.
Das Projekt unterteilt sich in fünf Phasen. Die Phase 'Durch-
führung von Experteninterviews' ist abgeschlossen und der Blick
richtet sich jetzt auf die Erstellung des standardisierten Fragebo-
gens. Das Institut für Sozialberichterstattung und Lebenslagen-
forschung (ISL) in Frankfurt/M., das den quantitativen Teil der
Untersuchung betreut, wird Anfang Januar 1997 diesen standar-
disierten Fragebogen an alle Schuldnerberatungsstellen in der
Bundesrepublik versenden.

Wie Sie wissen, hängen die Resultate und somit die Aussagekraft
dieses Forschungsprojektes von Ihrer aktiven Mithilfe, d.h. von
einer hohen Rücklaufquote, ab. Wir bitte Sie deshalb schon heu-
te den Fragebogen zu beantworten und sich den Termin

Januar 1997

vorzumerken. Im voraus vielen Dank!

leserbrief 
D wie Datenverarbeitung in der Schuldnerberatung, BAG-info 3/96

Mit zunächst großen Interesse fiel mein Augenmerk auf die
Arbeitsmaterialien »D wie Datenverarbeitung in der
Schuldnerberatung« im Heft 3/96. Den Gedanken der »Vor-
bemerkungen« und »Praktische Notwendigkeit...« kann ich
hinsichtlich dem in 1) geschilderten Stand der EDV in der
Sozialarbeit bzw. den in 2) übersichtsmäßig geschilderten
Anwendungsmöglichkeiten zustimmen. Sicherlich sinnvoll ist
das Anliegen der Verfasser, »Argumentationshilfen« pro EDV
gegenüber Kolleginnen, Vorgesetzten und Beschaffungsstel-
len zu geben. Einige andere Punkte können aber so nicht ste-
hen bleiben. Beruflich arbeite ich seit 1991 als Schuldnerbe-
rater mit PCs in der Diakonischen Bezirksstelle Esslingen.
1991 (!) habe ich mit einem PC mit sog. 386SX, 80 MB
Festplatte, 4 MB RAM und 512 KB Grafik-Karte (MS-DOS,

Works für DOS, CADAS/FOAB und SOLD!) als »Basis-
software« angefangen. Als Drucker diente (bis 1996) der
Hewlett Packard Deskjet 500 Tintenstrahldrucker.
1992 wurde eine zweite Festplatte eingebaut (100 MB) und
Windows 3.1 bzw. Works f. Windows 2.0 (später 3.0) instal-
liert. Die Arbeit mit dieser Rechnerkonfiguration unter Win-
dows war zwar möglich, aber sehr langsam. Vor allem das
Drucken von umfangreichen Texten bzw. die Arbeit mit
umfangreichen Datenbänken von Works f. Windows 2.0/3.0
war mühsam.
1994 wurde der Arbeitsplatz mit einem 486DX-
33MHz/4MB/250MB Festplatte/Modem (2400b/sek.)/1-MB-
Grafik und 15Zoll Monitor (Windows 3.11 und Works f.
Windows 3.0) aufgerüstet.
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Seit Januar 1996 ist mein Arbeitsplatz mit einen Penti-
um75/8MB RAM/850MB Festplatte/4fach CD-ROM-Lauf-
werk+Soundkarte/Modem (28000 b/sek.)/1M13-Grafik und
15Zoll Monitor (Windows 95 und immer noch Works f.
Windows 3.0) ausgestattet. Mein Deskjet-Drucker wurde
durch einen Ilewlett Packard 5L Laserdrucker ersetzt.
Als spezielle Schuldnerberatungssoftware für Windows ist
die Software INSOLVENZ installiert. Mittels einer Fax-Soft-
ware kann ich per Modem direkt vom PC Faxe versenden —
zeit- und auch papiersparend. Internet und email nutze ich
auch, letzteres leider noch nicht mit Kollegen in der
Schuldnerberatung.
Ich rühre diese Liste nicht auf, weil sie etwas besonderes dar-
stellt. sondern uni deutlich zu machen, daß die im Artikel
aufgeführte »Mindestanforderungen an die Hard- und Soft-
ware« in etwa einer gut sechs Jahre alten PC-Anlage ent-
sprechen. Sämtliche der aufgeführten Rechne rkonfiguratio-
nen bezeichne ich als »Einstiegsrechner« der untersten Stu-
fe zum jeweiligen Kaufzeitpunkt.
Ich kann nicht verstehen, warum heute noch die im Artikel
erwähnten (aus meiner Sicht völlig veralteten) »Mindestan-
forderungen« DX386/250MB Festplatte/4MB Speicher/512
KB Grafik aufgeführt werden.
Diese Rechnerkomponenten können Sie im Laden gar nicht
mehr kaufen!
Hinzu kommen die unverständlichen Ungenauigkeiten (Was-
ser auf die Mühlen der PC-Gegner'?) in Ihrer technischer
Beschreibung: Zwar wird ein »Non-interlaced«-Bildschirm
verlangt (dieses bedeutet freilich nicht »strahlungsarm«, son-
dern bezeichnet die Fähigkeit eines Bildschirms, eine hohe
Bildschirmauflösung in einem Strahlendurchgang aufbauen
zu können — eine in der Tat sehr wichtige Eigenschaft),
jedoch wird das zugegebenerweise schwierige Thema der
»Bildwiederholfrequenzen« ausgespart —das das Bild soll mög-
lichst »flimmerfrei« dargestellt werden, und das geht nur,
wenn der Bildschirm eine horizontale Wiederholfrequenz

von rd. 40KHz («Kilohertz«) aufwärts bzw. eine vertikale
Wiederholfrequenz von 72Hz (»Hertz«) aufwärts bieten
kann. Die dazu empfohlene Grafikkarte (Trident 512 kh)
kann diese Auflösung nämlich selbst aber nur eingeschränkt
fli mmerfrei (also mit den beschriebenen ausreichend schnel-
len Bildwiederholfrequenzen) darstellen!
Dieser Ratgeber hinkt in seinen technischen Ausführungen
der Zeit ohne Not arg hinterher und erreicht m.E. den selbst
gestellten »Qualitätsanspruch« nicht es hätte ja niemandem
geschadet, auf eine moderne, leistungsfähige und heute preis-
günstige Computerkonfiguration als »Basisausstattung« hin-
zuweisen mit ihren zahlreichen Möglichkeiten der profes-
sionelleren Gestaltung vieler Tätigkeiten in der Schuldner-
beratung.
Hinsichtlich eines ausführlicheren Überblicks über Software
für Schuldnerberatung verweise ich auf einen informativen
und objektiven Artikel in der Zeitschrift »Ausbildung und
Beratung« von Juni 1995. Ergänzende Software (z.B.
Rechtssammlungen wie »Solex« vorn Walhalla Verlag oder
auch das preisgünstigere Paket »Rechtspaket für Jede(n)«
plus »Betreuungsrecht« von Horst Deinert, Duisburg.

Stelim Freeman, Esslingen

Bei der Dateikonvertierung zu »D wie Datenverarbei-
tung in der Schuldnerberatung« hat sich ein Fehlerteu-
fel eingeschlichen. Selbstverständlich muß es 3 1/2 Zoll
Laufwerk und nicht 32 Zoll Laufwerk heißen. Für die-
sen Fehler entschuldigt sich die Redaktion an dieser
Stelle.

Veröffentlichungen in dieser Rubrik sind keine redaktionelle
Meinungsäußerung. Die Redaktion behält sich das Recht auf
Kürzungen vor. (Red.)

hitt Potiem
•• Wenn Sie für Ihre Entscheidung,
• ein Heft zur Probe benötigen, so

•▪ Schicken Sie uns eine Postkarte,
• +▪ 	unverbindlich.

• Das Jahresabo kostet 56 DM incl

ob Sie das BAG-info nun abonnieren oder nicht noch
soll das kein Problem sein.

wir schicken Ihnen ein Probeheft – natürlich kostenlos

. Versand.

•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
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terminkalender - fortbildungen
Aus dem Fortbildungsprogramm der BAG-Schuldnerberatung

13. Berufsbegleitendes Weiterbildungsprogramm
»Schuldnerberatung als Antwort auf
Armut und Verschuldung« l3wB

1.Kursabschnitt: 03. bis 07. März 1997
2. Kursabschnitt: 16. bis 20. Juni 1997
3. Kursabschnitt: 01. bis 05. September 1997
4. Kursabschnitt: 08. bis 12. Dezember 1997
5. Kursabschnitt: 02. bis 06. Februar 1998

Dieses grundlegende Weiterbildungsprogramm richtet sich
insbesondere an alle Kolleginnen und Kollegen, die im
Bereich der Schuldnerberatung tätig sein wollen bzw. auch
schon einige Praxiserfahrung gesammelt haben. Das Wei-
terbildungsprogramm gliedert sich in 5 Kursabschnitte zu je
einer Woche, die in einem Zeitrahmen von maximal 15
Monaten durchgeführt werden.

Themen der Kursabschnitte sind u.a.:
die rechtlichen Grundlagen von Schuldnerberatung,
Verhandeln mit Gläubigern (Training), Entschuldungs-
pläne
Beratungsprozcß, Beratung (Rollenspiel), Kriseninter-
vention
Volkswirtschaftliche Zusammenhänge
Planspiel »Schuldnerberatung«
Büroorganisation
Grundzüge des BSHG, AFG
Insolvenzrecht/Restschuldbefreiung
Prävention, Öffentlichkeitsarbeit, Sozialpolitik

Eine ausführliche Information über den Inhalt und Verlauf
dieser Weiterbildung erhalten Sie aus einem speziellen Falt-
blatt, das wir Ihnen gern auf Anforderung (Telefon 05 61 /
77 10 93) zusenden.

Ort: Kardinal Schulte I laus, Bergisch-Gladbach
Team: Guido Gevaert, Dipl. Soz. Päd., Düsseldorf,

Ulf Groth, Dipl. Soz.Päd., Bremen. Andrea
Röttel, BAG-SB, Kassel

Hinweis: Das Fortbildungsprogramm kann nur insgesamt
gebucht werden. Die Teilnahme an nur einem Abschnitt ist
nicht möglich.

Schuldnerberatung in Ausbildungs- und
Beschäftigungsgesellschaften
14. bis 16. April 1997 704AB

Mitarbeiter/innen in Ausbildungs- und Beschäftigungsge-
sellschaften werden immer stärker mit der Ver- und Über-
schuldungsproblematik der Maßnahmeteilnehmer/innen kon-
frontiert. Das Seminar führt in die Grundlagen von
Schuldnerberatung ein. um verschuldeten Mitarbeitern/innen
gezielte Beratung und Information anbieten zu können.

Inhalt:
Mahn- und Vollstreckungsverfahren
Pfändungsschutz
Erkennen der Verschuldungssituation hei Betroffenen
Krisenintervention
betriebliche Möglichkeiten bei Abtretung
Verhandeln mit Gläubigern
Kooperation mit externen Partnern

Ort: KiFo, Kassel
Team: Heidrun Gress, betriebliche Schuldnerberate-

rin, Offenbach, Marie-Luise Falgenhauer,
BAG-SB, Kassel

Fachkonferenz der Bundesarbeitsge-
meinschaft Schuldnerberatung e.V. 1997
(ehemals Jahresarbeitstagung)
Termin: 21. bis 23. Mai 1997

Ort: Kardinal Schulte I laus, Tagungszentrum,
Bergisch-Gladbach

Anmeldung/Information
Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung e.V.
Motzstr. 1
34117 Kassel
Telefon 05 61/77 10 93
Telefax 05 61/71 11 26
(Es gelten die Teilnahmebedingungen aus dem
Programmheft der BAG-SB.)
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Fortbildungsveranstaltungen
anderer Träger

Fachsymposium

»Das Soziale neu denken«
21. November 1996

Ziel des Symposiums ist es, vor dem Hintergrund der gegen-
wärtigen Diskussion um den »Wirtschaftsstandort Deutsch-
land« und der »Reform des Sozialstaates« die Notwendig-
keit eines fachlich professionellen und kirchlichen Engage-
ments aufzuzeigen.

Ort: Nürnberg

Anmeldung/Information:
Evang. Fachhochschule Nürnberg
Burgschmietstr. 10
90419 Nürnberg
Telefon 09 11/37 27 910
Telefax 09 11/37 27 911

Europäische
Schuldnerberaterkonferenz 1997
03. bis 05. September 1997

Thema: Die Arbeit vorantreiben – Verschiedene Wege der
Schuldner- und Verbraucherhilfe

Ort: Hämeenlinna (100 km nördlich von
Helsinki), Finnland

Gastspieltermin

Berliner Compagnie e.V.
Das Bankgeheimnis

Ein Theaterstück über den alten Kapitalismus und die neue
Armut. Termine:
02. Dezember 1996 Elmshorn
5. Dezember 1996 Marburg
6. Dezember 1996 Calw
10. Dezember 1996 Deggendorf

Katholischer Verband für soziale
Dienste in Deutschland e.V.
SKM-Zentrale

Fortbildung für Fortbildner in der Sozial-
beratung für Schuldner
20. bis 24. Januar 1997

Das Seminar dient der weiteren Qualifizierung der Fach-
kräfte, die im Arbeitsfeld Sozialberatung tür Schuldner Fort-
bildung planen und durchführen.

•
Ort: Freiburg •
Leitung: Irene Klein. Dipl.Päd., Hermann Krieger,

Dipl. Päd., Marius Stark, Dipl.Soz.arb.

•Anmeldung/Information .
SKM – Kath. Verband für soziale Dienste
in Deutschland e.V. •
Marius Stark ••
Ulmenstraße 67
40476 Düsseldorf
Telefon 02 11/941 05 13

••
•

Telefax 02 11/941 05 20 •

Information/Buchung:
Karin Fries
Wilhelmstr. 137
46145 Oberhausen
Telefon 02 08/640 138

Fiese teteisie

Als Abonnent des BAG-infos zahlen Sie
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einen Mitgliedsbeitrag von 75 DM – wenn
Sie wollen auch mehr. Als Abonnenent
müßten Sie also ganze 19 DM mehr auf-
wenden, um Mitglied in der BAG-SB zu
werden. Das BAG-info ist dann im Mit-
gliedsbeitrag inbegriffen und für Fortbil-
dungsveranstaltungen und Arbeitsmate-
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gerichtsentscheidungen 
ausgewählt und kommentiert l'071 RA Helmut Aehenbach, Kassel

1. Schuldbeitritt zu Kreditvertrag und
VerbraucherkreditG

VerbrKrG § 1

a. Das VerbrKrG ist auf den Schuldbeitritt zu einem

Kreditvertrag entsprechend anwendbar.

b. Die entsprechende Anwendung setzt nicht voraus,

daß neben dem Beitretenden auch der Kreditnehmer

Verbraucher ist.

BGH, Urteil vom 05.06.1996 – N III ZR 151/95, NJW

1996, 2156

Eine GmbH leaste von einer Leasinggesellschaft einen
fabrikneuen Lastkraftwagen. Auf dem Vertragsformular war
neben der für den Leasin£,, nehmer vorgesehenen Unter-
schriftszeile folgender Hinweis abgedruckt:

»Hiermit übernehme(n) ich/wir neben dem Leasingnehmer
die gesamtschuldnerische Mithaftun g, gegenüber der Lea-
singgesellschaft für alle Ansprüche aus diesem Vertrag«.

Die GmbII als Leasingnehmerin wurde vertreten von einer
Geschäftsliihrerin, die zugleich in ihrer Eigenschaft als Pri-
vatperson unterzeichnete. Einige Monate später schrieb die-
se Geschäftsführerin an die Leasinggesellschaft, daß sie aus
dem geschlossenen Leasingvertrag zurücktreten möchte, da
es ihr aus finanziellen Gründen nicht mehr möglich sei, ihren
Verpflichtungen aus dem Leasingvertrag gerecht zu werden.
Auf den ersten Blick mag dieser Sachverhalt und die nach-
folgende rechtliche Würdigung als nicht relevant für die
Schuldnerberatungspraxis erscheinen, bei näherem Hinse-
hen ergibt sich aber, daß eine erstaunliche Parallele zu den
Bürgschaftsfällen der vermögenslosen und geschäftsuner-
fahrenen Ehefrau (oder sonstiger Angehöriger) besteht. Dies
ergibt sich daraus, daß der Schuldbeitritt unserer Geschäfts-
führerin vom BGH einem Kreditvertrag i. S. d. § 1 II Verbr-
KrG gleichgestellt wird. Das VerbrKrG regele zwar nicht die
Beteiligung Dritter auf Seiten des Kreditnehmers, diese
Lücke sei im Falle des Schuldbeitritts zu einem Kreditver-
trag durch eine entsprechende Anwendung des VerbrKrG zu
schließen. Dies erfordere der vorn Gesetz bezweckte Ver-
braucherschutz. Als Grund dafür führt der BGH an, daß im
Falle des Schuldbeitritts zu einem Kreditvertrag das Schutz-
bedürfnis des Beitretenden nicht geringer, sondern eher
größer als das des Kreditnehmers sei, weil der Beitretende
trotz voller Mitverpflichtung keine Rechte gegen den Kre-
ditgeber erlange, insbesondere keinen Anspruch auf Aus-
zahlung des Kredits. Die weiteren Voraussetzungen der Ver-
brauchereigenschaft auf Seiten der Geschäftsführerin sei in
ihrer Eigenschaft als Privatperson gegeben. Für diese Ein-

schätzung sei nicht erforderlich, daß auch der Kreditnehmer,
hier die GmbH, Verbraucher ist. Bestünde dieses Erforder-
nis, so würde etwa auch die nicht berufstätige Ehefrau eines
Kreditnehmers, die die Mithaftung für dessen gewerblich
genutzten Kredit übernehme, dem Schutz des VerbrKrG ent-
zogen. Folge dieser Entscheidung ist, daß der Geschäftsfüh-
rerin als Privatperson ein eigenes Widerrufsrecht nach § 7
des VerbrKrG zusteht. Dafür war es nicht zu spät, denn auf
den Vertragsformularen für gewerbliche Leasingnehmer ist
eine Widerrufshelehrung nicht enthalten. Diesen Wider-
spruch hat sie binnen Jahresfrist ausgeübt, so daß der Lea-
singgesellschaft aus dem Leasingvertrag keine vertraglichen
Ansprüche zustehen.

2. Durchbrechung der Rechtskraft eines
Vollstreckungsbescheides bei
pauschalen Vermittlergebühren und
Inkassokosten

§ 826 BGB

Für die Durchbrechung der Rechtskraft eines Voll-

streckungsbescheides, mit dem pauschale Vermittlerge-

bühren und Inkassokosten tituliert wurden, fehlt es an

den besonderen Umständen, die zur Durchbrechung

führen, insbesondere deshalb, da aufgrund einiger posi-

tiver Entscheidungen in gleichgelagerten Fällen auch eine

positive Entscheidung in diesem Fall in Betracht gekom-

men wäre. (Leitsatz des Autors)

AG Speer, Urteil vom 21.6.1995, Az. 3 b C 285/95 (die-

se Entscheidung ist nicht veröffentlicht, sie kann über die
Redaktion angefordert werden)

Trotz des Umstandes, daß die hier betroffene Schuldnerin
vor dem Amtsgericht Speyer keinen Erfolg hatte, lohnt es
sich, diese Entscheidung einer näheren Betrachtung zu unter-
ziehen. In der Sache selbst ging es wie so häufig um ein
Mahnverfahren, das die Fa. Delta Kreditvermittlungs GmbH
in Speyer, Geschäftsführer Herr Volker Gessner, gegen die
Schuldnerin einleitete. Im Mahnverfahren wurden Leistun-
gen aus einem Dienstleistungsvertrag geltend gemacht, der
auf die Vermittlung eines Kredits gerichtet war. Dieser Kre-
dit kam letztlich nicht zustande. Die Schuldnerin legte im
Mahnverfahren kein Rechtsmittel ein, so daß der Voll-
streckungsbescheid schließlich rechtskräftig wurde. Vor dem
Amtsgericht Speyer hat sie eine Klage gern. § 826 BGB auf
Unterlassung der Zwangsvollstreckung aus diesem Voll-
streckungsbescheid erhoben, was ihr letztlich aber verwehrt
wurde. Bei der Begründung der Entscheidung geht das
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Amtsgericht Speyer davon aus, daß der Fa. Delta Kreditver-
mittlungs Gmbl l kein Vorwurf daraus gemacht werden kann.
daß sie sich des Mahnverfahrens bedient und damit die
Schlüssigkeilsprüfung vermieden hat. Das Amtsgericht
Speyer sieht bei der Fa. Delta Kreditvermittlung Gmbl 1 kei-
ne Anhaltspunkte, die darauf hindeuten, daß sich die Beklag-
te des Mahnverfahrens bediente, um die Schlüssigkeitsprü-
fung zu umgehen. Dies mag aus der Sicht des Amtsgerichts
Speyer deshalb richtig sein, weil eben dieses Amtsgericht in
gleichgelagerten Fällen, in denen die Fa. Delta Kredit ihr
Begehren über den Klageweg zu erreichen versuchte, oft
erfolgreich war, denn es führt aus, daß aufgrund einiger posi-
tiver Entscheidungen in gleichgelagerten Fällen auch eine
positive Entscheidung im Rahmen einer Klageerhebung in
Betracht gekommen wäre. Somit sei die Wahl des Mahnver-
fiihrens nicht deshalb erfolgt, um einen an sich materiell
nicht bestehenden Titel zu erwirken.

Diese Entscheidung halte ich lür ein eklatantes Fehlurteil, und
zwar nicht vordergründig wegen der möglicherweise fehler-
haften pauschalen Geltendmachung von gegen § 17 VerbrKrG
verstoßenden pauschalen Aufwendungen, solidem wegen der
Titulierung der Inkassokosten, die in erheblichem Umfang
auch Gegenstand dieses Vollstreckungsbescheids waren.

Herauszuheben ist klar und deutlich, daß für den Fall. die
Kreditvermittler machen erkennbar pauschale Aufwendun-
gen geltend, die durch nichts belegt sind, die Rechtskrafts-
durchbrechung des § 826 greifen muß, denn § 17 VerbrKrG
verwehrt die Pauschalierung solcher Auslagen. Zulässig ist
es danach nur, wenn entstandene erforderliche Auslagen gel-
tend gemacht werden. Weiterhin ist hervorzuheben, daß die
Rechtskraftdruchbrechung auch deshalb in Frage kommt.
weil die Inkassokosten hier erkennbar nicht geschuldet
waren. Die Schuldnerin war zum Zeitpunkt der Einleitung
des Mahnverfahrens erkennbar zahlungsunfähig mit der Fol-
ge, daß für die Einschaltung eines Inkassobüros zum Ein-
treiben der Forderung von der Schuldnerin kein Ersatz zu lei-
sten gewesen wäre. Eine Titulierung dieser Forderung über
eine normale Klage hätte daher hinsichtlich der Inkassoko-
sten nicht zum Erfolg geführt.

Das Augenmerk ist daher auch bei rechtskräftigen Titeln auf
diese zwei ganz verbreiteten Forderungen zu richten.

3. Aufhebung einer Kontopfändung

§ 765a ZPO

Gehen über einen längeren Zeitraum auf einem gepfän-
deten Konto eines Schuldners nur unpfändbare Beträge
ein (Arbeitslosenhilfe unterhalb der Pfändungsgrenze),
so kann diese Kontopfändung gern. § 765a aufgehoben
werden, sofern das Konto bei Bestehenbleiben der Pfän-
dung von der kontoführenden Bank gekündigt werden
würde. (Leitsatz des Autors)

LG Osnabrück, Beschluß vorn 17.01.1996, 2 T 5/96 (diese
Entscheidung ist nicht veröffentlicht, sie kann bei der
Redaktion angefordert werden)

Das Wesentliche ergibt sich bereits aus dem Leitsatz. Das
Landgericht Osnabrück schätzt die drohende Kündigung des
Postbankkontos aus wichtigem Grund als eine Härte für den
Schuldner ein, die mit den guten Sitten nicht zu vereinbaren
sei. weil der Schuldner die Arbeitslosenhilfe dann abholen
müßte. Außerdem stünden schutzwürdige Interessen der
Gläubiger dem nicht entgegen, denn auch bei Aufrechter-
haltung der Pfändung würde wegen der erfolgenden Kündi-
gung des Kontos keine Zahlung an diese erfolgen.

4. Änderung des unpfändbaren
Betrages gern. § 850f la ZPO

§ 850f I a ZPO

Eine Bindung des Gerichts an die Bescheinigung eines
Sozialamts bei der Änderung des unpfändbaren Betra-
ges nach § 850f 1 a besteht nicht.

Der Sozialhilfebedarf ist in eigener Verantwortung des
Gerichts zu ermitteln, wobei eine entsprechende Beschei-
nigung des örtlich zuständigen Sozialamtes lediglich eine
Entscheidungshilfe in Form einer behördlichen Auskunft
darstellt, deren Richtigkeit das Vollstreckungsgericht
überprüfen kann. (Leitsatz des Autors)

01.G Köln, Beschluß vom 01.09.1995 (diese Entschei-
dung ist nicht veröffentlicht, sie kann bei der Redaktion
angefordert werden)

Nach der Pfändung des Arbeitslohnes eines Schuldners bean-
tragte dieser beim zuständigen Vollstreckungsgericht eine
Anhebung des pfändungsfreien Betrages i. S. d. § 850f f a
ZPO. Der Schuldner legte eine Bescheinigung des

g

zuständi-
en Sozialamtes vor, wonach der notwendige Lebensunter-ge

 für den Schuldner und seine unterhaltsberechtigte Ehe-
frau mit 2.630,72 DM bemessen wurde. Das OLG Köln läßt
folgende Berechnung gelten, die auch schon das Landgericht
Köln, die Vorinstanz, angestellt hatte:

a) örtlicher Regelsatz der Sozialhilfe für den
Haushaltsvorstand 520,00 DM

b) Zuschlag für einmalige Leistungen
( Bekleidung, Hausrat) in Höhe von 20 °A) 104,00 DM

c) örtlicher Regelsatz für I laushaltsangehörige
(hier: die nicht berufstätige Ehefrau des
Schuldners) 416.00 DM

d) Regelzuschlag für Erwerbstätigkeit 156,00 DM
e) Zuschlag für Mehrbedarf wegen

verminderter Leistungsfähigkeit nach § 23
Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 Nr. 1 BSHG (20%) 104,00 DM

f) Fahrtkosten §§ 76 Abs. 2 Nr. 4 BSHG,
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NEU sS:s9
Sammlung Gerichtsentscheidungen

Ab 01. Dezember 1996 kann die Sammlung,

die alle bisher besprochenen Entscheidun-

gen dieser Rubrik für den Zeitraum 1987 bis

Ende 1995 enthält, in der BAG-SB

Geschäftsstelle bestellt werden.

Dieses wichtige Nachschlagewerk umfaßt ca.

160 Seiten in A4-Format mit einem umfang-

reichen Index, der aufgrund verschiedener

Stichworte ein rasches Auffinden ermög-

licht.

3 Abs. 4 Ziff. 2, Abs. 6 S. 1 DVO zu
§ 76 BSHG (bei einer Entfernung von
50 km zwischen Wohnort und Arbeitsstätte
des Schuldners) 400.00 DM

g) Arbeitsmittelpauschale (§ 76 Abs. 4 Nr. I
BSHG in Verbindung mit § 3 Abs. 5 DVO
zu § 76 BSHG) 10.00 DM

h) Miete 808,20 DM

zusammen 2.518,20 DM

Über diese Berechnung hinaus gewährt das OLG Köln auch
für die Ehefrau einen Zuschlag von 20 % zum Regelsatz mit
der Begründung, auch die Aufwendun gen für die Beschaf-
fung von Kleidungsstücken mit nicht geringem Anschaf-
fungspreis sowie von Gebrauchsgütern mit längerer
Gebrauchsdauer und höherem Anschaffungswert seien Auf-
wendungen, die nicht mit den Regelsätzen nach § 22 I
BSHG abgegolten sind. Im Sozialhilferecht werde dem mit
einmaligen Leistungen nach § 21 I a BSHG begegnet, so daß
auch bei der Bemessung des pfändungsfreien Betrages nach
§ 850f 1 a ein entsprechender Zuschlag zum Regelsatz vor-
zunehmen sei. Der Schuldner hatte weiter eingewandt, daß
er einen durchschnittlichen Betrag von 70,00 DM pro Monat
als Zuzahlung für Medikamente aufzuwenden habe. Hierzu
führt das OLG Köln aus, daß nach 8501'1 b ZPO wegen
besonderer Bedürfnisse des Schuldners ein weiterer Betrag
in I löhe von 70,00 DM unpfändbar zu bleiben habe. Interes-
sant ist noch der Hinweis. daß an den Nachweis solcher Auf-
wendungen für besondere, krankheitsbedingte Bedürfnisse,
die sich aus zahlreichen, jeweils für sich betrachtet kleineren
Einzelbeträgen zusammensetzen könnten, keine übertriebe-
nen An forderungen gestellt werden sollten.

Die Überprüfung der Sozialhilfebedürftigkeit nach Pfändung
ist in der Beratungspraxis von größter Wichtigkeit. Die Ent-
scheidung enthält auch den wichtigen Hinweis auf die
Bescheinigung der Sozialämter, die den Gerichten durchaus
als Grundlage für ihre Entscheidungen dienen könne.

Abschließend sei noch einmal der Hinweis auf das von der
BAG-SB herausgegebene Computer-Programm »Hilfe!Pfän-
dung« gestattet, das durch Eingabe weniger Parameter in der
Lage ist, den Sozialhilfebedarf zu berechnen und dem nach
Pfändung verbleibenden Resteinkommen gegenüberzustellen.

5. Pfändung künftiger Rentenansprüche

§ 54 IV SGB

§ 54 I V SGB läßt nach seinem eindeutigen Wortlaut auch
die Pfändung künftiger Ansprüche auf laufende Geldlei-
stungen zu. Dabei kommt es nicht mehr darauf an, ob die
Pfändung der Billigkeit entspricht. oder ob durch die
Pfändung der Schuldner hilfebedürftig S. d. Vor-
schriften des BSozHG wird.

LG Bremen. Beschluß vom (12.10.1995 (diese Entschei-
dung ist nicht veröffentlicht, sie kann über die Redakti-
on angefordert werden)

Zum Hintergrund:
Es gab eine Rechtsprechung, die wegen der Regelungen des
§ 54 111 SGB künftige Rentenansprüche ausschloß. Die-
se Rechtsprechung ist nunmehr durch das neue geltende
Recht im § 54 IV SGB überholt, so daß jetzt die Pfändung
auch künftiger Rentenansprüche möglich ist, das sind solche,
die jetzt noch nicht ausgezahlt, sondern erst bei Eintritt in das
Rentenalter fällig werden bzw. bei Eintritt von Erwerbsun-
fähigkeit.

6. Pfändbarkeit des Wohngeldes

§ 54 SGB

Nach der Änderung des § 54 SGB ist Wohngeld für alle
Gläubiger pfändbar. (Leitsatz des Autors)

LG Hannover. Beschluß VOM 14.08.1995 (diese Entschei-
dung ist nicht veröffentlicht, sie kann über die Redakti-
on angefordert werden)

Nach wohl richtiger Ansicht des LG Hannover sind in dem
neuen Abs. 3 Ziff. 1 – 3 des § 54 SGB ausdrücklich ver-
schiedene zweckgebundene Leistungen für unpliindbar
erklärt worden. Alle übrigen Ansprüche auf laufende Geld-
leistungen, worunter auch das in Abs. 3 nicht erwähnte
Wohngeld fällt, können nach Abs. 4 wie Arbeitseinkommen
gepfändet werden.

(zu Punkt 5. und 6. s.a. themen in diesem Heft)
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meldungen - Infos 

Arbeitslosigkeit und Überschuldung
Antwort der Bundesregierung

Bonn ■ (mir) Auf die Kleine Anfrage der SPD-Fraktion zu
Arbeitslosi g keit und Überschuldun g (BT-Drucksache
13/4460. s. BAG-ii i/i) 3/96, S. 16 1.) stellt die Bundesregie-
rung in ihrer Antwort (BT-Drucksache 13/5282) klar, daß sie
nicht beabsichtigt, den Tatbestand der Überschuldung von
Arbeitssuchenden als Kriterium für Schwervermittelbarkeit
explizit in das Arbeitsförderungsrecht aufzunehmen. Die
Regierung ist ebenfalls nicht bereit, die l lilfen des Arbeits-
förderungsgesetzes zur Förderung der Arbeitsaufnahme lin-
solche Arbeitslose gezielt einzusetzten, die außer der Über-
schuldung keine Vermittlungshemmnisse aufweisen. Die
detailierten Antworten der Regierung auf Fragen hinsichtlich
der Arbeit und Finanzierung von Schuldnerberatungsstellen
werden im Folgenden unkommentiert wiedergegeben.
Eine differenzierte politische Einschätzung haben die Teil-
nehmer/innen der AG SBV auf ihrer Sitzung am 28.08.96 in
Bonn ausgearbeitet. Sie ist in dem Sitzungsprotokoll, das hei
der Redaktion erhältlich ist (s. weiter unten), enthalten.

Auszug aus der Antwort der Bundesregierung:
»Vorbemerkung,
(...) Soweit die schwere Vermittelharkeit allein auf der Überschuldung
des Arbeitnehmers beruht. sind die Ursachen nicht in erster Linie den
Gegebenheiten des Arbeitsmarktes zuzuordnen, sondern vor allem auf
Vorbehalte der Arbeitgeberseite und u.U. auf geminderte Leistungs-
bereitschaft des Arbeitnehmers wegen der voraussehbaren Lohnpfän-
dungen zurückzuführen. Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen sind hier
grundsätzlich nicht geeignet, die ausschließlich auf Überschuldung
beruhendem Benachteiligungen abzubauen. Vorrang haben daher
Maßnahmen der Schuldnerberatung durch die auf kommunaler Ebe-
ne eingerichteten Schuldnerberatungsstellen.
Der nachgehenden Beratung durch Schuldnerberatungsstellen kommt
eine besondere Bedeutung zu, weil sie in vielen Fällen überschuldete
private Haushalte aus der Überschuldung lösen und zu einer Selbst-
bestätigung von wirtschaftlichen Problemen zurückführen kann. Sie
reicht aber in einer Volkswirtschaft mit entwickelten Konsumenten-
Kreditmarkt allein nicht aus.
Es müssen darüber hinaus Formen einer präventiven Verbraucherbe-
ratung entwickelt werden. die private Haushalte in ihren kurz-, mit-
tel- und langfristigen I laushaltsführungsdispositionen unterstützen.
Vorrangiges Ziel muß es sein. die wirtschaftliche Bewältigungskom-
petenz privater I laushalte – und gerade auch von Familienhaushalten
– zu stärken, bevor sie in eine zu hohe Verschuldun g, mit der Gefahr
der Überschuldung geraten. Darüber hinaus ist in diesem Zusammen-
hang auf die Maßnahmen in Rahmen des Insolvenzrechts mit den
Möglichkeiten der Schuldenregulierung und Restschuldbefreiung hin-
zuweisen.

7. Wie laßt sich nach Ansicht der Bundesregierung die Zusammenar-
beit -wischet den Arbeitsämtern und den Schuldnerberatungsstellen
verbessern?
Durch die Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt für Arbeit soll-
te auf folgende Maßnahmen. die in einem Teil der Arbeitsämter
bereits gängige Praxis sind. hingewirkt werden:

Aushang einer Information am »schwarzen Brett« in den
Arbeitsämtern über die Schuldnerberatungsstellen - ggf. Auslage
von Informationen in den Wartezonen (Hinweise zu Anschrift,
Telefonnummern, Öffnungs- bzw. Sprechzeiten. Ansprechpartner);
Behandlung des Themas »Zusammenarbeit mit den Schuldnerbe-
ratungsstellen« im Rahmen von Dienstbesprechungen der Arbeits-
vermittlung und Arbeitsberatung. dies ggf. unter Beteiligun g, der
örtlichen Schuldnerberatungsstelle.

8. Welche Aktivitäten hat die Bundesregierung bisher unternommen,
nachdem sie /993 zu der Erkenntnis gelangt ist, daß die Kapazität der
Schuldnerberatungsstellen lediglich 11irjünf Prozent bis 10 Prozent
der Überschuldeten ausreicht, UM diesem Notstand abzuhelfen?

9. Durc .h welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, die Kapa-
zitäten und die Arbeitsbedingungen der Schuldnerberatungsstellen zu
verbessern im Hinblick darauf, daß Schuldnerberatungsstellen auch
/irr die Gläubiger eine entscheidende Rolle bei der Lösung von Über-
schuldungssituationen spielen?

Die Schuldnerberatung obliegt in erster Linie den auf kommunaler
Ebene eingerichteten Schuldnerberatungsstellen. In den Fällen, in
denen Sozialhilfebezug mit Uherschuldung zusammentrifft oder durch
Überschuldung Soz i h i feabhängigkeit droht, werden die I lilfesa-
chenden in der Regel im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt in
Form persönlicher Hilfe auf die Schuldnerberatungsstellen verwiesen.
Gegebenenfalls werden die Kosten der dort durchgeführten Beratung
von dem zuständigen Sozialhilfeträger übernommen (vgl. § 17
BSHG). Durch die inzwischen beschlossene Reform des Sozialhilfe-
rechts wird es den Sozialhilfeträgern zudem ermöglicht, statt mit den
Schuldnerberatungsstellen in einzelnen Formen abzurechnen, auch
eine Kostenübernahme in Form einer pauschalierten Förderung vor-
zunehmen.
Die Bundesregierung trägt ihrerseits zur Verbesserung des Informati-
onsstandes und der Schuldnerberatung bei, indem sie Forschun gspro-
jekte fördert und durch Pilotprojekte weiterführende Anregungen ver-
mittelt. Gemeinsam mit dem Sozialministerium des Landes Mecklen-
burg-Vorponüncrn führt das Bundesministerium für Familien, Senio-
ren, Frauen und Jugend ein Modellprojekt für eine präventive Ein-
kommensentstehungs- und -verwendungsberatung in der I lansestadt
Rostock durch. Die »Einkommens- und Budgetberatungsstelle
(EIBE)« hat 1995 ihre Beratungstätigkeit aufgenommen. Ihre Tätig-
keit wird wissenschaftlich evaluiert. die Ergebnisse sollen nach
Abschluß des Modellprojekts der Öffentlichkeit vorgestellt werden.

10. Beabsichtigt die Rundesregierung eine Reform des Rechtsbera-
tungsgesetzes im Hinblick auf eine bessere rechtliche Absicherung der
Tätigkeit der Schuldnerberatung.sstellen?

Die Schuldnerberatungsstellen kommen nach der Insolvenzordnung
als geeignete Stellen für die Beratung der Schuldner im Rahmen des
obligatorischen außergerichtlichen Einigungsversuchs in Betracht.
Eine solche Tätigkeit wird häufig die Beratung der Schuldner auch in
rechtlicher Hinsicht mit umfassen. Die Bundesregierung erwägt des-
halb eine Änderung des Rechtsberatungsgesetzes zur rechtlichen Absi-
cherung der Tätigkeit der Schuldnerberatungsstellen.

I 1. a) Wie hoch schätzt die Bundesregierung vor dem Hintergrund
ihrer Aussage in Drucksache 12/2443 inzwischen die Zahl der Fälle
schwerer Verbraucherverschuldung, und welche Rolle spielt dabei der
Faktor Arbeitslosigkeit?
b) Welche Chancen bietet die neue hisolvenzordnung mit dem Schul-
denbereinigungsplan, und welche Rolle werden Schuldnerheralungs-
stellen dabei spielen?
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GESPRÄCHSFÜHRUNG
lib., und Losebuch

Büroorganisation
in der Schuldnerberatung

ei Die Zahl der Fälle »schwere Verbraucherverschuldung« ist auch
deshalb nicht einfach auszuweisen, weil hier Abgrenzungsfragen eine
wesentliche Rolle spielen. Grundsätzlich ist zwischen Verschuldung
und Überschuldung strikt zu unterscheiden. Die Bundesregierung hat
bereits in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD
betreffend die »Wirtschaftliche Situation von Familien und deren
soziale Auswirkungen« (Drucksache 12/6224 vom 24. November
1993) u.a. ausgeführt:
»Verschuldung kann als ein normaler und kalkulierbarer Vorgang
wirtschaftlichen Verhaltens verstanden werden. Verschuldung soll in
aller Regel zu einer Erhöhung von Lebensqualität raren. Überschul-
dung kann als Nichterfüllung von Zahlungsverpflichtungen definiert
werden, ausgelöst durch kumulierende kritische Lebensbedingungen,
als Folge einer ökonomischen und psycho-sozialen Destabilisierung.
Überschuldung führt eindeutig zu einer Verringerung von Lebens-
qualität. Sparen und Verschuldung in privaten Haushalten sind also in
der Regel normale Vorgänge einer marktwirtschaftlich entwickelten
Wirtschatisgesellschaft. Überschuldung stellt eine Abweichung von
dieser Regel dar. Die Übergänge von Verschuldung zu Überschuldung
sind fließend. Normale Vorgänge der Kreditaufnahme können von
einer Verschuldungssituation in eine Überschuldungssituation
umschlagen.«
Ursachen der Überschuldung können kritische Lebensereignisse, z.B.
Scheidung, Krankheit und Unfall. sein. Auch Arbeitslosi gkeit ist ein
häufiger Auslöser für Überschuldung,  weil es bei nicht nur vorüber-
gehender Arbeitslosigkeit vielen betroffenen privaten Haushalten nicht
rasch genug gelingt, ihre Lebensverhältnisse den niedrigeren lauten-
den Einkommen anzupassen (z.B. bei auf Kredit erworbenem Woh-
nungseigentum).

h) Die Insolvenzordnung schafft erstmalig ein besonderes Verfahren,
das es Menschen, die unverschuldet in wirtschaftliche Not geraten
sind, ermöglicht, wieder neu anzufangen. Dieser Neuanfang wird
dadurch ermöglicht, daß ein redlicher Schuldner notfalls auch gegen
den Willen seiner Gläubiger von seinen restlichen Verbindlichkeiten
befreit werden kann.
Die Insolvenzordnung geht dabei von einem mehrstufigen Verfahren
aus: Zunächst muß versucht werden, ob sich der Schuldner und seine

Gläubiger außergerichtlich auf der Grundlage eines Schuldenbereini-
gunusplans über die Schuldenregulierung einigen können. Dieser Ver-
such muß mit Hilfe einer hierzu geeigneten Person oder Stelle unter-
nommen werden. Die Länder werden bestimmen, welche Personen
oder Stellen als geeignet in diesem Sinne in l3etracht kommen. Sicher-
lich werden aber die Schuldnerberatungsstellen. die von den Gemein-
den und Landkreisen, von Wohlfahrtsverbänden und Kirchen einge-
richtet worden sind, als geeignet in diesem Sinne anzusehen sein. Den
Schuldnerberatungsstellen obliegt damit im Rahmen des obligatori-
schen außergerichtlichen Verfahrens die wichtige Aufgabe der Ver-
mittlung zwischen Gläubigen und Schuldnern, die letztlich auch zu
einer Entlastung der Justiz beitragen wird.
Wenn eine außergerichtliche Schuldenregulierung nicht zustande
kommt. kann der Schuldner das vereinfachte gerichtliche Insolvenz-
verfahren mit dem Ziel der Restschuldbefreiung beantragen, das natür-
lichen Personen und Kleingewerbetreibenden offensteht. Dieses Ver-
fahren gliedert sich in zwei Teile: das Verfahren über den Schulden-
bereinigungsplan und – wenn dieses nicht zum Erfolg führt das ver-
einfach-te Verbraucherinsolvenzverfahren. Im Verfahren über den
Schuldcnbereinigungsplan wird noch einmal mit Hilfe des Gerichts
versucht, ob eine gütliche Einigung zwischen dem Schuldner und sei-
nen Gläubigen herl-wIgeführt werden kann.
Erst wenn auch das Verfahren über den Schuldenbereiniuungsplan
nicht zu einer einvernehmlichen Schuldenregulierung führt, wird das
vereinfachte Verbraucherinsolvenzverfiihren durchgeführt. Im
Anschluß an dieses Verfahren kann der Schuldner eine Restschuld-
befreiung erlangen, sofern keine besonderen Versagungsgründe vor-
liegen. Hierzu hat cr im Rahmen der sog. Wohlverhaltensperiode sie-
ben Jahre lang die pfändbaren Teile seines Einkommens an einen
Treuhänder abzutreten. der diese an die Gläubiger verteilt. Hat der
Schuldner die sieben Jahre ohne Fehlverhalten durchgestanden, so
erläßt ihm das Gericht seine restlichen Verbindlichkeiten.

14. Besteht bei Banken und Sparkassen eine Bereitschaft, sich an den
Schuldnerberatungsstellen zu beteiligen? (...)

Diese Frage ist für den Bereich der privaten Banken mit Nein zu
beantworten.
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Die Sachlage hei den Banken stellt sich wie folgt dar: In zwei Bun-
desländern erhalten die Sparkassengesetze Regelungen, die Sparkas-
sen zu Entrichtungen von Finanzierungsbeiträgen zur Schuldnerbera-
tung verpflichten. Es handelt sich dabei um Nordrhein-Westfitlen und
Rheinland-Pfalz. In Schleswig-Holstein entrichten die Sparkassen
nach Absprache mit der Landesregierung einen freiwilligen Beitrag
von 700 000 DM zur Mitfinanzierung der Schuldnerberatungsstellen.
Die privaten Bankengruppen in Schleswig-Holstein. die ebenfalls zu
einer Mitfinanzierung aufgefordert worden sind, haben ein entspre-
chendes Vorgehen abgelehnt.
Eine gesetzliche Verpflichtung der Kreditwirtschaft, sich an der Finan-
zierung von SI 11 h_c.m.c.ner_cratungsstellen zu beteiligen. wäre verfas-
sungsrechtlich problematisch, weil die Kreditaufnahme auf privatau-
tonomen Entscheidungen der Kreditnehmer beruht und die Über-
schuldung zudem auf eine Vielzahl komplexer Ursachen zurückzu-
führen ist, die zu einem Teil nicht in dem Fintluf3bereich der Kredit-
institute liegen.
Vorrangig ist daher, daß zwischen der Kreditwirtschaft bzw. dem Zen-
tralen Kreditausschuf3 und der Seite der Schuldnerheratung Gespräche
geführt werden, um für klar umgrenzte Teilaufgaben der Überschul-
dungsprävention, z.B. der Verbraucheraufklärung im Vorfeld der Kre-
ditaufnahme, und der Schuldnerberatung eine Mitwirkung der Kre-
ditwirtschaft zu vereinbaren. Inhalt einer solchen Vereinbarun g könn-
te auch eine finanzielle Unterstützung durch die Kreditwirtschaft sein.

15. a) Beabsichtigt die Bundesregierung, ein Berufsbild Jür den
Schuldnerbe •ater zu entwickeln und hier einheitliche Standards zu
definieren, Uni (lie Professionalisierung dieser Tätigkeit zu fördern?
h) Ist der Bundesregierung bekannt, ob es in Deuts(bland an einer
Fachhochschule oder Universität einen Aufbaustudiengang
Schuldnerberatung gibt und oh .Schuldnerberatung im Lehrangebot
der etablierten Studiengänge enthalten ist?
c) Sollten nach Ansicht der Bundesregierung (Ih , unterschiedlichen
Träger von Schuldnerbemtung einen Dachverband gründen, der koor-
dinierende Aufgaben im Hinblick auf eine trägerübergreifende Fest-
legung von Mindesistandards in der Schuldnerberatung übernehmen
sollte und um einen zentralen Ansprechpartner für Fragen der Finan-
zierung von Schuldnerberatung zu haben?

a) Gemeinsam mit den Ländern hat die Bundesregierung in der
Arbeitsgruppe »Vereinfachung des Insolvenzverfahrens« ein Anför-
derungsprofil für die geeigneten Personen und Stellen im Sinne des

305 Abs. I Nr. I Ins° erarbeitet. Dieses sieht u.a. vor, daß die
Schuldnerberatungsstelle von einer zuverlässigen Person geleitet wer-
den und auf Dauer angelegt sein mu13. In der Beratungsstelle muf3
zumindest eine Person tätig sein. die über langfristige praktische
Erfahrungen mit der Schuldnerberatung und eine qualifizierte Aus-
bildung verfügt. Weiter muß eine ausreichend qualifizierte rechtliche
Beratung entweder durch eine in der Beratungsstelle tätige Person mit
Befähigung zur Ausübung des Anwaltsberufes oder durch eine ent-
sprechende externe Kooperation sichergestellt sein. Es ist Aufgabe der
Länder, diese Ergebnisse umzusetzen. Sie sind gemäß § 305 Abs. 1
Nr. 1 InsO ermächtigt zu bestimmen, welche Personen oder Stellen
als geeignet anzusehen sind.
Eine entsprechende Qualifizierung könnte auch über eine Fortbil-
dun gsprüfungsverordnung nach § 42 Abs. 2 des Berufsbildungsge-
setzes erreicht werden. Fortbildungsprüfungsverordnungen werden
auf der Grundlage des »Konsensprinzips« in enger Zusammenarbeit
mit den Sozialparteien entwickelt, die dies für den jeweiligen Einzel-
fall in der Regel gemeinsam beantragen. Entsprechende Wünsche sind
bisher an das zuständige Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Forschun g und Technologie nicht herangetragen worden.
Die Bundesregierung ist für die Prüfung von Anträgen aufgeschlos-
sen. die zu dieser Fortbildung beim Bundesministerium für Bildung,
Wissenschaft, Forschung und Technologie gestellt werden.
13) Die Fachhochschule Frankfurt/Main bietet einen Weiterbildungsstu-
diengang »Sozialrecht« an. der inhaltlich insbesondere die Thematik
»Personenzentrierte Beratung und Krisenintervention« behandelt. In die-

sem Rahmen stellt Schuldnerberatung einen wesentlichen Aspekt dar.
Des weiteren bieten einzelne Fachhochschulen (z.B. Darmstadt. Jena.
Potsdam) im Fachbereich Sozialwesen als Studienschwerpunkt
Schuldnerheratung an. Nach Kenntnis der Bundesregierung sollen
zudem die Fachhochschule Kiel und Mittweida vergleichbare Wei-
terbildungsangebote planen.
In den grundständigen Studiengängen Sozialpädagogik bzw. Sozial-
arbeit wird das Thema Schuldnerberatung in der Regel zwar durch
Lehrveranstaltungen, nicht jedoch clurch Schwerpunkte abgedeckt.
c) Am 26. Mai 1986 wurde die Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldner-
beratung von 40 Personen gegründet. Heute sind es 400 Mitglieder.
Darunter sind Einzelmitglieder und juristische Personen wie Gemein-
den (Sozialämter), Arbeitsloseninitiativen, Kreisverbände des Deut-
schen Roten Kreuzes, örtliche Schuldnerheratungen und Landesar-
beitsgemeinschaften der Schuldnerberatung u.a. der Länder Branden-
burg, Sachsen. Mecklenburg Vorpommern.
Die Zusammenarbeit mit der Bundesarbeitsgemeinschaft für
Schuldnerberatung zur Durchlantilg des Projektes »Arbeitsplatzrisi-
ko Schulden« hat das Erfordernis einer koordinierenden Stelle zur
Gewährleistung von Mindeststandards in der Schuldnerberatung
bestätigt. Ob sich allerdings daraus die Bereitschaft zur Bildung eines
Dachverbandes herausbildet, liegt in der alleinigen Verantwortung der
Schuldnerberatungsstellen selbst.

17. Welche Forderungen zieht die Bundesregierung aus den Vor-
schlägen der oben genannten Studie.
a) die PRindungsfreigrenzen generell auf das Sozialhilfeniveau anzu-
heben und
I)) die Plämlungstabelle, die derzeit Anlage 2 zu § 850c ZPO ist, in
eine Rechtsverordnung umzuwandeln. um eine . jährliche Anpassung
durch das Bundesministerium der Justiz zu ermöglichen?

Eine Anbindung der Pfändungsfreigrenzen an die Sozialhilfesätze ist
wegen der unterschiedlichen Zielsetzung nicht sachgerecht.
Ziel der Sozialhilfe ist es, dem Empfänger die Führung eines Lebens
zu ermöglichen, das der Würde des Menschen entspricht (§ I Abs. 2
S. 1 BSHG). Die Pfändungsfreigrenzen sind Regelungen im Rahmen
des Zwangsvollstreckun g srechts, die der Durchsetzung privatrechtli-
cher Ansprüche der Bürger untereinander dienen. Derjenige, gegen
den ein Anspruch rechtskräftig feststeht und der insoweit der Voll-
streckung unterworfen ist, hat zuvor durch Nicht-Einbringung seiner
Leistung das Vermögen seines Gläubigers in Anspruch genommen.
Diese Vermögensbeeinträchtigung ist auszugleichen. Dabei können
die Grenzen im Einzelfall weiter sein als im System der staatlichen
Daseinsvorsorge.
In Fällen besonderer sozialer Bedarfslagen besteht im übrigen im Ein-
zelfall die Möglichkeit einer Anhebung der Pfändungsfreigrenzen
gemäß § 850f ZPO: Hierdurch wird auch gewährleistet, daß der
Sozialhilfeträger im Rahmen seiner Leistungsgewährung nicht unmit-
telbar Ansprüche von Gläubigern befriedigt. Denn es kann nicht Auf-
gabe der Sozialhilfe sein, Einkommen zu ersetzen, das dem Hilfe-
empfänger gepfändet worden ist.
Eine Anhebung der Freigrenzen steht nicht an, weil die Freigrenzen
erst vor vier Jahren erheblich erhöht worden sind und die Preissteige-
rungsrate derzeit relativ niedrig ausfällt

18. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung, damit bei
Inkrafttreten der InsolvenzrechtsrclOrm auch solchen Haushalten die
Teilnahme am Insolvenzverfahren möglich sein wird. die nach Ein-
schätzung von Experten am allgemeinen Insolvenzverfahren auch des-
halb nicht leilnehnicii können, weil sie die Kosten für das Gerichts-
veffahren nicht aufbringen können? (...)«

Die Frage, inwieweit es auch Schuldnern, die nicht die Kosten des
Verfahrens aufbrin gen können, ermöglicht werden sollte. am Insol-
venzverfahren teilzunehmen und Restschuldbefreiung zu erlangen, ist
z.Z. Gegenstand von Beratungen in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe
»Vereinfachung des Insolvenzverfahrens«. Abschließende Ergebnis-
se liegen noch nicht vor.«
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Bescheinigung des
sozialhilferechtlichen Bedarfs
Landeseinheitliche Regelung für
Bayern

Mittenberg/München ■ (mlf) Auf Initiative eines
Schuldnerberaters und Mitglieds des Arbeitskreises »Sozial-
hilferichtlinien« hat das Bundesland Bayern in seine Lose-
blattsammlung »Sozialhilferecht in Bayern« eine landesein-
heitliche Bescheinigung des sozialhilferechtlichen Bedarfs auf-
genommen. Als Mustervorlage diente die von der BAG-SB
entwickelte 'Bescheinigung des sozialhilferechtlichen
Bedarfs (BAG-SB – Formularservice). In der Ergänzungs-
lieferung zu den bayerischen Ausfiihrungsrichtlinien heißt es
unter SHR 76.10 (5): »In Zusammenarbeit mit den
Schuldnerberatungsstellen wird häufig vom Schuldner eine
Bescheinigung des Sozialamtes über den sozialhilferechtli-
chen Bedarf benötigt. Mit dieser Bescheinigung kann das
Vollstreckungsgericht den Pfandfreibetrag gemäß § 850f
ZPO festsetzen, damit vermieden wird, beim Schuldner
durch die Pfändung einen sozialhilferechtlichen Bedarf (ggf.
auch auf einmalige Leistungen) entstehen zu lassen. Für die
Bescheinigung soll das in Anlage 12 SHR abgedruckte
Muster verwendet werden.«
Das abgedruckte Muster entspricht zwar optisch und in der
Abfolge der Berechnungsschritte der Bescheinigung der
BAG-SB, jedoch hat das zuständige Ministerium wesentli-
che Veränderungen vorgenommen, die für den Antragsteller
(finanzielle) Nachteile hei der Festsetzung des pfändungs-
freien Betrages nach § 850f ZPO mit sich bringt:
1. Die Gültigkeit der Bescheinigung kann befristet werden,
wenn u.a. die Verpflichtung zur Senkung unangemessen
hoher Unterkunftskosten besteht, ohne gleichzeitig zu defi-
nieren was unter unangemessen hohen Unterkunftskosten zu
verstehen ist.
2. Das Muster führt bei »Pauschale für einmalige Leistun-
gen« anstatt wie von der BAG-SB vorgesehen 25 % Prozent
nur 20 % auf und bemerkt gleichzeitig, daß damit auch der
einmalige und laufende Heizungsbedarf abgegolten sei. Im
Formular der BAG-SB werden die Heizkosten als zusätzli-
cher und eigenständiger Posten aufgeführt.
Dennoch ist eine Initiative, die landeseinheitliche Regelun-
gen im Sinne eines verbesserten Schuldnerschutzes zum Ziel
hat nachahmenswert.

Insolvenzordnung
Umsetzung in Hessen

Wiesbaden ■ (mlf) Abgeordnete der FDP-Fraktion im Hes-
sischen Landtag wollten in ihrer Kleinen Anfrage vom
10.07.96 Aufklärung darüber, wie und in welcher Form die
Landesregierung ihrer Verpflichtung nachkommt, rechtzei-
tig vor Inkrafttreten des neuen Verbraucherinsolvenzverfah-
rens eine genügende Zahl geeigneter Stellen im Sinne des

§ 305 Abs. 1 Nr. 1 Insolvenzordnung einzurichten und ange-
messen zu fördern.
Dem Minister der Justiz und Europaangelegenheit ist in sei-
ner Antwort (Drucksache 14/2006) durchaus bewußt, daß die
Zahl der Erledigungen von Verbraucherinsolvenzen durch
außergerichtliche Einigung maßgeblich dadurch beinflußt
wird, ob bei Inkrafttreten zum 01.01.99 ein leistungsfähiges
Netz geeigneter Personen oder Stellen vorhanden ist.
Als geeignete Stellen werden u.a. Rechtsanwälte, Notare,
Steuerberater sowie Schuldnerberatungsstellen, die von
Gemeinden und Landkreisen, von Wohlfahrtsverbänden und
Kirchen eingerichtet worden sind, nach Maßgabe eines
Anlbrderungsprofils, das bundesweit abgestimmt wird, ange-
sehen.
Da dem Ministerium eine Erweiterung und Verdichtung des
Netzes vorhandener Schuldnerberatungsstellen wünschens-
wert und sozialpolitisch sinnvoll erscheint sollte nach Maß-
gabe der hierfür zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel
eine entsprechende Förderung geleistet werden.
Konstatiert wird auch der Versuch die Kreditwirtschaft stär-
ker in die Unterstützung von Schuldnerberatungsstellen mit-
einzubeziehen.

Inkassopraxis
Lohnabtretungsforderung beim
Arbeitgeber zulässig

Wuppertal ■ (Ronald Kupferer) Auf die Aufsichtsbe-
schwerde der Stadt Frankfurt, Schuldnerberatungsstelle, über
die Inkassopraxis Einkommensabtretungen direkt über den
Arbeitgeber anzufordern (s. BAG-info 2/96, S. 19 »Neue
Inkassostrategie«), hat das Landgericht Wuppertal als Auf-
sichtsbehörde erkannt, daß die geschilderte »... Vorgehens-
weise des Inkassobüros als zulässig und rechtmäßig« anzu-
sehen ist. Im wesentlichen stützt das Landgericht seine Ein-
schätzung hierbei auf die Stellungnahme der Bezirksregie-
rung Köln, Datenschutzbeauftragter (Az. 21.8.96 § 149),
welche Gläubigerfra gen an Arbeitgeber von Schuldnern –
ohne daß eine Rechtsgrundlage nach § 840 ZPO vorliegt –
gleichwohl wegen des berechtigten Interesses des Gläubigers
für zulässig erachtet hat. Maßgeblich war hierfür im Ent-
scheidungsfall, daß das Inkassobüro über einen Voll-
streckungstitel verfügte (den es gleichwohl nicht für Voll-
streckungsmaßnahmen genutzt hat).
Auch hat die Inkassoaufsicht keine Bedenken, daß die Ver-
trauensstellung des Arbeitgebers zum Arbeitnehmer vom
Inkassounternehmen dahingehend genutzt wird, daß dieser
angehalten wird seinen Arbeitnehmer zur Unterzeichnung
einer Lohnabtretung zu bewegen, da der Arbeitgeber »... zu
der erbetenen Handlung nicht verpflichtet sei«, oder der em-
sprechende Eindruck vorgetäuscht oder erweckt würde.
Daß dem Schuldner mit einer Gehaltsabtretung auch die
Schutzmöglichkeit der § 765a, 850f ZPO verunmöglicht
würden, erscheint dem Landgericht Wuppertal auch nicht für
bedenklich, da der Schuldner die Lohnabtretung »freiwillig«
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abgebe und zudem kostengünstiger, als mit einer Lohnpfän-
dung seine Schulden abtrage. (Az. 3712 E – 415 vom 02.08.
1996)

Kommentar:
Die v.g. Einschätzung der Aufsichtsbehörde wird die
wegen der Vorrangstellung von Abtretungsgläubigem in
der kommenden Insolvenzordnung sich verstärkende
»Jagd« von Gläubigervertretern nach der Sicherheit
einer Einkommensabtretung ausweiten. Dabei orientiert
sich der Bescheid im wesentlichen an einer vorgeblichen
Entscheidungsfreiheit des Schuldners, eine vom Arbeit-
geber vorgelegte Abtretungserklärung an ein Inkas-
sobüro frei annehmen oder ablehnen zu können.
In der Arbeitsweltwirklichkcit außerhalb von Justiz-
behörden hingegen wird einem Arbeitnehmer, vor allein
i m Kleinbetrieb oder im ländlichen Raum, kaum die
Entscheidungsfreiheit verbleiben, seinem Chef die
Lohnabtretungszeichnung zu verwehren, wenn dieser
vom Inkassobüro überzeugt wurde, daß eine Lohnzessi-
on eine gute Sache und den Beteiligten dienlich ist.
Das Gericht setzt fiktiv voraus, daß der Arbeitgeber
wertneutral die Schulden seines Arbeitnehmers betrach-
tet und die wirtschaftliche Sinnhaftigkeit der Abtre-
tungssicherheit einschätzen kann. Es berücksichtigt in
seiner Entscheidung nicht, daß Schuldner durch dieses
Verfahren bis unter die Sozialhilfegrenzen belastet wer-
den können, oder durch den scheinbar »kostensparen-
den« Abtretungsvorteil - ggf. weitaus kostenschädlicher
– schwerwiegendere Verbindlichkeiten des Schuldners
nachrangig notleidend werden.
Die Gewerkschaften und Arbeitnehmerinteressen ver-
tretenden Organisationen sind aufgefordert, über Infor-
mationspolitik und innerbetriebliche Vertretung der vor-
geschriebenen Tendenz und Instrumentalisierung des
Arbeitgebers zum Inkassogehilfen entgegenzuwirken.
Schuldnerberatungsstellen sollten unberücksichtigt der
vorliegenden Entscheidung versuchen, entsprechende
Inkassopraktiken in anderen Bundesländern und Land-
gerichtsbezirken prüfen zu lassen, insbesondere, wenn
die Inkassostelle den Arbeitgeber kontaktiert, ohne daß
eine rechtskräftig titulierte Forderung vorliegt.

Schubert-Schuldnerhilfe
Umgehung von Rechtsfolgen

Stuttgart/Braunschweig ■ (mit) In zwei Verfahren ist die
Firma Schubert-Schuldncrhilfe vor dem Langerieht Stuttgart
der Verbraucherzentrale Baden-Würtemberg unterlegen (vgl.
BAG-infir 2/96, S. 20). Das Landgericht kam zur der Auf-
fassung, daß bei den geprüften Verträgen ein Verstoß gegen
das Rechtsberatungsgesetz vorliegt (Urteile vom 26.02.96
und 03.07.96). Die Rechtsfolge ist eine Pflicht zur Rückzah-
lung des Honorars an die Kunden, die ihre vertragliche

Beziehung zu Schubert-Schuldnerhilfe nicht aufrechterhal-
ten wollen.
Diese Rechtsfolge versucht die Firma zu umgehen, indem
den Kunden neue Vertragsformulare mit der Begründung
zugesandt werden, daß angeblich »aufgrund gesetzlicher
Bestimmungen« die Verträge überarbeitet worden seien. Die
Kunden werden mit Fristsetzung aufgefordert, die neuen
Verträge zu unterschreiben und zurückzusenden.
Es besteht keine Verpflichtung, diese neuen Verträge zu
unterschreiben, und fast alle Betroffenen können aus den
nichtigen Verträgen ihr bereits bezahltes Honorar zurück-
fordern. Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg, Pau-
linenstr. 47, 70178 Stuttgart, unterstützt die betroffenen Kun-
den.
Auch die Staatsanwaltschaft Braunschweig kommt in der
Prüfung einer Ordnungswidrigkeitsanzeige zu der Auffas-
sung, daß die Tätigkeit der Schubert-Schuldnerhilfe, die in
der Braunschweiger Niederlassung ausgeübt wird, grundsätz-
lich verbotene Rechtsbesorgung im Sinne des Rechtsbera-
tungsgesetzes darstellt. In den bisher der Staatsanwaltschaft
bekannten Fällen kam es jedoch nicht zu Vertragsabschlüs-
sen. Da somit nur die versuchte Rechtsbesorgung in Betracht
käme, wurde das Verfahren gegen die Niederlassung einge-
stellt. Allerdings mit dem Hinweis, daß bei etwaiger weite-
rer vollendeter Rechtsbesorgung die Firma mit der Verhän-
gung von Bußgeldern zu rechnen hat.

Recht auf Girokonto
Aktion des Sozialamtes Düsseldorf

Düsseldorf ■ ( mlf) Die Postbaranweisung von Soziallei-
stungen an Leistungsempfänger – aufgrund fehlendem Giro-
konto – verursacht den kommunalen Sozialhilfeträgern
erhebliche zusätzliche Kosten. Um diese Kosten einzudäm-
men verfolgte das Sozialamt Düsseldorf eine offensive Stra-
tegie. Mit einem Anschreiben und einem optisch gut gestal-
teten Merkblatt wurden Leistungsempfänger ohne Girokon-
to aufgefordert, sich hei der Stadtsparkasse Düsseldorf ein
Guthabenkonto einzurichten. Das Sozialamt informierte die
Leistungsbezieher über die Vereinbarung mit der Stadtspar-
kasse Düsseldorf, daß trotz Schufa-Eintrag und Schulden in
der Regel die Einrichtung eines Girokontos auf Guthaben-
basis möglich ist.

Recht auf Girokonto
Auch für Vereine der Scientology
Organisation?

Stuttgart ■ ( Dr. Manfred Hammel) In seinem gut durchge-
arbeiteten Urteil vom 6. September 1996 (Az.: 27 0 343/96)
hob die 27. Zivilkammer des Landgerichts Stuttgart eine
einstweilige Verfügung der gleichen Kammer dieses
Gerichts vom 31. Juli 1996 auf, in der der Postbank AG
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geboten wurde, eines der vier von dieser Bank gekündigten,
dort von der »Scientology Mission Ulm c.V.« ursprünglich
gehaltenen Girokonten bis zu einer gerichtlichen Entschei-
dung in der Hauptsache weiterzuführen.
Ausdrücklich verneinten die Stuttgarter Richter das Beste-
hen einer hinsichtlich der Postbank feststellbaren Kündi-
gungssperre auf Grund eines die Vertragsfreiheit dieses
Geldinstituts einschränkenden Kontrahierungszwanges. Der
Gesetzgeber hätte für den Geschäftsbereich dieser (heute)
privatrechtlichen organisierten Bank im Postgesetz in dessen
neuer Fassung keine von diesem Kreditinstitut zu entspre-
chende Pflichtaufgabe oder einen sonstigen Vorbehalt
geschaffen, so daß hieraus kein unmittelbarer Kontrahie-
rungszwang abzuleiten sei.
I m Rahmen der an dieser Stelle vorgenommenen Diskussi-
on hinsichtlich der Existenz eines »mittelbaren Kontrahie-
rungszwanges« signalisierte das Landgericht Stuttgart zwar,
daß in unserer »hochtechnisierten und von automatisiert
ablaufenden Vorgängen gekennzeichnete Zeit« (...) »im
Zugang zum bargeldlosen Zahlungsverkehr ein Grundbe-
dürfnis nicht nur des Verbrauchers, sondern eines jeden an
Wirtschaftsvorgängen Beteiligten zu sehen« ist. Ausschlag-
gebend für das schließlich für die klagende Scientology Mis-
sion Ulm e.V. negative Votum war aber die Antwort auf die
von der Kammer gestellte »Grundfrage, ob für den Kunden
eine zumutbare, gleichwertige Alternative besteht, die Lei-
stung anderweitig zu erhalten, oder vom bargeldlosen Giro-
verkehr ansonsten ausgeschlossen bleibt«, nämlich »Nein«.
Nur wenn auf Grund eines einheitlichen Marktverhaltens
aller anderen Anbieter von Girokonten nach einer Kon-
tenkündigung der einzelne sich einem »Ablehnungskartell«
gegenübersieht und über keinen Zugang zum bargeldlosen
Zahlungsverkehr (mehr) verfügt. kann von einem entspre-
chend weitreichenden Ausschluß gesprochen werden. In die-
sem vorn Landgericht Stuttgart verkündeten Urteil konnte
sich die Kammer aber nicht davon überzeugen, daß der
Scientology Mission Ulm e.V. hier keine zumutbare Aus-
weichmöglichkeiten zur Verfügung steht.
Vorgetragen war die – schriftlich bewiesene – Ablehnung
von 13 Geldinstituten im Ulmer Raum. und dies, obwohl für
die dortige Region im Branchenfernsprechbuch mehr als 400
verschiedene, selbständig tätige Bankinstitute (Filialen nicht
mitgerechnet) nach Ermittlungen dieses Gerichts ausgewie-
sen sind.
Es wurde dieser Scientology Organisation ausdrücklich für
zumutbar erachtet, auch außerhalb der Stadt ihres Sitzes eine
Giroverbindung – gerade auch unter Berücksichtigung der
neuen technischen Kommunikationsmöglichkeiten (»Daten-
autobahn«, »home banking«) – zu begründen.
Schließlich erfolgte an dieser Stelle noch ein Hinweis auf die
Sparkassen als »anderweitige Ausweichmöglichkeit« nach
einer ausgesprochenen Kündigung eines Girokontos, obwohl
nach badenwürttembergischem Sparkassenrecht im Zusam-
menhang mit der Einrichtung von Girokonten bei Sparkas-
sen kein Kontrahierungszwang besteht.

Abschließend vertrat das Landgericht Stuttgart in dieser
Sache die Einschätzung, »über eine Absprache aller Kredit-

institute dahingehend, dem Verfügungskläger (der Sciento-
logy Mission Ulm e.V.) oder der Scientology-Organisation
die Unterhaltung eines Girokontos zu verweigern, ist dem
Gericht nichts bekannt«. – Dieses hielt es im übrigen für
»zweifelhaft, ob sich ausländische, insbesondere US-ameri-
kanische Banken aus dem Stammland der Scientology-Orga-
nisation. im Inland an einer solchen Absprache beteiligen
würden« und folgerte:
»Immerhin ständen diese Institute dann der Begründung
einer Geschäftsbeziehung aufgeschlossen gegenüber und
könnte der Verfügungskläger dort ein Girokonto einrichten«.
Frappierend sind in diesem Fall aber auch die von der
beklagten Postbank AG vorgetragenen Gründe für den von
ihr diesem Verein der Scientology Organisation gegenüber
ausgesrochenen Gestaltungsakt:
Durch die intensive öffentliche Kritik an dieser Scientology
Mission sah sich dieses Geldinstitut bei einem weiteren
Bestehen der von dieser Scientology-Gruppierung auch ver-
öffentlichten Bankverbindung »einem erheblichen Risiko
wirtschaftlicher Nachteile ausgesetzt«.
Die Postbank AG schloß es nicht aus, daß infolge der negativ
geprägten, öffentlichen Diskussion um diese Organisation
sich negative Kundenreaktionen zu Lasten dieses sich nun-
mehr wie jede andere Bank im Geschäftsleben auch betäti-
gende Geldinstituts einstellen könnten, sofern der Scientolo-
gy Mission Ulm e.V. durch die Bekanntgabe dieser Konto-
verbindung weiter in Zusammenhang mit der Scientology-
Organisation gebracht wird, was das Landesgericht Stuttgart
als »denkbar und nachvollziehbar« qualifizierte.
Hieraus war kraft Einschätzung der Kammer »eine sachliche
Begründung für die Kündigung (...) vorgetragen«. Die Exi-
stenz eines Rechtfertigungsgrundes, der es gestattet, die Post-
bank AG durch einen »Eingriff in deren Vertragsfreiheit zur
Fortsetzung der Giroverbindungen des Verfügungsklägers
(der Scientology-Mission Ulm e.V.) mittels Kontrahie-
rungszwanges zu verpflichten«, wurde negiert.

I m Rahmen des von Reifner/Brutschke/Alleyne (Institut für
Finanzdienstleistungen e.V. IFF I lamburg) im Auftrag der
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände e.V. (Bonn)
i m November 1994 erstellten Gutachtens »Zugang zum
Girokonto – Zu den Ansprüchen von Privatpersonen auf Ein-
richtung eines Mindestkontos« vertreten die Autoren die
Feststellung. die Verfü gungsmöglichkeit über ein Girokon-
to sei heute für einen vollerwerbsfähigen Erwachsenen »zum
Bereich des notwendigen Bedarfs« zu zählen. Bejaht wurde
an dieser Stelle die Erforderlichkeit der Schaffung eines ent-
sprechenden Kontrahierungszwanges »zur Gewährleistung
sowohl des funktionierenden Marktes als auch des Sozial-
staatsprinzips«. Ausschlaggebend für diesen Befund war ins-
besondere das Fehlen einer »zumutbaren Handlungsalterna-
tive« für den um den Abschluß eines Girokontovertrages
Nachsuchenden, »wenn sich alle in Frage kommenden
Anbieter gegenüber dem betreffenden Interessenten glei-
chermaßen abweisend verhalten«.

In entsprechender Weise äußerte sich auch der Arbeitskreis
»Hilfe für Gefährdete« des Deutschen Vereins für öffentli-
che und private Füsorge auf seiner Sitzung vom 23. April
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1996 (NDV 1996, S. 209 ff.). Es handelt sich hier um Äuße-
rungen, die das Landgericht Stuttgart in seinem Urteil vom
6. September 1996 nicht in Frage gestellt hat.

Scientology-Chttrch
Postwurfsendung im BAG-info

Düsseldorf ■ (mlf) Eine empörte Leserin aus Düsseldof
beschwerte sich bei der Redaktion über die Beilage eines
Prospektes der Dianetik-Gesellschaft (eine Organisation der
Scientology-Church) im BAG-injb 3/96. Da die BAG-SB
INFORMATIONEN prinzipiell ohne Prospektmaterial an die
Vertriebsstellen in der Bundesrepublik gehen, hat die Redak-
tion sowohl einen Nachforschungsauftrag als auch eine
Beschwerde an die Deutsche Post AG in Düsseldorf gerich-
tet.
Die Deutsche Post AG bedauert in ihrem Antwortschreiben,
daß es Anlaß zur Klage über ihr Unternehmen gibt und nahm
zu dem Sachverhalt wie folgt Stellung:

»Unsere Recherchen hohen ergehen. daß die PostwurfSendung der
Scientologv-Church vermutlich in? Rahmen der postalischen Bear-
beitung versehentlich in die 1'011 11111C11 versandte Fachzeitschrift
»BAG-SB 1,\T FORMITIO,VEN« gelangt ist. Wir versichern Ihnen,
daß grundsätzlich hei 1111S eingelieferte Postwurfsendungen auch als
solche einzeln an die I hmshalte zugestellt und nicht anderen Sen-
dungen beigefügt werden. (...) Da die Zustellung von PostwurfSen-
dungen der Scientologv4hurch hei vielen unserer Kunden auf- Unver-
ständnis gestoßen ist, möchten wir die Möglichkeit 1111tell, diese kurz.
zu begründen.
Die Deutsche Post AG ist ein Dienstleisungsuntemehmen, deren ori-
ginäre Aufgabe in Transport von Nachrichten besteht und nicht in der
inhaltlichen Bewertung Eine suche Zensur steht 1111.N nicht zu. naher
können im Zu.ständigkeitsbereich der Deutschen Post AG Po.stwuf
sendungen von Organisationen mit extremen religiösen oder weltan-
schaulichen Positionen nur drum von der Beförderung ausgeschlos-
sen werden, wenn ern evulenter Strafrechtsverstoß vorliegt.
Dies ist jedoch bei den zur Zustellung vorgelegenen PostwurfSen-
rhmgen der Scientology-Sekte nicht der Fall, (...).
Wir möchten noch einmal versichern, daß die Einlage in ihre Zeit-
schrift versehentlich erfolgt ist und hoffen, daß Sie zukünftig wieder
Vertrauen zu unserem Unternehmen haben, damit wir Sie wieder zu
unseren zufriedenen Kunden zählen dürren.«

Nicht zuletzt durch die Diskussion um das neue Insolvenz-
recht und seine Umsetzung sehen viele Schuldner-
berater/innen die Notwendigkeit einer übergeordneten, unab-
hängigen Interessenvertretung. Aus diesem Grund wurde der
Beschluß zur Gründung einer LAG Schuldnerberatung für
Rheinland-Pfalz gefaßt. Bereits bestehende Arbeitsstruktu-
ren (z.13. regionale Arbeitskreise) sollen dabei erhalten und
gefördert werden.
Zur Initiicrung der Gründung der LAG-SB Rheinland-Pfalz
haben sich Kollegenfinnen aus verschiedenen Städten und
von verschiedenen Trägern zusammen gefunden. Auf einem
Vorbereitsungstreffen wurde ein Satzun gsentwurf erarbeitet.
Die Gründungsversammlung fand am 17.10.96 in Mainz
statt.

Arbeitsgruppe Schuldnerberatung der
Verbände
Tagungsprotokoll

Bonn ■ ( mlf) Tagungsordnungspunkte der AG SBV vom
28.08.96:

1. Arbeitslosigkeit und Überschuldung/Versuch einer
differenzierten politischen Einschätzung der Antwort
der Bundesregierung (BT-Drucksache 13/5282) zu
der Kleinen Anfrage der SPD-Fraktion zu »Arbeits-
losigkeit und Überschuldung«

2. Insolvenzordnung
3. Weltspartag/Material
4. Bericht »Initiativen zur Stärkung des Verbraucher-

schutzes im Finanzdienstleistungsbereich«
5. Umfrage zum »Recht auf Girokonto« der BAG-SB

Das austiihrliche Protokoll der AG SBV kann bei der Redak-
tion gegen Einsendung eines frankierten und adressierten
DIN A 5 Umschlags angefordert werden.

Rheinkind-Pfri/z
Gründungsversammlung der
Landesarbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung

Mainz ■ (Werner Sanio) In den vergangenen zwei Jahren
haben sich verschiedene initiativen zur landesweiten Koope-
ration auf dem Gebiet Schuldnerberatung entwickelt. Vom
Arbeitskreis Rheinland-Pfalz-Mitte wurde seither ausgelotet,
ob es sinnvoll ist, eine LAG zu gründen oder ob sieh andere
Alternativen anbieten, wie etwa die Kooperation mit der
bereits bestehenden Liga der Freien Wohlfithrtsverbände.

Weltspartag 1996
Materialsammlung

Düsseldorf ■ (mir) Der Evangelische Fachverband für
Sehuldnerberatung im Rheinland hat über die Mitglieder der
AG SBV eine breite Materialsammlung für Schuldnerbera-
ter/innen zum Weltspartag 1996 zur Verfügung gestellt. Die

Sammlung enthält ausführliches Material das an Infoständen
verteilt werden kann, die Forderung nach Pfändungsschutz
bei Girokonten für eine Unterschriftenaktionen bereitstellt,
Tips für Presseankündigung, Vorbereitung und Durch-
führung eines Pressegesprächs und zur Genehmigung eines
Info-Standes enthält.
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Ausgesprochen vorteilhalft bei dieser Aktion war, daß alle
Informationen zur weiteren Gestaltung auf Diskette ange-
fordert werden konnten.

4. internationale Konferenz, des iff
»Europäische Währungsunion und
regionale Verantwortung von
Finanzinstituten gegenüber dem
Verbraucher«

Strassbourg ■ (Ulf Groth) Am 27. und 28. September fand
im französischen Strassbourg in den repräsentativen Räum-
lichkeiten des Europäischen Parlamentes eine vielbeachtete
Tagung zu o.g. Thema statt. Das iff hat diese Tagung zusam-
men mit dem Verbraucherverband Elsaß organisiert. Etwa
250 Teilnehmer aus den USA, Kanada, Israel und vielen
europäischen Ländern kanmen zusammen. Die BAG-SB war
durch zwei ihrer Vorstandsmitglieder in verschiedenen
workshops aktiv in die Konferenz eingebunden.
Der erste Konferenztag beschäftigte sich schwerpunktmäßig
mit der europäischen Währungsunion. Was wird sich ändern,
wenn der Euro erst Zahlungsmittel ist? Einige Antwortversu-
che gab John Alk von der EU-Kommission aus Brüssel. Es
ist auf soziale Ausgewogenheit zu achten bei der Einführung
der Währungsunion. darauf wies die Bürgermeisterin der
Stadt Straßburg und Mitglied des Europ. Parlamentes hin.
I m Workshop 2, der sich mit »Finanzdienstleistungen und
Armut Zugang zu Finanzdienstleistungen« beschäftigte.
nahm die Erörterung der von der BAG-SB maßgeblich initi-
ierten Diskussion um das »Recht auf ein Girokonto« breiten
Raum ein. Im Podium saßen sich Sabine Pohlmann vom
Deutschen Sparkassenverband und El fi Hörman von der
BAG-SB gegenüber. Workshop 3 befaßte sich beispielswei-
se mit der Frage, ob es eine europäische Directive gehen soll-
te, in der klare Kriterien für Kreditwucher festgelegt sind.
Angesichts von »Spezialkrediten« in England, denen rd.
298% Jahreseffektivzins zugrunde liegen, eine sehr berech-
tigte Frage.
Der zweite Konferenztag befaßte sich speziell mit Fragen des
ethischen Investments und der Finanzierung von Kleinun-
ternehmen sowie der Finanzierung von Wohneigentum.
Deutliche Berührungspunkte zur Sozialarbeit hier: Durch
eine verbesserte Infrastruktur in armen Stadtteilen, kann
einer weiteren »Vers1U111111ung« entgegengewirkt werden.

Interessante Ansätze aus den USA und Großbritannien könn-
ten auch für die deutsche Diskussion fruchtbar sein.
Aufschlußreich war auch der Workshop über Verbraucher-
konkursregelungen in verschiedenen europäischen Ländern:
Leider wird die Debatte um die Gewährung der Restschuld-
befreiung anscheinend überall unter einem moralischen
Blickwinkel geführt: Sind es die Schuldner tatsächlich wert,
die Restschuldbefrciung zu erhalten? Hilfreich für die deut-
sche Diskussion der Hinweis aus Österreich: Verhindert die
Mindestquote in der lnsO!
Alles in allem fand eine interessante und gewinnbringende
Konferenz statt, die gerade auch für die deutsche Schuldner-
beratung etliche konkrete Anregungen vermittelte. (Im näch-
sten wird ausführlich über die Straßburg-Konfe-
renz berichtet; s. auch in berichte den Beitrag über die Schot-
tische CDN-Konferenz).

Statistisches Dokumentationssystem für die
Schuldnerberatung
Stichprobenerhebung

Düsseldorf ■ (Marius Stark) Der Deutsche Caritasverband
und das Diakonische Werk der EKD haben in einer gemein-
samen Arbeitsgruppe ein statistisches Dokumentationssy-
stem für die Schuldnerberatung entwickelt.
Ziel ist, dieses Dokumentionssystem in allen Beratungsstel-
len von Caritas und Diakonie einzuführen, so daß nach einer
Anlauf- bzw. Übergangszeit die Arbeit in den Schuldnerbe-
ratungsstellen qualitativ und quantitativ differenziert darge-
stellt werden kann. Uni jedoch möglichst bald aussagekräf-
tige Daten für die aktuelle sozialpolitische Diskussion zu
bekommen, wird eine repräsentative Stichprobenerhebung
durchgeführt.
Diese Erhebung findet in 100 Beratungsstellen des Diakoni-
schen Werkes und des Caritasverbandes in der Zeit von
November 1996 bis April 1997 statt.
Die beteiligten Verbände erwarten von dieser Untersuchung
Ergebnisse, die für das Arbeitsfeld Schuldnerberatung bun-
desweit verläßliche Aussagen zulassen.
In Zusammenarbeit mit dem Institut für Soziologie der Uni-
versität Karlsruhe soll die in diesem Bereich geleistete Arbeit
umfassend dargestellt werden. Außerdem sollen auf dieser
Datenbasis strukturelle Faktoren von Überschuldung her-
ausgearbeitet werden. Der Abschlußbericht wird für Ende
1997 erwartet.

•

>ckm letzt Kotieren:
Fachkonferenz der Bundesarbeitsgemeinschaft

: Schuldnerberatung e.V.
• vom 21. bis 23. Mai 1997 in Bergisch-Gladbach•

•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
•
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literatur-produkte
Geizhals-Forum – Sparsamkeit als
neue Lebensart
H rg.: Karsten Rossa, Grevenbroich

( Helmut Peters) ■ Ein neuer »Lichtblick am Präventions-
himmel« ist aufgegangen. Mit dem Geizhals-Forum ist ein
witzig-ironisches, informatives Blättchen erschienen (2.
Ausgabe August 96, I. Jahrgang), der auf weitere hoffen
läßt. Das Geizhals-Forum »ist keine Bibel, um ungläubige
Menschen zu bekehren« schreibt der Herausgeber Karsten
Rossa aus Grevenbroich in einer Antwort auf einen Leser-
brief. Rossa hofft, mit dem Blättchen (acht Dm A4-Seiten)
doch den einen oder anderen (vielleicht auch mit Hilfe der
Schuldnerberatung) davon zu überzeugen, daß kein (oder
besser bewußt weniger) Geld auszugeben. eine sehr lebens-
werte Lebensphilosophie sein kann. Neben kleinen aber fei-
nen (weil Geld sparenden) Tips wie Pinselreinigung, Rost-
schutz für Werkzeuge und Ersparnis bei Energiesparbirnen,
enthält das informative Blättchen mit Vorläufer aus Holland
(»Vrekkenkrant«) auch fundierte Analysen, z.B. zur (Trink-
und Mineral-) Wasserqualität. Ein Blättchen, das in keinem
Wartezimmer einer Schuldnerberatung fehlen sollte. Aber
nicht nur für Ratsuchende ist das Geizhals-Forum eine wah-
re Fundgrube an (Energie-) Einsparmöglichkeiten, sondern
auch sicherlich für den einen oder die anderen Berater/innen.
Bestellungen: Geizhals-Forum, Karsten Rossa, Orkener Str.
35, 41515 Grevenbroich.

Bildkartei »Armut im Blick«
H rg.: Caritasverband, Freiburg, 1996

( Matthias Schiith) ■ Caritas international hat gemeinsam mit
dem Dritte Welt Haus Bielefeld eine Bildkartei über natio-
nale und internationale Armut veröffentlicht. 40 schwarz-
weiß Bilder im Format DIN A 4 sollen in Bildungsarbeit und
Unterricht helfen, die Armutsproblematik stärker in den
Blick zu nehmen. Ein Begleitheft vermittelt Hintergründe
und Fallbeispiele zu Themen wie Arbeits- und Obdachlosig-
keit in Deutschland oder sozialen und wirtschaftlichen
Armutsaspekten in der Dritten Welt. Die von Profifotogra-
fen aufgenommenen Bilder beschränken sich nicht auf die
Darstellung von Armut, sondern regen zum Gespräch über
deren Ursachen und Auswirkungen an. Das Begleitheft ent-
hält didaktische Hinweise zur Arbeit mit der 13ildkartei. Die
Bildkartei »Armut im Blick« kann bestellt werden bei: Deut-
scher Caritasverband, Caritas international. Referat Öffent-
lichkeitsarbeit, Postfach 420, 79004 Freiburg.

Das Recht des Schuldners von A – Z
Prof. Dr. Walter Zimmermann, C.H. Beck Verlag, 1996

(ar) ■ Das Buch stammt aus der Reihe »Beck-Rechtsberater im
dtv« und erläutert, auch anhand von Beispielen, die für den

Laien oftmals unverständlichen Begriffe von A wie
Abbuchungsverfahren bis Z wie Zwangsvollstreckung, auch S
wie Schuldnerberatungsstellen wird erläutert. Der Autor ver-
sucht dabei durch gezielte Information über Schuldnerrechte
die Benachteiligung des Schuldners, durch den Kompetenz-
und Erfahrungsvorsprung von Banken und Inkassounterneh-
men, zu verhindern oder wenigstens zu mildern. Die Informa-
tionen befassen sich im wesentlichen mit folgenden Themen-
kreisen:

Rechte des Schuldners gegenüber den wichtigsten Gläu-
bigern (u.a. Banken, Inkassounternehmen, Unterhalts-
berechtigten. lanzel- und Versandhandel);
Möglichkeiten kostenloser Rechtsberatung:
Verbraucherkredite, Haustürgeschäfte, Vertragsauflö-
sung;
Rechte des Schuldners bei Mahnungen, Mahnbeschei-
den, Vollstreckun g sbescheiden, Klagen;
Zwangsvollstreckung, Lohnpfändung, Wohnungsräu-
mung;
Rechte des Schuldners bei Konkurs, Vergleich, Gesamt-
vollstreckung:
Weiterer Schwerpunkt: die neue Verbraucherinsolvenz
und Restschuldbefreiung.

So werde ich meine Schulden los –
Privates Konkursrecht
Paul Hartmann, Ullstein Verlag, 1996

(ar) ■ Dem in Österreich erschienenen Buch »So werde ich
meine Schulden los« folgte jetzt die deutsche Variante. Auch
dieses Buch wurde in erster Linie für überschuldete Privat-
personen geschrieben und soll allen Betroffenen einen Leit-
faden an die Hand geben, wie sie innerhalb von 5 bis 6 Jah-
ren ihren Schuldenberg abtragen können. Neben der Dar-
stellung von Problemen, die im Umgang mit Gläubigern auf-
treten, enthält das Buch, z.B Hilfestellungen bei der Bewäl-
tigung der rechtlichen Schritte. Es ist aber ebenso für Bera-
ter empfehlenswert, die sich – in leicht verständlicher Form –
u.a. über das neue Verbraucherinsolvenzverfahren informie-
ren möchten.
Aus dem Inhalt: 1. Teil: Das neue Verbraucherinsolvenz-
verfahren (Befreiung von der Restschuld, Insolvenzverfah-
ren, Wohlverhaltensperiode); 2. Teil: Die richtige Strategie
bei Zwangsvollstreckung, Lohnpfändung, Kontenpfändung;
3. Teil: So werde ich meine Schulden los (Kassensturz,
Haushaltsplan, Sanierungsplan, Ratenzahlung oder Umschul-
dung, Wegweiser durch das lnsolvenzverfahren). Ergänzt
werden die Erläuterungen durch Beispiele, Dokumente und
Musterbriefe aus der Praxis. Im Anhang sind u.a. alle wich-
tigen Grundlagen der Insolvenzverordnung, Pfändungsvor-
schriften, die Mindungstabelle mit monatlichen Beträgen
und Adressen für Ratsuchende zusammengetragen.
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Jugend und Geld — Ausstellung und
Begleitbroschüre
Hrg.: Verbraucher-Zentrale Hessen, 1996

(ar) ■ Die Verbraucher-Zentrale Hessen hat eine neue Bro-
schüre zum Thema »Jugend und Geld« erstellt. Sie ist das
Begleitheft zur gleichnamigen Ausstellung. Das Heft richtet
sich sowohl an Multiplikatoren als auch an junge Verbrau-
cher/innen. Bei Interesse, können kostenlose Exemplare für
die Arbeit der Schuldnerberatungseinrichtungen zur Verfü-
gung gestellt werden.
Desweiteren hat die Verbraucher-Zentrale Hessen eine Pla-
katserie zu verschiedenen Themenbereichen der Verbrau-
cherarbeit, z.B. für den Bereich Finanzdienstleistungen, ent-
worfen. Die einzelnen Plakate können für einen geringen
Kostenbeitrag zzgl. Versandkosten zur Verfü g ung gestellt
werden.
Die Broschüre und die Plakate können bestellt werden bei:
Verbraucher-Zentrale Hessen, Reuterweg 51-53, 60323
Frankfurt/Main. 0 —0 =74-e

Vorsicht Kredit! — Finanzplanung und
Krisenbewältigung
Helmut Kammerer, Schüren Verlag, 1996

(ar) ■ Der Kreditratgeber richtet sich an all diejenigen, die
entweder die Aufnahme eines Kredites planen oder aber sich
bereits in einer Notsituation befinden. Das Buch weist auf
die wichtigsten Dinge im Zusammenhang mit Finanzierun-
gen, mit besonderem Augenmerk auf Problemsituationen,
hin. Dabei soll der Ratgeber kein Fachbuch für Fachleute
zum Thema Finanzierungen sein und der Autor erhebt daher
auch keinen Anspruch auf vollständige Aufarbeitung aller
Probleme rund um das Thema »Kredit«. Vielmehr soll es ein
Wegweiser, der insbesondere alle Gefahrenstellen auf dem
Weg zu einer sicheren Finanzierung markiert, und Berater
für Krisensituationen sein. Herangezogen werden dafür Fall-
beispiele aus der Praxis. Aus dem Inhalt: Finanzplanung,
Hausbau, Unternehmensfinanzierung, wichtige Arten des
Kredits, Kredit in der Krise, notleidende Kredite, Haftungs-
fragen.

Gt' t,l e ‘-rze

themen 

Ergebnisse der Erhebung »Girokonto für jedermann«
von Andrea Röttel, Ass. jur., Kassel

Ein Girokonto ist in der heutigen Zeit für Privathaushalte
lebensnotwendig. Verlust oder Verweigerung einer Konto-
verbindung haben wirtschaftliche und soziale Ausgrenzung
zur Folge. Monatlich notwendige Zahlungen, wie Überwei-
sung der Miete, der Energiekosten oder der Telefonrechnung
können entweder nicht oder nur mit einem großen – insbe-
sondere kostenintensiven - Aufwand vorgenommen werden.
Hinzu kommt, daß eine fehlende Bankverbindung die Suche
nach einem Arbeitsplatz oder einer Wohnung erheblich
erschwert, wenn nicht gar unmöglich macht. Wer bei einem
Vorstellungsgespräch dem neuen Arbeitgeber oder Vermie-
ter keine Kontoverbindung angeben kann, wird keinen
großen Erfolg haben. Betroffen von dieser Ausgrenzung sind
in der Bundesrepublik ca. 500.000 Privathaushalte.

Der deutsche Bundestag debattierte im Mai 1995 über
gesetzliche Regelungen hinsichtlich eines ungehinderten
Zugangs zum bargeldlosen Zahlungsverkehr. Der Zentrale
Kreditausschuß (ZKA), in dem die fünf Spitzenverbände der
deutschen Kreditwirtschaft vertreten sind, kam jedoch einer
gesetzlichen Regelung zuvor, indem er am 20. Juni 1995
eine Empfehlung beschlossen hat. In dieser ZKA-Empfeh-
lung werden alle deutschen Kreditinstitute zur Führung eines

Girokontos, zumindestens auf Guthabenbasis, aufgefordert.
Dabei sollten weder Art und I löhe der Einkünfte noch ein
Eintrag bei der Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsi-
cherung (SCHUFA) ein Grund sein, die Führung eines Kon-
tos verweigern zu können. Jedoch ist die ZKA-Empfehlung,
im Gegensatz zu einer gesetzlichen Regelung, rechtlich völ-
li g unverbindlich, d.h. es besteht trotz der ZKA-Empfehlung
kein Anspruch auf Einrichtung eines Girokontos.
Es liegen jetzt Erfahrungen mit dieser ZKA-Empfehlung aus
einem Jahr praktischer Anwendung vor. Grund genug für die
Schuldnerberatung, die mit der Forderung nach einer gesetz-
lichen Lösung für ein Girokonto für jeden Haushalt auf den
Plan getreten ist, einmal zu untersuchen, wie sich die Emp-
fehlung in der Praxis ausgewirkt hat.
Bekommt jetzt jeder Bürger problemlos ein Girokonto? Hal-
ten sich alle Institutsgruppen an die Empfehlung? Ist sie
bekannt und wird sie tatsächlich in jeder Filiale auch ange-
wandt?

Diese Fragen müßten alle mit einem klaren JA beantwortet
werden, damit man von einer Forderung nach einer gesetz-
lichen Regelung abrücken könnte. Bei einer sozialpolitisch
so brisanten Frage in einer »Girokontengesellschaft« darf es
keine Pannen und Abweichungen geben. Jeder Haushalt
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müßte lückenlos tatsächlich eine funktionierende Bankver-
bindung erhalten, wolle man von einer geglückten Umset-
zung der Empfehlung sprechen.
Leider existiert dieser Zustand trotz ZKA-Empfehlung nicht!
Diese Aussage fassen die Ergebnisse des Projektberichtes
»Girokonto für jedermann« zusammen.
Der Projektbericht beruht dabei auf einer Erhebung, die die
Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung e.V. (BAG-
SB) mit Unterstützung der Hans-I3öck ler-Stiftung auf der
Datenbasis der Träger der Schuldnerberatungsstellen der
Verbände der freien Wohlfahrtspflege durchgeführt hat, uni
den Zugang von überschuldeten ltaushalten zu einem Giro-
konto zu ermitteln. Der Erhebungsbogen wurde dabei unter
Absprache mit dem Institut für soziale und kulturelle Arbeit
( I SKA) entwickelt. Der Bogen fragt bezogen auf einzelne
Beratungsfälle, wie der Zahlungsverkehr ohne Girokonto
abgewickelt wird, ob die Eröffnung eines Girokontos wegen
negativer SCHUFA-Auskunft verweigert wurde, ob ein
bestehendes Konto gekündigt wurde, aber auch, ob nach der
Selbstverptlichtungserklärung des Bankgewerbes, ein Giro-
konto eingerichtet werden konnte. Die quantitative Auswer-
tung der Erhebungsbögen erfolgte durch das Institut für Sozi-
alberichterstattung & Lebenslagenforschung (ISL) in Tabel-
lenform.
Die Ergebnisse der Befragung von rd. 170 Schuldnerbera-
tungsstellen, die sich an der Fragebogenerhebung beteiligt
haben, zeigen auf. daß die Umsetzung der Selbstverpllich-
tungserklärung des Zentralen Kreditausschusses nach einem
Jahr Laufzeit keineswegs erfreuliche Resultate beinhaltet,
und daß die ZKA-Empfehlung noch lange nicht für alle Bür-
gerinnen und Bürger ein »Girokonto für jedermann« garan-
tiert. Die Praxis in den Beratungsstellen zeigt vielmehr, daß
die Kreditinstitute in zahlreichen Fällen weiterhin, allein mit
dem Hinweis auf einen SCHUFA-Eintra g , eine Kontoeröff-
nung ablehnen. Wenn die Bundesregierung auf die Frage 9.
der Kleinen Anfrage »Girokonto für jedermann« 1 antwortet,
sie bewerte die ZKA-Empfehlung positiv und halte es für
besonders bedeutsam, daß allein auf' der Grundlage einer
Eintragung bei der SCHUFA eine Kontoeröffnung nicht
abgelehnt werden kann, so ist diese Auffassung mit der Rea-
lität nicht vereinbar.

Das Bundesministerium der Finanzen hat den Zentralen Kre-
ditausschuß gebeten seine Erfahrungen seiner Mitgliedsver-
bände mit der Empfehlung »Girokonto für jedermann« zu
berichten. Die Umfragen der im ZKA vertretenen Verbände
bei ihren Mitgliedsinstituten haben ergeben, »daß im wesent-
lichen alle deutschen Kreditinstitute, die Girokonten für Pri-
vatkunden anbieten, die Empfehlung akzeptieren. Es kann
davon ausgegangen werden, daß die Empfehlung flächen-
deckend umgesetzt wurcle.« 2 Davon kann nach den Erfah-
rungen der Schuldnerberatungsstellen gerade nicht ausge-
gangen werden und eine Empfehlung zu akzeptieren heißt

1 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage »Girokonto für
jedermann« – Drucksache 13/5339

2 Aufzeichnung des Bundesministeriums der Finanzen für den Finanz-
ausschuß des Deutschen Bundestages »Girokonto jedermann«

noch lange nicht sie auch flächendeckend umzusetzen. Der
eingeschlagene Weg, das Problem über eine Empfehlung zu
lösen, hat nicht – wie behauptet- – zum Ziel geführt.
Als besonders nachteilig für die Ratsuchenden stellte sich
das in der Empfehlung aufgeführte Kriterium für die Unzu-
mutbarkeit der Fortführung einer Kontoverbindung bei Kon-
topfändung heraus. Dieser Tatbestand ist in einer Weise aus-
legbar, daß die Empfehlung so gut wie jederzeit ohne Mühe
auch als Freibrief gehandhabt werden kann, einen Kontoin-
haber, der in einer wirtschaftlich schwierigen Lage ist, von
der Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr auszu-
schließen. 4 Von einem angemessenem Ausgleich zwischen
den Interessen der Kunden und denen der Kreditinstitute, die
die Unzumutbarkeitskriterien in der Empfehlung - laut Bun-
desregierung' – gewährleisten sollen, kann hier keine Rede
sein.
Diese Mißstände zu beseitigen ist nach wie vor Aufgabe des
Gesetzgebers:

Zum einen ist die Versorgung mit einem Guthaben-
girokonto für jedermann mittels eines gesetzlich nor-
mierten Kontrahierungszwanges seitens der Kredit-
institute sicherzustellen,
zum anderen muß die Möglichkeit der Girokon-
topfändungen gegen Privathaushalte gesetzlich ver-
boten werden.

Gesetzesentwürfe, die den Rechtsanspruch auf Einrichtung
von Girokonten behandeln, liegen bereits seitens der SPD-
Fraktion (' und seitens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 7 vor.
Nach Erfahrungen der Schuldnerberatungsstellen werden
immer wieder Girokonten von privaten Personen gepfändet,
auf denen nachweislich nur unpfändbare Beträge eingehen,
z.B. weil schon eine Einkommensprändung bei dem Arbeit-
geber durchgeführt wird.
»Nach der Pfändung von Arbeitseinkommen (§§ 850 ff.
ZPO) und von Sozialleistungen (§§ 54 ff. SGB 1) ist heute
die Pfändung der von einem Schuldner bei Geldinstituten
unterhaltenen Konten die dritthäufigste Form der Forde-
rungspfändung und als ein schwerwiegender Eingrein die
Lebenshaltung des Schuldners aufzufassen.«8
Die Konsequenz für die Betroffenen ist, daß

sie sich bemühen müssen. um über die eingehenden
Geldbeträge die Verfügung zu erhalten, durch einen
Beschluß des Amtsgerichtes, der die Änderung des
Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses auf Antrag
des Schuldners enthält (§ 850k ZPO) oder durch Nach-
weis über den Erhalt von Sozialleistungen (§ 55 SGB I).

3 vgl. FN 2
4 Prof. Dr. Walther Specht in Nachrichtendienst des Deutschen Ver-

eins für öffentliche und private Fürsorge, 7/96 S. 209
5 vgl. PIN I, Frage 9., S. 4
6 »Gesetz zur Sicherune der Teilnahme am bargeldlosen Zahlungs-

verkehr«, – Drucksache 13/856 
7 »Gesetz zur Regelung eines Rechtes auf ein Girokonto«, – Drucksa-

che 13/351 
8 Dr. Manfred Hammel, Caritasverband für Stuttgart e.V., »Probleme

rund um das Girokonto.«, S. 6
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sie nicht mehr das Konto im normalen Maß nutzen können,
Daueraufträge/Überweisungen und Einziehungsaufträ-
ge für Miete und Haushaltsenergie nicht mehr vorge-
nommen werden können, bei Mietschulden kann dies
sogar zum Wohnraumverlust führen,
für Bareinzahlungen zugunsten Dritter hohe Gebühren
verlangt werden und
bei einer Kontenpfändung die Kreditinstitute in den mei-
sten Fällen eine Kontenkündigung aussprechen. Daher
führen Kontopfändungen i.d.R. zum Kontoverlust.

Der bestehende Konto-Pfändungsschutz (§ 850k ZPO und
55 SGB I) reicht für Girokonten von Privathaushalten nicht

aus und die Verfahren sind für private Schuldner viel zu
kompliziert in der Handhabung.
Es muß daher eine völlige Unzulässigkeit der Kontenpfiin-
dung gegen private Haushalte gesetzlich eingeführt werden.
Die naheliegende Forderung erscheint zwar praktisch schwer
bestimmbar, da es Schwierigkeiten bei der Abgrenzung von
Haushaltskonten zu sonstigen Konten geben könnte. Es
bestünde jedoch die Möglichkeit. daß bei der Eröffnung
eines Girokontos der Zweck für die Führung des Kontos mit
mitangegeben wird, so daß bei einem Girokonto, das als
Haushaltskonto geführt werden soll. eine Kontopfändung
nicht mehr durchgeführt werden kann. Jedenfälls wäre dies
für alle Betroffenen eine sinnvolle und hilfreiche Regelung.

Nein zur Einführung einer Mindestquote im Verbraucher-
insolvenzverfahren
Stellungnahme der AG SBI

In ihrem 13ericht an die 67. Konferenz der Justizministerin-
nen und -minister im Juni 1996 (s. BAG-ii?ffi 3/96, S. 17) hat
sich die Rund-Länder-Arbeitsgruppe zur »Vereinfachun g des
neuen Insolvenzrechts« auch zur Zulässigkeit eines »Null-
plans« und zur möglichen Gewährung von Prozeßkostenhil-
fe im Insolvenzverfahren geäußert.
Die Länder-Justizminister/innen halten aufgrund des Berich-
tes eine ausdrückliche gesetzliche Regelung zur Frage von
»Nullplänen« und die Gewährung von Prozeßkostenhilfe im
Verbraucherentschuldungsverfahren für erforderlich.
Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe will hierzu Vorschlä ge ent-
wickeln. Für die Sitzung der Bund-Länder-AG am 01.10.96
hat die AG SBV nachfolgende Stellungnahme abgegeben (s.
weiter unten das Schreiben an Dr. Ileßler, Bayerisches
Justizministelauni):

Stellungnahme der Arbeitsgruppe »Schuldnerberatung
der Verbände« (AG SBV) zur möglichen Einführung
einer Mindestquote im Verbraucherinsolvenzverfahren

1. Die AG SBV ist nachdrücklich der Auffassung. daß in der
1994 beschlossenen Ins0 ein »Null-Plan« hinreichend deut-
lich gebilligt worden ist.
Sie macht sich insoweit die Argumente von Hcyer (JR 1996
S. 314 IT.) ausdrücklich zu eigen. Die AG SBV ist weiter in
der Ansicht, daß der Verweis in § 4 Ins° auf die Regeln der
ZPO auch die §§ 114 ff. ZPO (Prozeßkostenhilfe) umfaßt.
Sie macht sich insoweit die bereits 1994 von Professor Smid
geäußerten Argumente zur Auslegung von § 18 GesO aus-
drücklich zu eigen. Jegliche Änderungen in diesem Bereich
bedürften daher einer ausdrücklichen gesetzlichen Korrektur
des 1994 beschlossenen Insolvenzrechts.

2. Es gibt keinen Anlaß und keinen sachlichen Grind. in das
1994 beschlossene Insolvenzrecht eine Mindestquote oder

eine Restriktion der Insolvenzkostenhilfe einzufügen. Soweit
Beschränkungen der Insolvenzkostenhilfe überlegt werden,
ist zu beachten, daß Insolvenzkostenhilfe bereits aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen geboten ist. da wegen existentiel-
ler Bedeutung der Restschuldbefreiung ein Ausschluß dieser
Verfahren von der Prozeßkostenhilfe mit Art. 3 Abs. 1 GG
nicht vereinbar wäre (vgl. BVerfG ZIP 1993 S. 286; Kohte,
Festschrift für Remmers, 1995, S. 479, 486).

3. Eine Einführung einer Mindestquote wäre weder i m Inter-
esse der Verbraucher noch im Interesse der Justizhaushalte
sinnvoll.
Schuldnerinnen und Schuldner. die z.Z. eine Mindestquote
nicht aufbringen können, sind g leichwohl aufRestschuldbe-
freiung angewiesen. Die Annahme, daß für diese Personen
Restschuldbefreiung ein rein »formaler Akt« sei, ist unzu-
treffend. Zum einen sind die weiterhin von Gläubigern
durchgeführten Vollstreckungen und sonstigen Beitrei-
bungsmaßnahmen sozialpsychologisch belastend und kosten-
treibend, zum anderen führt das mit solchen Maßnahmen
verbundene Ansteigen der Verbindlichkeiten für eine wach-
sende Zahl von Schuldnerinnen und Schuldnern zur Aus-
grenzung vom Kreditmarkt. indem bestehende Bankverbin-
dungen nach Konterwilldungen gekündigt und neue Bank-
verbindungen verweigert werden.
Diese Ausgrenzung hat nicht nur psychologische, sondern
auch wirtschaftliche Nachteile und behindert nachhaltig eine
Integration dieses Personenkreises in den Arbeitsmarkt, da
Personalfragebogen regelmäßig die Frage nach der Bankver-
bindung beinhalten und eine Verneinung dieser Frage bei
geplanten Einstellungen als schwerwiegendes Hindernis ein-
gestuft wird.
Für die Betroffenen ist daher die Verweigerung der Rest-
schuldbefreiung nicht als »formaler Akt«, sondern als schwer-
wiegende Belastung einzustufen.
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SKM.Zentrale, Ulmenstr. 67. 40476 Düsseldorf

Herrn Regierungsdirektor
Dr. Heßler
c./o. Bayerisches Justizministerium
Prielmayerstraße 7
80335 München

Katholischer Verband
für soziale Dienste
in Deutschland e. V.

Fach- und Koordinierungsstelle
der verbandliehen Caritas für
Sozialberatung für Schuldner

U1menstr. 67, 40476 Düsseldorf
Telefon 0211/94105-13, Fax 0211/94105-20

Az.: St/be 753.112 27. September 1996

Arbeitsgruppe „Vereinfachung des neuen Insolvenzverfahrens"

Sehr geehrter Herr Dr. Heßler,

mit diesem Schreiben möchte ich Ihnen im Auftrage der Arbeitsgruppe Schuldnerberatung
der Verbände (AG SBV) unsere Stellungnahme zu einer möglichen Einführung einer Min-
destquote im Verbraucherinsolvenzverfahren zuschicken. Wir verkennen nicht, daß die
Umsetzung der Einführung einer Mindestquote im Verbraucherinsolvenzverfahren die Bun-
deslander vor finanzielle Anforderungen stellt. Wir halten dies jedoch für einen falschen
Lösungsansatz, der zudem nicht die erwarteten Einsparungen bringen wird. Ich möchte Sie
bitten, unsere begründeten Bedenken bei Ihrer Diskussion in der o.a. Arbeitsgruppe ange-
messen zu berücksichtigen.

Leider war es uns nicht möglich, in dieser kurzfristig verfaßten Stellungnahme, alle Aspekte
zur Frage einer Mindestquote aus der Sicht der 5B-Verbände ausführlich darzustellen. Die
Tatsache, daß die Einfuhrung einer Mindestquote zur Folge hat, daß ein großer Teil des
bisherigen Klientels der Schuldnerberatung am Verbraucherinsolvenzverfahren nicht teil-
nehmen kann, würde auch bedeuten, daß die zukünftige Beteiligung der Schuldnerbera-
tung bei der Umsetzung des neuen Insolvenzverfahrens grundsätzlich überdacht werden
muß. Wir würden es deshalb begrüßen wenn die Bund-Länder-Arbeitgruppe unsere Ar-
beitsgruppe anhören würde.

Wir planen die Durchführung einer Multiplikatorentagung zum Verbraucherinsolvenzverfah-
ren vom 18. bis 20 Dezember 1996 beim Deutschen Verein für öffentliche und private Für-
sorge in Frankfurt. An dieser Veranstaltung werden die zuständigen Referenten/-innen der
Verbände auf Landes- bzw. Diözesanebene teilnehmen, die an den Umsetzungsprozessen
in den einzelnen Ländern beteiligt sein werden. Es wäre schön, wenn Sie es sich als Ver-
antwortlicher der o.a. AG zeitlich einrichten könnten, die Teilnehmer dieser Veranstaltung
über den aktuellen Stand der Beratung zur Umsetzung des Verbraucherinsolvenzverfah-
rens zu informieren. Außerdem möchten wir Sie bitten an einer Podiumsdiskussion teilzu-
nehmen, die zum Abschluß der Tagung stattfindet und unter der Fragestellung steht:
„Scheitert die Einfuhrung des Verbraucherinsolvenzverfahrens7I Bitte teilen Sie uns kurz
mit, ob wir mit Ihrer Teilnahme rechnen können.

Zu Ihrer Information lege ich diesem Schreiben ein Arbeitspapier für die Praxis der Schuld-
nerberatung bei, in dem wir Hinweise zum Umgang mit der Altfallregelung im Verbraucher-
insolvenzverfahren geben.

Mit freundlichen Grüßen

Manus Stark Anlagen

4. Werden Schuldner ohne liquide Mittel vorn
Verbraucherinsolvenzverfahren ausgeschlossen,
so ergeben sich daraus nicht Spareffekte, sondern
zusätzliche Belastungen für die Justizhaushalte.
Aussichtslose Vollstreckungen belasten die Justiz
in ihrer Arbeitskapazität und finanziell, da die
damit verbundenen Kosten nicht beigetrieben
werden können.
Die Chance möglicher Restschuldbefreiungsver-
fahren führt dazu, daß diese Schuldner zukünftig
ihre Rechte mit größerer Aktivität wahrnehmen
werden. Es ist dann zu erwarten, daß Schuldner in
Zukunft in verstärktem Umfang im Wege der
Erinnerung geltend machen werden, daß die
Kosten solcher Vollstreckungen nicht erforderlich
und daher mit § 788 ZPO nicht vereinbar sind.
Damit würden gerade Vollstreckungen gegen
masselose Schuldnerinnen und Schuldner die
Justiz zusätzlich belasten und nicht entlasten.
Die in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe geäußer-
te Prämisse, daß ein Ausschluß armer Schuldne-
rinnen und Schuldner von der Restschuldbefrei-
ung diesen Personenkreis nicht belasten würde,
setzt voraus, daß ein weiterer Anstieg der Ver-
bindlichkeiten durch zusätzliche Zinsen und
Kosten unterbunden würde, da bei Einführung
einer Mindestquote auch der später zu bezahlen-
de Schuldenanteil zumindest in absoluten Zah-
len anderenfalls immer weiter ansteigen würde.
Ein insoweit systematisch notwendiges »Ein-
frieren« der Verbindlichkeiten müßte allerdings
aus Dokumentations- und rechtsstaatlichen
Gründen zumindest voraussetzen, daß Schuldner
die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens bean-
tragen, selbst wenn eine Einstellung nach §§ 26,
209 Ins0 später erfolgen würde. Damit würde
aber die Verfahrensbelastung der Justiz nicht wesentlich ver-
ringert, denn diese müßte auch solche Verfahren, die später
mangels Masse eingestellt würden, zuerst arbeitsaufwendig
durchführen.
Bei Abwägung der verschiedenen Möglichkeiten ist für die
Zukunft in erster Linie zu erwarten, daß Personen bei
Antragstellung die 1 ton'nung. haben, die Mindestquote aus
eigenen oder fremden Mitteln vorlegen zu können.
In erster Linie würden daher Verfahren von Personen schei-
tern, die zumindest den Antrag auf Eröffnungsverfahren
gestellt haben. Diese Verfahren würden aber die Justiz minde-
stens in der gleichen Weise belasten wie gut vorbereitete und
mit einem qualifizierten Schuldenbereinigungsplan verknüpf-
te Verfahren. Insoweit müßte trotz »Null-Plan« mit einer nach-
haltigen Belastung der Justiz gerechnet werden.
Die Einführung einer Mindestquote wäre daher bereits aus
strukturellen Gründen nicht zu einer Kostenersparnis geeignet.
Unabhängig davon wäre eine solche Regelung auch unver-
hältnismäßig, da sie arme Schuldnerinnen und Schuldner
ohne sachlichen Grund benachteiligen würde.
Eine Mindestquote benachteiligt somit insbesondere allein-
erziehende Frauen und Männer, Familien mit Kindern.

Arbeitslose – hier besonders Langzeitarbeitslose –, Arbeit-
nehmer mit niedrigem Einkommen und in ungesicherten
Arbeitsverhältnissen und kranke Menschen. Damit würde bei
den Verbraucherinsolvenzen ein sozial abträgliches und ver-
fassungsrechtlich bedenkliches Zwei-Klassen-System
geschaffen werden,

5. Verbraucher, die bei Verfahrenseröffnung über ein ausrei-
chendes pfändbares Einkommen verfügen, und die durch ein
nicht vorhersehbares Ereignis (Krankheit, Unfall, Arbeitslo-
sigkeit, Scheidung, Schwangerschaft usw.) die Mindestquote
nicht mehr erfüllen können, werden ebenfalls von der Rest-
schuldbefreiung ausgeschlossen sein. Auch hier ist durch das
bereits eröffnete Verfahren kein Kostenentlastungseffekt zu
erkennen. Darüber hinaus widerspricht es der Auffassung des
Gesetzgebers, daß eine in der »Wohlverhaltensperiode« ein-
tretende unvermeidbare Arbeitslosigkeit der Erteilung einer
Restsehuldbefreiung nicht entgegenstehen soll.

6. Soweit überhaupt eine enderung des bereits beschlossenen
Gesetzes in Betracht kommt, müßte dann die Rolle der ver-
schiedenen Gläubiger klargestellt werden. Für Bankgläubi-
ger, die nicht persönlich auf die Beitreibung der Schulden
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angewiesen wären, müßte ein Nachrang gegenüber den Pri-
vatgläubigem ausdrücklich statuiert werden.

7. Die von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe geschätzten
Kosten, insbesondere die Aufwendungen für die Prozeßko-
stenhilfe, werden nicht in der prognostizierte 1 löhe anfallen.
So ist bei den zu erwartenden Anwaltskosten zu beachten,
daß diese nach § 121 ZPO nur dann entstehen, wenn die Ver-
tretung durch einen Anwalt erforderlich ist. Dies dürfte in
vielen Verbraucherinsolvenzverfahren nicht der Fall sein.
zumal die Schuldnerberatungstellen die Schuldner als Bei-
stand durch das Verfahren begleiten können.
Auch ist zu erwarten, daß die Einführung der Verbraucher-
insolvenzverfahren für die Justiz eine wesentliche Arbeits-
und Kostenentlastung mit sich bringt. So wird die Zahl der
Zwangsvollstreckungsverfahren zurück gehen.

8. Die Arbeitsgruppe Sehuldnerberatung der Verbände ist
daher der Auffassung, daf3 durch eine zeitliche Aussetzung
des unbedingten Abtretungsvorranges nach § 1 14 InsO für
die Dauer des Insolvenzverfahrens bzw. bis zur Deckung der
Verfahrenskosten ein wirkungsvoller Kostenentlastungsef-
fekt erzielt werden kann. Nach den Erfahrungen in der
Schuldnerberatung wird sich in der Mehrzahl der Fälle durch

die Existenz einer vorrangigen Abtretung keine Insolvenz-
masse zur Deckung der Verfahrenskosten ergeben. Durch
eine zeitliche Aussetzung des Abtretungsvorranges könnten
dann die Verfahrenskosten durch den Schuldner selbst auf-
gebracht werden und sie hätte darüber hinaus den Effekt. die
außergerichtliche Vergleichsbereitschaft der Banken zu för-
dern.

9. Durch den Bundesrat ist bereits vor der Verabschiedung
des Insolvenzgesetzes herausgearbeitet worden, daß die
Anzahl der gerichtlichen Verfahren im Verbraucherkonkurs
nur eingegrenzt werden kann, wenn die Zahl der außerge-
richtlichen Vergleiche entsprechend hoch ist.
Um diese hohe Zahl außergerichtlicher Vergleiche zu errei-
chen, ist materiell/rechtliche Unterstützung für ein flächen-
deckendes Angebot an Schuldnerberatung geboten.
Vor allem ist aber geboten. kooperative Finanzierung des
Angebotes Schuldnerberatung sicherzustellen. Der Bundesrat
hat sich in diesem Zusammenhang ausdrücklich für eine
Beteili g ung der Kreditwirtschaft zur Finanzierung der außer-
gerichtlichen Schuldenbereinigung ausgesprochen.

Düsseldorf den 27. September 1996

Der elektronische Informationsaustausch und Datentransfer hat weite Teile unserer Gesellschaft er faßt. Schuldnerbe-
rater/innen nutzen ebenfalls (vereinzelt) diese elektronischen Medien. Irrr nächsten Themenbeitrag wollen wir zu einer
Auseinandersetzung mit dieser Kommunikationsform vor dein Hintergrund folgender Fragestellungen anregen :

Was soll/kann die Zielsetzung eines solchen Austausches sein?
Für welche Zwecke soll dieses Medium genutzt werden (Nutzung von Datenbanken, .fachlicher Austausch usw.)?
Gibt es einen Bedarf unter den Schuldnerberatern/innen?
Wenn ja, wie hoch ist dieser Bedarf?
Was kann getan werden, damit Kollegen/innen, die die technischen Möglichkeiten nicht besitzen (vielen Beratungs-
stellen steht noch kein PC zur Verfügung) nicht ausgegrenzt werden?
Welche datenschutzrechlichen Vorkehrungen sollten/müßten getroffen werden?
Sollen bereits existierende elektronische Medien genutzt werden oder soll ein eigenes Schuldnerbemtungsnetzwerk
mittels einer speziellen Kommunikationssoftware aufgebaut werden?
Wieviel Arbeitszeit steht den einzelnen Schuhhierberatern zur Verfügung, um die eingehenden Informationen (bis
zu 100 mails am Tag) auszuwerten, Anfragen zu beantworten oder das System zu warten?

Informationsaustausch per PC
von Norbert Schmitt, Bewährungshelfer, .S•ke

Der Informationsaustausch per PC, insbesondere das Inter-
net. ist zur Zeit im Zentrum der öffentlichen Aufmerksam-
keit. Kaum eine Zeitschrift. die sich nicht damit beschäftigt.
Selbst »Focus«, nun wirklich keine Computer-Zeitschrift, hat
jetzt eine 3-teilige Fortsetzungsreihe zur Nutzung des Inter-
net veröffentlicht. Andererseits: Auch wenn das Internet
ohne die Mitwirkung von Universitäten und Forschungsein-
richtungen kaum jemals seine jetzige Bedeutung erlangt hät-
te, ist seine praktische Nutzung im Bereich der Sozialarbeit
so gut wie unbekannt.

Sie sehen also, es handelt sich um ein sehr umfangreiches
Thema. Aber ich werde dieses Thema noch eine Ebene höher
ansetzen und der Frage nachgehen, wie der Informations-
austausch per PC für die Sozialarbeiter im Bereich der
Schuldnerberatung am besten und kostengünstigsten zu
bewerkstelligen wäre.

Dazu muß ich allerdings auch zwei Seiten betrachten: Einer-
seits die Kollegen als Nutzer des Informationsaustausches,
das ist klar. doch muß es auf der anderen Seite auch jemand
geben, der hier etwas moderiert, strukturiert und auch quasi
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Iiir Inhalte verantwortlich zeichnet. Eine Aufgabe, von der
ich hoffe, daß die Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerbe-
ratun g, bereit ist, sie zu übernehmen. Einmal vorausgesetzt,
sie wäre dazu bereit, bestünden drei Möglichkeiten, wie die-
se funktionieren könnte:

Die BAG-SB richtet eine Mailbox ein.
Die BAG-SB (oder ein bzw. mehrere interessierte Mit-
glieder) betreut ein Forum oder einen Teil eines Forums
in CompuServe.
Die BAG-SB richtet eine Homepage im Internet ein. die
einen Link (=Verweis) auf eine Usenet-Gruppe der
Schuldnerberater verweist.

Außer CompuServe wäre sicher auch noch AOL (America
Online) und MSN (Microsoft Network) zu nennen. Aber
MSN hat sich am Markt bisher nicht durchsetzen können,
und AOL hat von seinen Inhalten her eher eine Ausrichtung
auf familäre Unterhaltung, so daß ich mich hier in der Dar-
stellung auf CompuServe beschränke, das ich auch aus eige-
ner Nutzung kenne.

Aber zuerst sicher die für Sie wichtigste Frage:

I. Was kann man damit machen?

Daß sich etliche Gesetzestexte in CompuServe und im Inter-
net finden lassen, hat sich möglicherweise bereits herumge-
sprochen. Etliche Universitäten halten umfassende I lyper-
textsammlungen von Gesetzen bereit. Nicht unflott. denn die
in den PC geholten Gesetze lassen sich wesentlich leichter
als per I land durchsuchen.
Wesentlich wichtiger scheint mir die Möglichkeit des Infor-
mationsaustauschs. Man mag denken, das sei doch nicht so
wichtig. Das halte ich für falsch. In unserer heutigen schnell-
lebigen Welt wird es immer wichtiger sein, schnell an Infor-
mationen zu kommen.
Wie das z.B. funktionieren kann, will ich Ihnen an einem
Beispiel demonstrieren. In meiner Tätigkeit als Program-
mierer (der ich nebenbei auch bin) stoße ich ab und zu auf
ein Problem, das ich selbst nicht so ohne weiteres lösen
kann. Ich stelle eine entsprechende Frage in ein Forum und
bekomme in der Regel am nächsten Tag eine Lösung durch
einen Kollegen.
Denkbar ist doch genauso auch ein Austausch über fachliche
Probleme in der Sozialarbeit. Wir pflegen ja z.Zt. immer zu
denken, als sei ein Sozialarbeiter eine »eierlegende Woll-
milchsau«, oder auf gut deutsch, es wird die Erwartung
gestellt, ein Sozialarbeiter müßte einfach alles können, von
der persönlichen Hilfe bis hin zu perfekten Rechtskenntnis-
sen. Ich halte diese Ansicht für falsch: niemand kann in
allem perfekt sein. Aber wenn wir gute Informations- und
Austauschsysteme haben, ist es mö g lich, sich die jeweils ein-
mal fehlenden Intörnunionen zu beschaffen. Denn die gegen-
wärtige und künftige Informationsfülle kann nicht dadurch
bewältigt werden, daß man alles weiß, sondern nur dadurch,
daß man weiß, wie man an die nötigen Informationen
kommt.

2. Ein paar Begriffe

Da jeder Normalbürger völlig verwirrt ist durch die ganze
Diskussion uni die Netze, hier noch einmal kurz ein paar
Erläuterungen.

2.1. Mailbox
Eine Mailbox ist ein Computer, den Sie von Ihrem Compu-
ter mit einem speziellen D K-Programm (Datenfernübertra-
uungsprouramm. z.B. Hyperterminal) über die Telefonlei-
tung erreichen können. Das Mailboxprogramm checkt
zunächst einmal. ob Sie zum Zugriff berechtigt sind, welche
Rechte Sie haben und erlaubt Ihnen dann, auf diesem frem-
den Computer Nachrichten oder Dateien abzulegen oder her-
unter zu holen.

2.2 Internet
Internet ist schlicht und einfach das weltweit größte Com-
puter-Netzwerk. Aber nicht ein einzelnes Netzwerk, sondern
es besteht aus vielen Netzen. Dazu gehören große, gut orga-
nisierte Netze von Firmen wie z.B. IBM oder Universitäten,
aber auch PC's auf dem Dachboden einiger Computerfreaks.
I m August 1994 waren es mehr als 20.000 Netze, und die
Zahl ist heute weitaus größer. Den Zugang zum Internet
bekommt man über einen sog. Provider. Das kann eine Fir-
ma oder auch ein Verein sein. Wenn man am Internet teil-
nehmen will, muß man sich also nach einem kostengünsti-
gen Provider umsehen. Ich kann hier keine vollständige Auf-
zählung geben, sondern nenne nur die beiden, deren Ange-
bot ich gut kenne. nämlich CompuServe und T-Online.
Bekannt und populär geworden ist die Nutzung des Internet
durch die Erfindung des World Wide Web. WWW basiert
auf einer Technik, die sich Hypertext nennt (genauer: Hyper-
media, denn sie kann mit Grafik, Ton und Text umgehen).
Es ist absolut die coolste Methode, sich Informationen zu
holen, aber nicht unbedingt die schnellste. Per Mausclick
kann man sich um die ganze Welt bewegen und ist tatsäch-
lich mit einem Rechner in Tokio oder New York verbunden.

2.3. CompuServe
CompuServe ist zunächst einmal eine riesige Daten-Biblio-
thek. Für jeden möglichen Bereich. für den Sie sich interes-
sieren könnten, gibt es ein sog. Forum, mehr als 1.500 an der
Zahl (die natürlich auch schon längst überholt sein kann). Da
gibt es Foren für Science-Fiction-Fans, Gärtnerei-Treffs,
Ökologie, Mathematik, Raumfahrt, Gesundheit, Erziehung
usw. usw. Auf eines dieser Foren werde ich nachher noch ein
wenig eingehen. Jedes Forum besteht aus den Hauptberei-
chen »Nachrichten«, »Bibliotheken« und »Konferenzen« und
ist auf die Kommunikation und Interaktion der Teilnehmer
hin ausgerichtet. Jeder der genannten Hauptbereiche kann in
bis zu 24 verschiedene Unterbereiche, den Sektionen, geglie-
dert sein.

Den Nachrichtenbereich eines Forums müssen Sie sich etwa
vorstellen wie ein schwarzes Brett in einer großen Dienst-
stelle. Da wird ein wenig unterteilt, um die Übersicht nicht
zu verlieren, z.B. in die Bereiche »Allgemeines«, »Dienst-
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recht«, »Datenschutz« (um nur ein paar Möglichkeiten zu
nennen). Das Ganze funktioniert nun im Prinzip so, wie Sie
es vom schwarzen Brett kennen. Ich hefte eine Notiz in das
Feld »Dienstrecht«. Überschrift: »Sonderurlaub«, Text: »An
alle. Weiß jemand, ob es für einen Internet-Kurs Sonderur-
laub gibt?«. Viele kommen vorbei, lesen die Mitteilung,
manche wissen etwas und heften wieder einen Zettel daran.
Z.B.: »Nee, gibt es nicht. Nur wenn Du einen dienstlichen
Zusammenhang herstellen kannst.« Können Sie erahnen,
welche Dimension das bekommen kann? Informationsaus-
tausch mit Kollegen, die ganz entfernt sein können. Sehr
schnell kann sich hier eine Menge an Fachwissen austau-
schen.
In den Bibliotheken findet man Texte, z.B. höchstrichterli-
che Urteile oder Software, die Sie sich auf Ihren Rechner zie-
hen können. Und im Konferenzbereich können Sie sich
direkt mit anderen Teilnehmern austauschen (»chatten«).
CompuServe ist gleichzeitig auch Internet-Provider, d.h. mit
den Zugang zu CompuServe habe ich gleichzeitig auch den
Zugang zum Internet (die ersten 5 Stunden im Monat sind im
Grundpreis von ca 15 DM enthalten) eingeschlossen. Für
diejenigen, die einen CompuServe-Knoten im Nahbereich
haben, der vermutlich preisgünstigste Einstieg ins Internet.
Nach vorliegenden Ankündigungen soll ab Ende Okt. 96 der
Zugang zum Ortstarif aus jedem Ort der BRD möglich sein.

2.4. T-Online
T-Online ist der Nachfolger des angestaubten, aber bekann-
ten BTX (heute Datex-J genannt). Und genau das ist

zunächst einmal die Grundleistung. Neu ist T-Online KIT,
ein graphisch aufgepepptes BTX, und der Internet-Zugang.
Preislich ist T-Online schwierig zu beurteilen. Die Grund-
gebühr beträgt zwar nur 8 DM, der Internet-Zugang schlägt
jedoch noch einmal mit 0,05 DM je Minute zu Buche. Bei
einer Nutzung von 5 Std. mtl. kommen Sie also auf eine
Gebühr von 5x60x0,05 DM = 15 DM + Grundgebühr 8 DM,
insgesamt 23 DM.

3. Vor- und Nachteile aus der Sicht der
Schuldnerberater

Wenn wir über Vor- und Nachteile der aufgezeigten Mög-
lichkeiten sprechen, dann ist natürlich auch notwendig, die
Sichtweise m die Betrachtung einzubeziehen. Eine private
Nutzung ist immer etwas anderes als eine Nutzung für den
beruflichen Alltag. So kann es sehr viel Spaß machen, mit
Word Wide Web um die ganze Welt zu surfen, aber ob dies
für die tägliche Arbeit sinnvoll ist, steht auf einem anderen
Blatt.

3.1. Mailbox
Tatsächlich kann die Mailbox, auch wenn die zugehörige
Technik schon leicht veraltet scheint, einige handfeste Vor-
teile zu ihren Gunsten verbuchen:
• Als sicher wichtigster ist da die Prüfung der Zugangsbe-
rechtigung zu nennen: Wenn nur Mitglieder Zugang haben,
besitzen die ausgetauschten Mitteilungen eine gewisse Ver-
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traulichkeit; ganz sicher lesen hier keine Inkassobüros mit.
Andererseits sollte man das auch nicht überbewerten. Wer
Nachrichten veröffentlicht, muß immer berücksichtigen, daß
sie von jemand gelesen werden könnten, dem man sie so
nicht zeigen wollte.
• Die Pflege der vorhandenen Daten wäre für die BAG-SB
mit relativ einfachen Mitteln zu bewerkstelligen. Es bedarf
keiner besonderen grafischen Aufarbeitung, Online-Kosten
fallen dafür nicht an, da der Rechner ja im Haus steht. Wenn
man jedoch davon ausgeht, daß die BAG-SB diese Arbeit
vermutlich nicht selbst bewältigen kann, sondern diese von
einem Mitglied durchgeführt werden müßte, stellt sich die
Situation erheblich anders dar.

Dem stehen allerdings auch etliche erhebliche Nachteile
gegenüber:
• l l ohe Online-Kosten für die meisten Nutzer der Mailbox, da
löst immer ein Fernzugang erforderlich ist, und das auch noch
zu den ungünstigen Tarifzeiten während der Arbeitszeit.
• Die geringe grafische Aufbereitung von Mailbox-Program-
men macht deren Benutzung nicht gerade zu einem Vergnügen.
• Was der Vorteil ist, nämlich die Prüfung der Zugangsbe-
rechtigung, ist auch gleichzeitig ein Nachteil: die Kollegen
schmoren sozusagen im eigenen Saft, Anregungen von
außen sind nicht möglich. Wie es sein kann, sieht man in den
Foren von CompuServe, in denen »Recht« eine Sektion hat.
Dort beteiligen sich viele Anwälte und interessierte Laien,
und das kann zu sehr interessanten Ergebnissen führen.

3.2. CompuServe
Wenn ich hier von CompuServe spreche. meine ich damit
den Zugang zu den Foren. Daß darüber hinaus ja auch noch
der Zugang zum Internet über CompuServe möglich ist, sei
jetzt einmal nebensächlich.
Ist Internet ein »chaotisches« Netz ( im Sinne von nicht
beaufsichtigt), handelt es sich bei CompuServe um einen
zentralen Rechner in Amerika, den wir hier durch Einwahl-
knoten erreichen. Das bietet einige Vorteile:
• Sicherheitsbedenken wegen einer möglichen Virengefahr
muß man hier in weiteraus geringerem Maße als bei Internet
haben, da die Inhalte der Foren mehrfach geprüft sind.
• Die Struktur macht es leicht, sich zu orientieren.
• Es gibt bereits Foren mit Sektionen, die für die Nutzung
durch uns interessant sind: Forum »RECHT«. Forum »GER-
LINE« mit der Sektion »Recht« und das Forum »PCPRO«,
ebenfalls mit der Sektion »Recht«.
• Die Kosten für die BAG-SB würden gering ausfallen. Da
gerade in der Aufbauphase einer solchen Geschichte die Fra-
ge zu stellen ist, wie viele Nutzer es überhaupt gäbe, muß
das Interesse groß sein, die Kosten gering zu halten. Im
Forum »PCPRO«, Sektion »Recht«, könnten wir uns ohne
weitere Formalitäten beteiligen. Man könnte auch im Forum

»RECHT« die Frage stellen, ob für die BAG-SB eine eige-
ne Sektion eingerichtet wird, die dann allerdings auch durch
die BAG-SB betreut werden müßte.
• eMails an einen ausgewählten Personenkreis sind möglich.
so daß auch eine Vertraulichkeit in wichtigen Fällen gewähr-
leistet werden kann. Man muß sich das praktisch so vorstel-

len, daß man in seiner Adressen-Liste bestimmten Personen
das Gruppenmerkmal »Schuldnerberatungsstelle« vergeben
hat. Wenn ich jetzt eine eMail an die Gruppe »Schuldnerbe-
ratungsstelle« sende, erhalten alle die gleiche Nachricht.
Dabei ist die Übertragungsdauer, auch wenn es sich um 100
oder mehr Empfänger handelt, kaum länger als bei der Ver-
sendung an eine Person. Wenn ich also eine Nachricht an die
BAG-SB senden würde, und die BAG-SB leitet diese weiter
an alle eingetragenen Personen, hätte ich damit einen sehr
hohen Grad von Datenschutz, der bei Verwendung eines
lntcrnet-Mailservers nicht zu erreichen ist
• In einem Forum »Sozialarbeit« könnte eine Sektion nur für
Mitglieder der BAG-SB zugänglich gemacht werden, so daß
auch Informationen gegeben werden können. die nicht über
den Kollegenkreis hinausgehen sollen.

Nachteilig ist,
• daß wir bei Nutzung der Foren von CompuServe (jeden-
falls in den öffentlichen Sektionen) wie auch bei Internet
i mmer im Kopf haben müssen, daß unsere Nachrichten von
Personen gelesen werden könnten, denen wir manche Infor-
mationen nicht geben möchten.
• Die Anzahl der 14 Einwahlknoten in Deutschland ist noch
zu gering. Allerdings arbeitet CompuServe daran, noch bis
Ende Okt. 96 überall einen Zugang zum Ortstarif anzubie-
ten. Aus meiner Erfahrung als Programmierer kann ich
sagen, daß ich täglich 1-2 Mal CompuServe nutze, und zwar
per Fernverbindung, aber die Telefongebühren durch Nut-
zung eines Offline-Rcaders mit 50 DM/mtl. in einem ver-
nünftigen Rahmen bleiben.

3.3. Internet
Internet ist so schillernd und vielfältig, daß es kaum möglich
ist, ihm mit all seinen Facetten gerecht zu werden. Die
kostengünstigste Möglichkeit wäre hier, die Einrichtung
einer usenet-Gruppe (= usenet ist ein sehr umfangreiches
BBS, also Bulletin Board System, etwa: elektronische
Schwarze Bretter) zu beantragen. Es spricht einiges dafür,
daß es eine usenet-Gruppe für Sozialarbeiter bald geben
wird, jedenfalls haben sich einige Teilnehmer am Mailser-
ver der FHS Lüneburg dafür ausgesprochen. Diese könnte
dann moderiert oder unmoderiert sein. Für die Nutzung des
Internet als Medium spricht
• daß in den meisten Fällen ein Zugang zum Ortstarif mög-
lich ist, die Telefonkosten also sehr gering bleiben und
• daß man dort die meisten Leuten »trifft«.
• Es macht Spaß.
• Wenn die BAG-SB zunächst keinen eigenen Webserver
einsetzt, sondern sich auf eine Homepage mit entsprechen-
den Links zu interesanten anderen Webseiten (u.a. auch zu
einer Usenet-Gruppe der Sozialarbeiter in der Schuldnerbe-
ratung) beschränkt, sind die Kosten für die BAG-SB auch
noch recht gering.

Als nachteilig empfinde ich
• daß man in der Fülle des unstrukturierten Angebots schnell
die Übersicht verliert und
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• dadurch viel Zeit verlieren kann.
• Die Virengefahr muß realistisch als sehr hoch eingeschätzt
werden. zumal heute Virenprogramme sowohl in Texten als
auch in Grafiken versteckt sein können.
• Auch eMails können, da sie über eine unbekannte Anzahl
von Knotenrechnern laufen (also von München nach Bremen
kann eine Nachricht durchaus über New York laufen), von
dazu nicht Berechtigten gelesen werden (das ist bei Compu-
Serve nicht möglich).
• die sehr langsame Übertragung, die durch (z.T. nicht ein-
mal abschaltbare) Grafiken zur Qual werden kann.

4. Ziel: Forum »Soziales«
Es spricht daher viel dafür, die Foren von CompuServe für
den Informationsaustausch zu nutzen. Wer einen Zugang hat,
sollte sich einmal das Forum »Recht« und in den Foren
»PCPRO« und »Gerline« jeweils die Sektionen »Recht«
anschauen. Man bekommt dadurch sehr gut eine Vorstellung,
wie so etwas aussehen könnte.
Die BAG-S13 wäre vermutlich überfordert, sollte sie allein
ein Forum mit Inhalten füllen. Aber es wäre doch denkbar,
daß sich verschiedene Träger der sozialen Arbeit linden, um
gemeinsam ein solches Forum, daß etwa »Soziales« heißen
könnte, zu führen. Für verschiedene Bereiche der sozialen
Arbeit gäbe es dann einzelne Sektionen. Z.B. könnte man
sich vorstellen, daß die BAG-SB eine öffentliche und eine
nicht-öffentliche Sektion betreut. Eine öffentliche Sektion
muß sein, denn es gibt auch ein allgemeines Interesse an der
Arbeit der Schuldnerberatung und hier soll Nicht-Mitglie-
dern Gelegenheit gegeben werden, Fragen zu stellen oder
Meinungen zu äußern. Eine nicht-öffentliche Sektion dage-
gen könnte nur von Mitgliedern besucht werden: hier wäre
die Gelegenheit, etwas auszutragen, was man nicht gerne in
der »großen« Öffentlichkeit hätte.
Auf diese Weise könnte man natürlich auch mitlesen, was in
anderen Bereichen der Sozialarbeit geschieht. und hätte
gleichzeitig auch ein übergreifendes Medium des Nachrich-
tenaustauschs.
Ich kenne den Einwand, der jetzt kommt: »In unserer Behör-
de wird so etwas nie eingeführt!« Die Zeiten ändern sich. Ich
versichere Ihnen, daß ich in CompuServe durchaus schon
regen Kontakt mit einigen Kollegen in Behörden hatte. z.B.
Kreisverwaltungen. Da ist manches jetzt im Umschwung.
Sicher, so ein Austausch beinhaltet eine erhebliche Demo-
kratisierung («Wo kommen wir denn hin, wenn die
Schuldnerberatungsstelle der Stadt XY ohne Einschaltung
eines Behördenleiters Informationen mit der Stadt 7 aus-
tauscht?«) und ist gerade deshalb dem behördlichen Denken
fremd. Aber der Umdenkungsprozeß hat auf vielen Ebenen
bereits begonnen und deshalb sollten wir uns nicht selbst
Denksperren auferlegen.
Die Betreuung einer solchen Sektion wird vermutlich nicht
allein von der BAG-S13 durchgeführt werden können. Hier
wird sich die Frage stellen, ob es interessierte Mitglieder
gibt, die Interesse an einer solchen Aufgabe hätten. Aber kei-
ne Angst: Programmierkenntnisse brauchen Sie nicht, um so

etwas zu übernehmen. Ein wenig Erfahrung im Umgang mit
Datenfernübertragung wäre aber nicht schlecht.

5. Was ist erforderlich, um hier am Informa-
tionsaustausch teilzunehmen?

5.1. Hard- und Software
Den PC als Arbeitsmittel kann ich schon einmal als vorhan-
den voraussetzen. Er muß aber über eine 2. serielle Schnitt-
stelle verfügen (auf der ersten sitzt gewöhnlich die Maus).
Wenn sie nicht vorhanden ist, fehlt oft nur das Kabel nach
außen. Heutige PC's werden schon so hergestellt, daß diese
Schnittstellen auf der Hauptplatine vorhanden sind. Diese
Schnittstelle muß darüber hinaus schnell sein. Sie können das
mit dem Programm »MSD« im Verzeichnis Windows (bitte
aber nur aus DOS heraus starten) überprüfen. Heißt der Ein-
trag für die COM-Schnittstelle 2 unter »UART Chip Used«
= »16550A«, haben Sie bereits einen schnellen Baustein.
Sonst müßten Sie eine schnelle Schnittstellen-Karte noch
kaufen (30 bis 50 DM).
Weiterhin brauchen Sie ein Modem. Ein schnelles 28.800
bps-Modem (bps – Bit pro Sekunde) erhalten Sie für ca. 250
DM. Kaufen Sie kein internes Modem! Diese sind zwar bil-
liger, aber schwieriger zu konfigurieren, weil Sie nach dem
Einbau keine optische Kontrolle mehr haben. Bei den exter-
nen Modems sehen Sie auf der Außenseite Leuchtanzeigen
(LED's), und mit ihrer Hilfe kommt man schnell weiter.
wenn etwas nicht läuft. Kaufen Sie auch kein 14.400 bps-
Modem. Die 100 DM, die Sie beim Einkauf sparen, haben
Sie sehr schnell vertelefoniert. Das Modem läßt sich übri-
gens auch für Faxversand und -empfang verwenden. Faxe
direkt aus dem Computer zu versenden, ist wesentlich ratio-
neller. und wenn Sie den Versand nachts erledigen lassen,
sparen Sie etliche Telefongebühren.
Als nächstes brauchen Sie einen Zugang zu CompuServe. In
verschiedenen Städten sind sog. Zugangsrechner, wobei die-
ses Netz z.Zt. stark ausgebaut wird. Ich z.B. wähle für mei-
ne Verbindung Hannover, jetzt sogar mit 28.800 bps. Man
findet immer wieder Computer-Zeitschriften mit der Soft-
ware WinCim für den Ersteinstieg bei Compuserve mit einer
freien Nutzung für 1 Monat (10 Freistunden). Diese Software
ist sehr geeignet, um sich erst einmal einen Überblick über
das Angebot zu verschaffen. Bitte wählen Sie sich aber kei-
ne kostenpflichtigen Premium-Dienste wie z.B. Börsen-
Infos, dann würde es nämlich schnell teuer!

5.2. Erste Schwierigkeiten
Anschließen. loslegen? Schön wär's! In der Software müs-
sen Sie noch eine ganze Menge an Einstellungen für das
Modem vornehmen, nämlich die sog. Init-Strings. Daran ist
schon mancher verzweifelt. Sehen Sie sich für die Anfangs-
phase nach einem Bekannten um. der bereits Erfahrungen
hat. Mit Sicherheit kann ich Ihnen aber sagen, daß Sie für
z.B. das Creatix-Modem keine Probleme zu befürchten
haben, da hierfür die Software den richtigen Init-String zur
Auswahl bereitstellt.
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Bundesarbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung e.V.
Motzstraße 1

34117 Kassel

Vom Vorstand / Geschäftsführer auszufüllen:

Aufgenommen am:

q stimmberechtigt 1:1 nicht stimmberechtigt

Unterschrift

Beitrittserklärung

Ich/Wir beantrage/n die Aufnahme in die Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung (BAG-SB) e.V.

Name, Vorname

Anschrift

Telefon privat/dienstl.

Beruf/z.Z. tätig als

Arbeitgeber

Anschrift

q Ich/Wir zahle/n einen jährlichen Beitrag von DM

Mindestbeitrag 100 DM/Jahr; Mindestbeitrag für juristische Personen 300 DM/Jahr (ab 1.1.97);

höhere Beiträge können in 25-DM-Staffelungen selbst gewählt werden.

q Ich/Wir ermächtige/n die BAG-SB bis auf jederzeitigen Widerruf meinen/unseren Mitgliedsbeitrag von

meinem/unserem Konto-Nr.
abzubuchen. 

bei  (BLZ:   

q Ich/Wir sind Abonnent der BAG-SB INFORMATIONEN (Abo-Nr  ) und bitten das Abonnement

mit Beginn der Mitgliedschaft zu stornieren und durch kostenlosen Mitgliedsbezug zu ersetzen.

Die Vereinssatzung habe/n ich/wir erhalten – forder(e)n ich/wir an. Ich/Wir versicher(e)n, daß wir die

Voraussetzungen gemäß § 4 der Satzung erfüllen.

Ort, Datum rechtsverbindliche Unterschrift

Hinweis für juristische Personen
Juristische Personen können diese Beitrittserklärung ebenfalls verwenden. Die Angabe von Beruf und Arbeitgeber erübrigt
sich in diesem Fall. Eingetragene Vereine werden gebeten, eine Kopie der Satzung und des gültigen Körperschaftsteuerbe-

freiungsbescheides beizufügen.
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Klar,

ich werde Mitglied bei der BAG-SB!
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Anleitung zur Selbsthilfe

DGB

Wege aus dem
Schulden-Dschungel

5.3. Online – Online?
Die Software WinCim ist ganz nett. um erst einmal einen
Eindruck zu bekommen. Der Nachteil ist, daß man mit die-
ser Software die ganze Zeit »online« ist. »Online« heißt, per
Telefon mit Ihrem nächsten CompuServe-Knoten verbun-
den. Das könnte eine höchst uninutenehme Überraschung bei
der Telefonrechnung ergeben. Für die dauerhafte Nutzung
empfiehlt es sich daher, einen sog. »Offline-Reader« einzu-
setzen. »Offline« bedeutet, das ist jetzt klar, daß Sie nicht per
Telefon mit dem CompuServe-Knoten verbunden sind,
während Sie Nachrichten lesen oder schreiben.
Ein solcher Offline-Reader kann sehr differenziert auf I hre
Bedürfnisse eingestellt werden. In den Bereichen mancher
Foren möchte ich vielleicht alle Nachrichten lesen, die ein-
gehen, in anderen hole ich mir die Überschriften. Anhand
dieser Überschriften entscheide ich, ob mich das Thema
interessiert, und markiere es für einen nächsten Durchgang
zum lesen. Das Programm wählt dann nach dem Start den
Zugang zum CompuServe-Knoten, holt die von mir
gewünschten Informationen. stellt die von mir geschriebe-
nen mails zu und legt dann den I lörer wieder auf. Ein Vor-
gang, der in 1 – 2 Minuten erledigt ist. Zum Vergleich: Ein
2-seitiges Fax benötigt zum Versand 2 Minuten. In dieser
Zeit habe ich über den Offline-Reader ca. 100 Nachrichten
auf meinen Rechner geholt!
Offline-Reader sind also Programme, von denen es einige
gibt. Das Programm NAVCIS ist m.W. das einzige mit einer
deutschen Bedienungsanleitung. Sie können es direkt aus
CompuServe beziehen. Geben Sie in WinCim ein »GO
DVORAK«, wählen Sie in diesem Forum den Bibliotheks-
bereich und wählen Sie aus der angebotenen Software das
Programm NavCis Pro in deutsch. Sie erhalten dann ein für

30 Tage laufendes Probeprogramm. Diesen Vorgang nennt
man übrigens »download«. Wenn Sie es in der Probezeit
erwerben wollen, kostet Sie die Vollversion mit deutschem
Handbuch und einführendem Videoband rd. 100 $.

5.4. Kosten?
Sie haben es mit zwei Kostenarten zu tun, nämlich laufen-
den Telefongebühren und den Gebühren für den Zugang zu
CompuServe. Der Zugang zu CompuServe kostet ca 15 DM
im Monat und beinhaltet 5 Stunden freie Nutzung der Basis-
dienste. Lediglich einige sog. Premiumdienste, wie z.B. Bör-
seninformationen oder Zeitschriften-Archive, kosten deut-
lich mehr, aber das brauchen Sie ohnehin nicht. Ich kann
Ihnen z.B. sagen, daß ich trotz täglichem Zugang den Grund-
gebührenbetrag nicht überschreite.
Ein anderes Thema sind die Telefongebühren. Da ich nicht
in einer Stadt wohne, in der ein CompuServe-Knotenrechner
vorhanden ist, habe ich im Mt. ca. 50 DM zusätzliche Tele-
fonkosten. Zum Glück soll bereits ab Ende Oktober 1996 der
Zugang zum Ortstarif in allen Städten der BRD möglich
sein. Da man hiermit gleichzeitig auch das Internet erreicht.
wird das eM vom Preis absolut unschlagbares Angebot sein.
Ein probates Mittel, die Telefonkosten im Zaum zu halten,
ist der erwähnte Offline-Reader.
Natürlich konnte ich hier längst nicht alles wiedergeben. was
zu diesem Thema zu sagen wäre. In jeder einschlägigen
Buchhandlung finden Sie heute Dutzende von Bücher dar-
über. und bei Interesse werden sicher noch weitere ins Detail
gehende Artikel folgen. Aber es wäre schon schön, wenn es
mir möglich gewesen wäre, mit diesem Artikel die längst fäl-
lige Diskussion der Kollegen über die Nutzung dieser Infor-
mationsmöglichkeiten anzustoßen.

anzeige 

Das »Schulden-Dschungel-Buch«
Das Buch ist eine Hilfestellung für Menschen, die zwar
über ein eigenes Einkommen verfügen, aber dennoch
hoch verschuldet sind. Mit zahlreichen bewährten Tips
von erfahrenen Schuldnerberatern zeigt es Wege aus
der Schuldenkrise und ermutigt Betroffene, selbst aktiv
zu werden. Zugleich ist es eine Anleitung für Freunde
und Kollegen, sich mit dem Problem von Verschulde-
ten zu befassen und ihnen unterstützend beizustehen.
Schuldnerberater/innen sollten diesen Ratgeber zur
Weitergabe an Ratsuchende und Kollegen anderer
Beratungsdienste zur Verfügung haben.

Einzelpreis 14,90 DM

Preisnachlaß bei Mengenabnahme:
ab 5 Stück 11,90 DM
ab 10 Stück 10,40 DM

Bestellungen an:
BAG-SB, Motzstraße 1, 34117 Kassel
Fax 05 61 / 71 11 26
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Auswirkungen der neueren »Bürgenrechtsprechung« des
Bundesverfassungsgerichts
von Matthias Einmahl, Reff. jur., Düsseldorf

1. Problemstellung und Anliegen

Als Folge des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom
19.10.93 1 hat sich die Rechtsprechung der Zivilgerichte zur
Frage der Mithaftung vermögensloser Angehöriger als Bür-
gen oder zweite Kreditnehmer grundlegend gewandelt.
Hierüber ist seit 1993 viel geschrieben worden. Eine Frage
wurde dabei allerdings nie gestellt: Wie sind die Fälle zu
behandeln, in denen vor Änderung der Rechtsprechung ein
Vergleich geschlossen oder ein Anspruch tituliert worden
ist?
Um den Rahmen nicht zu sprengen, beschränkt sieh der Bei-
trag auf zwei in der Praxis besonders häufig vorkommende
Fälle: die Haftung von Kindern für Schulden ihrer Eltern und
die Haftung von Ehefrauen für die Schulden des Ehemannes,
wenn die Ehe später geschieden wird.
Der Beitrag verfolgt das Ziel, Schuldnerberater/innen anzu-
regen. Verpflichtungen der Klientin aus Bürgschaftsverträ-
gen unter diesem Aspekt noch einmal zu überprüfen.

11. Titulierte Ansprüche

I. Das rechtskräftige Urteil
Eine Titulierung durch rechtskräftiges Urteil dürfte in der
Schuldnerberatungspraxis die Ausnahme sein. Dennoch soll
recht ausführlich auf diesen Fall eingegangen werden, weil
er Ausgangspunkt für die Überlegungen im Rahmen des
Vergleichs und des Vollstreckungsbescheids ist.
Ein rechtskräftiges Urteil kann grundsätzlich nicht unter Hin-
weis auf eine geänderte Rechtsprechung einer erneuten Über-
prüfung unterzogen werden. Rechtskraft heißt Endgültigkeit
der Entscheidung. Es gibt aber Ausnahmefälle, in denen die
Rechtskraft durchbrochen werden kann. Eine solche Aus-
nahme findet sich in § 79 Absatz 2 des Gesetzes über das
Bundesverfassungsgericht ( F3VerfGG). 2 Seine entscheiden-
den Teile lauten:

Satz 1: Im übrigen bleiben ... die nicht mehr unkclubaren
Entscheidungen, die auf einer nichtig erklärten Norm
beruhen, unberührt.
Satz 2: Die Vollstreckung aus einer solchen Entscheidung ist

.Sau_ 4: An.spräche aus ungerechtfertigter Bereicherung sind
ausgeschlossen.

Bei Erlaß dieser Vorschrift hatte der Gesetzgeber folgenden
Fall im Auge: Aufgnind des § X wird A rechtskräftig verur-

BVerlri MW' 94; 30.
2 Diese Vorschrift ist nur sehr wenigen Zivilrechtlern bekannt, weil

das BVertGCi in der Zivitrechtspraxis nur eine geringe Rolle spielt.

teilt, etwas an B zu zahlen. Später entscheidet das Bundes-
verfassungsgericht, daß § X gegen die Verfassung verstößt
und daher unwirksam ist. Dann hat das Urteil zwar Bestand
(Satz 1), der A wird für die Zukunft aber von jeder Zah-
lungspflicht frei (Satz 2). Hat er schon gezahlt, kann er nichts
zurückfordern (Satz 4).
Die Bürgschaftsfälle unterscheiden sich von diesem Muster-
fall aber in einem ganz entscheidenden Punkt: das Bundes-
verfassungsgericht hat keine Vorschrift sondern die I land-
habung einer Vorschrift, nämlich des § 138 BGB 3 , für ver-
fassungswidrig erklärt. Es hat gerügt, daß der BGH § 138
BGB zu eng interpretiere. Die Frage ist daher, ob § 79
Absatz 2 BVerfGG auch für den Fall der verfassungswidri-
gen Nichtanwendung eines Gesetzes gelten soll. Der Wort-
laut der Vorschrift spricht dagegen. Es ist aber möglich, Vor-
schriften auf Fälle anzuwenden, die zwar vom Wortlaut her
nicht passen, bei denen der Zweck der Vorschrift aber eine
Anwendung gebietet. Man spricht von analoger Anwen-
dung. Das Bundesverfassungsgericht sieht den Zweck des
§ 79 Absatz 2 BVerfGG darin, daß ein für verfassungswid-
rig erkannter Zustand zumindestens für die Zukunft keine
Rechtsfolgen mehr entfalten so11. 4 Daraus folgern die mei-
sten Autoren', daß § 79 Absatz 2 BVerfGG auf den Fall der
verfassungswidrigen Handhabung einer Vorschrift analog
anwendbar sein soll, weil auch die verfassungswidrige Hand-
habung einen verfassungswidrigen Zustand schaffe, der
beseitigt werden müsse. Es gibt aber auch Gegenstimmen.
Die Rechtsprechung hat sich mit diesem Thema bisher kaum
befaßt. Es gibt ein OLG-Urteil, das eine analoge Anwendung
befürwortet (' und eines. das ihr eher ablehnend gegenüber-
steht. 7 Das Bundesverfassungsgericht hat sich zu dieser Fra-
ge noch nicht konkret geäußert.
Bejaht man diese Frage, kann aus Urteilen, die auf einer ver-
fassungswidritten Handhabung des § 138 BGB beruhen,
nicht mehr vollstreckt werden. Wann liegt aber ein solches
»Beruhen« vor? Zu dieser Frage hat sich die Literatur kaum
und die Rechtsprechung bisher überhaupt nicht geäußert. Das
Problem liegt darin, daß das Bundesverfassungsgericht in
seinem Urteil vor allen Dingen die Begründung des BGH
gerügt hat, ohne ihm ein konkretes Ergebnis vorzuschreiben.

3 138 spielt mir hei Bürgschaften eines Kindes eine Rolle. Bei der
Bürgschaft der Ehefrau geht es dagegen um die Handhabung des §
242 13GB (»Treu und (Hauben«). Bekanntlich ist der BG11 inzwi-
schen der Ansicht, daß eine solche Bürgschaft zwar nicht sittenwid-
rig sei, die Zahlungspflicht hei Ehescheidung aber gemäß § 242 BGB
entfalle. Vor dem Urteil des Bundesverfassungs gerichts war der BGH
anderer Ansicht und hat daher den § 242 BGB in verfassungswidri-
ger Weise nicht angewendet. Die ganzen Überlegungen zu § 138
gelten auch für § 242.

4 BVerfGE 37: 212, 262f.; 48; 327, 340f.
5 Z.B. Unibach/Clemens Kommentar zum BVerfGG § 79 Rn. 31f.
6 OLG Nürnberg JurBüro 85; 1896.
7 OLG Köln WM 85; 1539.
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Beruhen alle Urteile mit mangelhafter Begründung auf der
verfassungswidrigen Anwendung des § 138 BGB mit der
Folge. daß aus ihnen nicht mehr vollstreckt werden kann? Es
spricht mehr dafür anzunehmen, daß ein »Beruhen« nur dann
vorliegt, wenn der zu entscheidende Fall so kraß liegt, daß
ein Gericht auch mit einer perfekten Begründung nicht hät-
te zu einer Haftung der oder des Angehöri gen s gelangen
können, ohne gegen die Verfassung zu verstoßen.

Die Gerichte werden diese Fragen ggf. zu entscheiden haben.
Es ist nicht unwahrscheinlich, daß sie den hier aufgezeigten
Mittelweg gehen werden: Anwendung des § 79 Absatz 2
BVerfGG ja, aber nur in krassen Fällen. Dann stellt sich
natürlich die Frage, wann ein krasser Fall vorliegt. Folgen-
de Kriterien mögen einen Anhaltspunkt bieten:

I. Die Kreditsumme liegt über der eines normalen Konsu-
mentenkredits.

2. Es mußte zum Zeitpunkt der Mitverpflichtung unwahr-
scheinlich erscheinen. daß die Angehörige bei Inan-
spruchnahme je in der Lage sein würde, ihre Verpflich-
tung aus eigener Kraft zu erfüllen.

3. Die Bank benutzt einen Formularvertrag.
4. Die Angehörige hat eine emotionale Bindung zum

Hauptschuldner, die es ihr erschwert, vernünftig zwi-
schen ihren Interessen und denen des Hauptschuldners
abzuwägen.

5. Die Angehörige ist geschäftsunerfahren.

Hat die Angehörige einen Teil der Schuld, z.B. im Rahmen
einer Ratenvereinbarung, schon beglichen, kann sie das
zurückfordern. was in Unkenntnis der Rechtslage nach Ver-
kündung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts geleistet
wurde. § 79 Absatz 2 Satz 4 BVerfGG soll nur die Rechts-
kraft des Urteils schützen und die ist mit dem Spruch des
Bundesverfassungsgerichts hinfällig.

2. Der Vollstreckungsbescheid
Beim Vollstreckungsbescheid liegen die Dinge noch kom-
plizierter. Denn er wird in einem automatisierten Verfahren
allein aufgrund der Tatsache gewährt. daß der Schuldner
untätig geblieben ist. Eine Sachentscheidung erfolgt nicht.
Daher liegt auch keine Entscheidung i.S.d. § 79 Absatz 2
BVerfGG vor.
Daher kommt allenfalls eine analoge Anwendung des § 79
Absatz 2 BVerfGG in Betracht. Begründen ließe sich dies
mit der Parallele zum Urteil. Da § 79 Absatz 2 BVerfGG
aber schon beim Urteil nur analog anwendbar ist, müßte er
beim Vollstreckungsbescheid gleich in zweifacher Weise
analog angewendet werden (1. Analogie: Gleichsetzung von
verfassungswidriger Norm und verfassungswidriger Hand-
habung einer Norm; 2. Analogie: Gleichsetzung von Ent-
scheidung i.S.d. § 79 Absatz 2 Satz 2 BVerfGG mit dem
Vollstreckungsbescheid). Hierzu gibt es noch überhaupt kei-

8 Im fohlenden beschränke ich mich aus Gründen der sprachlichen
Vereidjachun2 auf die weibliche Form. Damit soll auch daran erin-
nert werden. ciati die Mehrzahl der Betroffenen Frauen sind.

ne Stellun gnahmen in Literatur und Rechtsprechung. Dop-
pelten Analogien gegenüber ist die Rechtsprechung natur-
gemäß sehr zurückhaltend eingestellt, da sie sich weit vom
Wortlaut des Gesetzes entfernen. Andererseits kann sich der-
jenige, der die analoge Anwendung heim Urteil bejaht, einer
analogen Anwendung auf den Vollstreckungsbescheid
schwer entziehen. Eine Nichtanwendung hätte nämlich zur
Folge, daß der Vollstreckungsbescheid mehr Rechtskraft ent-
falten würde als ein Urteil.
Dies wäre ein unmögliches Ergebnis, zumal wenn man

bedenkt, daß es rechtspolitisch schon sehr zweifelhaft ist, daß
dem Vollstreckungsbescheid überhaupt irgendeine Rechts-
kraft zukommen soll. Wendet man § 79 Absatz 2 BVerfGG
auch auf' den Vollstreckungsbescheid an, wäre eine Zah-
lungspflicht aus dem Vollstreckungsbescheid immer dann zu
verneinen, wenn ein besonders krasser Fall v orlieut. der auch
ein Urteil zu Fall bringen würde (siehe oben II 1).

3. Die notariell beurkundete Unterwerfung unter die
sofortige Zwangsvollstreckung gemäß § 794 Abs. 1
Nr. 5 ZPO

Dieser Titel begründet keine Rechtskraft. Das ist völlig
unumstritten. Gegenteilige Behauptungen, wie sie manchmal
zu hören sind, sind schlicht falsch. Mit Hilfe einer Voll-
streckungsgegenklage gemäß § 767 ZPO können alle Argu-
mente vorgebracht werden, die die Angehörige vorbringen
könnte, wenn die Bank sie jetzt verklagen würde. Kein Argu-
ment ist verfristet oder verwirkt, da § 767 Absatz 2 ZPO
gemäß § 797 Absatz 4 ZPO keine Anwendung findet. Der
Fall ist vom erkennenden Gericht ausschließlich nach den
Grundsätzen der neuen, bürgenfreundlichen Rechtsprechung
zu entscheiden.

III. Der Vergleich

Ein Vergleich ist ein privatrechtlicher Vertrag. Er entfaltet
keine Rechtskraft, da nur hoheitliche Entscheidungen rechts-
kräftig werden können. Das gilt auch für den vor einem
Gericht geschlossenen Vergleich.`'
Allerdings bindet der Vergleich die Vertragsparteien wie
jeder normale Vertrag. Als Vertrag ist er andererseits den
üblichen Einwendungen ausgesetzt: Er kann sittenwidrig
sein, es kann ein Irrtum oder eine arglistige Täuschung vor-
liegen usw. Beim Vergleich sind daher je nach Fallgestaltung
verschiedene Ansatzpunkte denkbar, um eine Zahlungs-
pflicht der Angehörigen zu Fall zu bringen. Die wichtigsten
sollen im folgenden kurz angesprochen werden.

a) Anwendung des § 79 Absatz 2 BVerfGG
Entscheidung i.S.d. § 79 Absatz 2 BVerfGG ist nur die
hoheitliche, d.h. durch Staatsorgane gefällte, Entscheidung.
Auf den Vergleich kann § 79 BVerfGG daher allenfalls ana-

log angewendet werden, wobei hier wieder wie beim Voll-
streckungsbescheid eine doppelte Analogie vorläge. Ob die
Gerichte dies mitmachen, ist sehr zweifelhaft, da die Parallele

9 BGH NJW-RR 86; 22
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zwischen Urteil und Vergleich nicht so eindeutig ist wie die
Parallele zwischen Urteil und Vollstreckungsbescheid. Immer-
hin hat das Bundesverfassungsgericht in einem Fall einmal
79 Absatz 2 Satz 1 BVerfGG analog auf einen privatrechtli-
chen Vertrag angewandt. Dann müßte eigentlich Satz 2 kon-
sequenterweise auch analog angewandt werden können. Die-
sen Fall hatte aber noch kein Gericht zu entscheiden.

b) Sittenwidrigkeit des Vergleichs
Ein Vergleich, der die Zahlungspllicht aus einer sittenwidri-
gen Bürgschaft regeln soll, ist grundsätzlich selbst nichtig.' I
Etwas anderes gilt aber, wenn der Vergleich gerade den
Zweifel darüber beseitigen soll, ob die Bürgschaft sitten-
widrig ist.' 2 Es ist also danach zu differenzieren, was die Par-
teien mit dem Vergleich erreichen wollten:

aa) Vergleich ausschließlich zwecks Festlegung einer
tragbaren Ratenzahlung

Ein solcher Vergleich ist nichtig, wenn auch die Bürgschaft
nichtig ist. Die Frage der Nichtigkeit der Bürgschaft ist
anhand der Grundsätze der neuen, bürgenfreundlichen Recht-
sprechung zu klären. I 3
Bei Nichtigkeit kann die Angehörige sämtliche Zahlungen
von der Bank zurückverlangen. Die Einschränkung des § 79
Absatz 2 Satz 4 BVerfGG kommt nicht zum Tragen. da bei
dieser rechtlichen Lösung § 79 BVerfGG überhaupt nicht
angewandt wird.

blf) Vergleich zwecks Beseitigung der Zweifel an der
Zahlungspflicht aus der Mitverpflichtung

In einem solchem Fall gibt die Angehörige ihr Recht preis,
sich auf die Sittenwidrigkeit der Bürgschaft berufen zu kön-
nen. Im Gegenzug gibt die Bank, z.B. durch Teilerlaß. nach.
Eine etwaige Sittenwidrigkeit der Bür g schaft schlägt dann
nicht auf den Vergleich durch.
Wegen dieser einschneidenden Konsequenz ist ein entspre-
chender Wille der Angehörigen nicht ohne weiteres anzu-
nehmen. Die Rechtsprechung verlangt daher, daß Bank und
Angehörige ernsthafte Meinungsverschiedenheiten bezüg-
lich der Wirksamkeit der Bürgschaft hatten und diesen Streit
durch den Vergleich beilegen wollten. Im Zweifelsfall liegt
die Beweislast bei der Bank.
Gelingt dieser Beweis, heißt dies nicht automatisch, daß der
Vergleich nicht sittenwidrig ist. Die Sittenwidrigkeit kann
sich auch daraus ergeben, daß die Angehörige viel stärker
nachgegeben hat als die Bank, wobei die Bank die Notlage
oder die Unerfahrenheit der Angehörigen ausgenutzt haben
inuf3. 15 Sittenwidrigkeit liegt immer dann vor, wenn es ein

10 Nachweis hei Clemens/Umbach (F11.5) § 79 Rn. 41.
BGHZ 67: 147. 150.

12 Palandt t 779 Rn. 22.
13 Der BG11 hat zum Beispiel in einem Urteil 1 abgedruckt in NJW 95:

1886) eine Bürgschaft aus dem 1991 für sittenwidrig erklärt. obwohl
1991 aufgrund der damaligen Rechtsprechung des Bfill noch allge-
mein davon ausgegangen werden mußte, daß eine solche Bürgschaft
gültig ist.

14 Palandt ti 779 Rn. 22.
15 BGH NJW 63: 1197. 1198.

starkes Mißverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung
gibt (Beispiel Darlehensvertrag: Leistung ist die Gewährung
des Darlehens, Gegenleistung ist der Zins. Bei zu hohem
Zins ist der Vertrag sittenwidrig.). Beim Vergleich ist der
Verzicht auf den Einwand der Sittenwidrigkeit die Leistung.
während der Teilerlaß, die Stundung o.ä. die Gegenleistung
darstellt. Je größer der Zweifel der Angehörigen an der
Wirksamkeit der Bürgschaft war, desto größer ist ihr Nach-
geben und damit ihre Leistung. Entsprechend bedeutend muß
dann das Nachgeben der Bank sein. Eine bloße Ratenver-
einbarung dürfte regelmäßig nicht genügen.
Bei Sittenwidrigkeit, kann die Angehörige sämtliche Zah-
lungen von der Bank zurückverlangen.

c) Wegfall der Geschäftsgrundlage des Vergleichs
Da der BGH die Bürgschaft der Ehefrau auch heute noch als
nicht sittenwidrig ansieht, gibt es keine Sittenwidrigkeit. die
auf den Vergleich durchschlagen könnte. Unter Umständen
führt die Änderung der Rechtsprechung aber zu einem Weg-
fall der Geschäftsgrundlage des Vergleichs»' Unter
Geschäftsgrundlage versteht man einen Umstand, der auf die
Entscheidung der Parteien, den Vertrag zu schließen, ent-
scheidenden Einfluß hatte und von dessen Fortbestehen die
Parteien aus g ingen. Fällt er weg, ist auch der Vertrag in der
Regel Dies soll im folgenden anhand der bereits
unter b) aufgeführten Fallgruppen näher erläutert werden:

aa) Vergleich ausschließlich zwecks Festlegung einer
tragbaren Ratenzahlung

Vor dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts war der BGH
der Ansicht, daß die Ehefrau auch nach der Ehescheidung
aus der Bürgschaft verpflichtet sei. Gingen Bank und Ehe-
frau davon aus. daß diese Zahlungspflicht zweifelsfrei beste-
he. und daß sich die Rechtsprechung des BGH dazu nicht
ändere, dann haben sie diese Ansicht zu ihrer Geschäfts-
grundlage gemacht. Auch reicht es aus, daf3 nur die Ehefrau
von der Zweifelsfreiheit ihrer Verpflichtung ausging, sofern
diese Einschätzung von der Bank erkannt und nicht bean-
standet worden ist»
Nunmehr geht der BGH aber davon aus, daß die Zahlungs-
verpflichtung bei Ehescheidung wegfällt oder zumindestens
stark eingeschränkt Damit fällt die Geschäftsgrund-
lage »feststehende Rechtslage« weg und der Vergleich ist
hinfällig. Die Zahlungspflicht entfällt.
Schwierig ist die Frage, welche Zahlungen die Ehefrau von
der Bank zurückfordern kann. 11indeutig ist, daß sie auf kei-
nen Fall das zurückfordern kann, was vor der Scheidung
geleistet worden ist. Im übrigen kann sie alles zurückfordern,
was sie nach Änderung der Rechtslage geleistet hat. Aber
wann hat sich die Rechtslage genau geändert'? Drei Urteile

16 Palandt § 242 Rn. 169.
17 BGH NJW 81: 1551. 1552.
18 Falls die geschiedene Ehefrau bei Inanspruchnahme innerhalb von

fünf Jahren nicht einmal ein Viertel der I lauptsumine aufbringen
kann ( Zinsen bleiben außer Betracht ). fällt die Zahlun gsverpflich-
tung ganz weg. Kann sie mehr aufbringen, ist nach »freu und Glau-
ben« zu entscheiden und eine im Einzelfall angemessene Verbind-
lichkeitshöhe festzulegen 1 liGIINJW 96: 2088 ).
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Zusammenfassende Tabelle

Mithaftung eines Soh-
nes oder einer Tochter

Mithaftung der Ehe-
frau; Ehe vor Titel oder
Vergleich geschieden

Mithaftung der Ehe-
frau; Ehe nach Titel
oder Vergleich
geschieden

Titulierung durch Urteil gerichtlich noch nicht gerichtlich noch nicht Beurteilung ausschließ-
geklärt, aber gute Clan- geklärt, aber gute Chan- lieb nach neuer Recht-
ce, daß Zahlungspflicht
zumindestens in beson-
ders krassen Fällen ent-
fallt (s. die Aufzählung
unter 11 1)

ce, daß Zahlungspflicht
zumindestens in beson-
ders krassen Fällen ent-
fällt (s. die Aufzählung
unter II I )

sprechung

Bei positiver Klärung
könnte alles, was nach

Bei positiver Klärung
könnte alles, was nach

Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts gezahlt
wurde, zurückgefordert
werden.

Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts gezahlt
wurde, zurückgelördert
werden.

Titulierung durch Voll- entsprechend der Rechts- entsprechend der Rechts- Beurteilung ausschließ-
streckungsbescheid lage beim Urteil, wobei lage beim Urteil, wobei lieh nach neuer Recht-

die Chancen einer positi-
ven Klärung schlechter
sind

die Chancen einer positi-
ven Klärung schlechter
sind

sprechung

Titulierung durch notariell Beurteilung ausschließ- Beurteilung ausschließ- Beurteilungluni , ausschließ-—
beurkundete Unterwer- lich nach neuer Recht- lich nach neuer Recht- lieh nach neuer Recht-
fungserklärung nach § 794 1 sprechung sprechung sprechung
Nr. 5 ZPO

Vergleich zwecks Beseiti- Sittenwidrigkeit des Ver- Sittenwidrigkeit des Ver- Beurteilung ausschließ-
(Fun(' der Zweifel an dert, e-, gleichs. falls Sohn oder gleichs, falls Uhrfrau lieh nach neuer Recht-
Zahlungspflicht aus der Tochter beim Vergleich heim Vergleich viel stär- sprechung
Mitverpflichtung viel stärker nachgegeben

hat als die Bank (s. III b
hb)

dann keine Zahlungs-
pflicht und umfassender

ker nachgegeben hat als
die Bank (s. III c bb)

dann keine Zahlungs-
pflicht und umfassender

Rückerstattungsanspruch Rückerstattungsanspruch

Vergleich ausschließlich
zwecks Fe ng einerFestlegung

Sittenwidrigkeit des Ver-
gleichs. falls Mitver-

Änderung der Rechtspre-
chung führt zum Wegfall

Beurteilung ausschließ-
lich nach neuer Recht-

tragbaren Ratenzahlung pflichtung nach heutigen
Maßstäben sittenwidrig
(s. III h aa)

dann keine Zahlungs-

der Geschäftsgrundlage
des Vergleichs (s. III c
aa)

keine Zahlungspflicht:

sprechung

pflicht und umfassender
Rückerstattungsanspruch

Umfang des Rückerstat-
tungsanspruchs unklar
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haben den Wandel begründet. Welches Urteil ist maßgeb-
lich? Auch diese Frage werden die Gerichte gut'. klären müs-
sen, wobei eine Differenzierung je nach Lage des Einzelfalls
wahrscheinlich ist. Möglicherweise wird es sogar Fälle
geben, in denen auch das zurückgefordert werden kann, was
vor Änderung der Rechtsprechung geleistet wurde.2°

bb) Vergleich zwecks Beseitigung der Zweifel an der
Zahlungspflicht aus der Mitverptlichtung

In diesem Fall gingen die Parteien davon aus, daß die
Rechtslage unsicher sei. Sie haben daher den Umstand »fest-
stehende Rechtslage« nicht zu ihrer Geschäftsgrundlage
gemacht. Die Änderung der Rechtslage führt folglich nicht
zum Wegfall der Geschäftsgrundlage.
Allerdings kann der Vergleich sittenwidrig sein, weil die
Ehefrau viel stärker nachgegeben hat als die Bank (siehe 111
b bb 3. Absatz).

IV Sonderfall: Ehescheidung nach Titulie-
rung oder Vergleich

Alle bisher gemachten Ausführungen gelten nicht für den
Fall, daß die Ehe nach der Titulierung oder nach dem Ver-

19 Das Urteil des BVerfG vorn 19.10.93 und zwei Urteile des BGH vorn
5.1.95 und vom 25.4.96.

20 Die Rechtsprechung ist der Meinung. daß ausnahmsweise auch das.
was vor Wegfall der Geschäftsgrundlage geleistet wurde. zurückge-
fordert werden kann. wenn ,"Freu und Glauben “ dies gebieten. Hier-
zu Palandt § 242 Rn. 133.

gleich geschieden wurde. Im Ergebnis sind diese Fälle hin-
sichtlich der Zahlunusverpflichtung, so zu behandeln, als
habe es die Titulierung oder den Vergleich nie gegeben.
Unterschiede finden sich nur in der Begründung und im Ver-
fahren. Das bedeutet: Die neue Rechtsprechung, nach der
eine Zahlungspflicht bei Ehescheidung wegfällt oder einge-
schränkt wird, kommt voll zum Tragen.

V Zusammenfassung und Ausblick

Dieser Beitrag hat deutlich gemacht. daß die Rechtslage zum
Teil noch ungeklärt ist und daß es im übrigen maßgeblich auf
die Umstände des Einzelfalls ankommt. Dies eröffnet die Mög-
lichkeit, die Verbindlichkeit einer Angehörigen unter llinweis
auf die unsichere Rechtslage in einem (weiteren) Vergleich zu
reduzieren. Ein solcher Vergleich würde die Zahlungspflicht
allerdings endgültig festschreiben. Nach einem Vergleich erge-
hende, positive Rechtsprechung wäre bedeutungslos. Deshalb
sollte ein solcher Vergleich nur nach eingehender Prüfung der
Rechtslage abgeschlossen werden.
Für Rückfragen und Anfragen steht der Autor unter der Adres-
se: Glücksburgerstr.17, 40545 Düsseldorf, Tel. 0211/570447
zur Verfügung.

Dieser Beitrag ist eine abgewandelte und gekürzte Version
eines Aid..vatzes, der in der Zeitschrill Verbraucher und Recht
Ende 1996/Anfang 1997 erscheinen wird.

Leitbild und Qualitätskriterien für die Schuldnerberatung
- Bericht einer Arbeitsgruppe
Von Hans Gimniel, im Auftrag der LAG Berlin

I. Einleitung

I m Rahmen von Sparmaßnahmen der öffentlichen Haushal-
te ist auch immer öfter von Qualität, Effektivität und Effizi-
enz die Rede. Ebenso wie der öffentliche Dienst werden
berechtigterweise auch aus öffentlichen Mitteln finanzierte,
soziale Angebote hinsichtlich ihrer Qualität hinterfragt.
So erhielt die LAG Berlin Ende letzten Jahres von einer
Arbeitsgruppe der Senatsverwaltung, die eine Rahmenkon-
zeption Schuldnerberatung erarbeiten sollte, den Auftrag,
Qualitätskriterien vorzulegen. Ähnliches ist früher oder spä-
ter sicherlich in anderen Ländern bzw. Kommunen zu erwar-
ten, spätestens dann, wenn es um Einsparungen und/oder
neue Finanzierungsformen geht.
Unabhängig von diesem Auftrag haben wir ein eigenes Inter-
esse gesehen, praktikable und umsetzbare Kriterien zu fin-
den, uni die Qualität unserer Arbeit nach außen besser dar-
stellen bzw. vertreten zu können und uns gegenüber nicht-

professionellen bzw. »Billiganbietern« abgrenzen zu können.
Deshalb installierten wir Ende letzten Jahres eine Arbeits-
gruppe zu diesem Thema. Wie sich zeigte, war die Arbeit
daran durchaus interessant und produktiv.
Die folgende Beschreibung der Entwicklun g, und der Ergeb-
nisse unserer Arbeit kann sicher nur in Ansätzen die Hürden
verdeutlichen, die wir zu überwinden hatten.
Zur Einführung und Unterstützung hinsichtlich der Vorge-
hensweise wurde die erste Sitzung der AG von einem Mit-
arbeiter einer Unternehmensberatungsgesellschaft moderiert,
die vom Berliner Senat im Rahmen der Verwaltungsreform
engagiert war.
Es wurde angeregt, daß wir zunächst ein sog. Leitbild der
Berliner Schuldnerberatung erarbeiten sollten. um an-
schließend Kriterien zu entwickeln, mittels derer die Qualität
unserer Arbeit zu definieren ist. In einem weiteren Schritt
wollten wir nach Möglichkeiten suchen, wie man Qualität
konkret messen/erheben könnte.
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Ziel
Leitbild

Qualitätsindikator Meßinstrument
Statistik Dokumentation Fragebogen

Persönliche Stabilisierung Entwicklung eines Lebenskonzepts Hilfeplan,
Entwicklungs- und

Einschätzung durch Klient,
Berater

Steigerung des Selbstwertgefühls Abschlußbericht
Entlastung

Steigerung der Belastbarkeit

Gesundheit

Soziale Integration

Erhaltung der Arbeitsmotivation

Verhaltensänderung

Zusammenarbeit mit Fachdiensten Erfassung

Wirtschaftliche
Stabilisierung

Sicherung der Mietzahlung Erfassung Hilfeplan. Entwicklungs-
und Abschlußbericht

Sicherung der Energiezahlung Erfassung

Sicherung des Lebensunterhaltes Erfassung

Keine Neuverschuldung Erfassung

Schuldenregulierung Erfassung der Forderungen
und der Regulierungen
(Erlaß. Stundung, Raten-
zahlung, Vergleich)

Prävention. Info-Telefon Erfassung der Anrufe
Verbraucherinformation. Info-Materialien Erfassung der Nachfrage
Verbraucherschutz

Veranstaltungen/Aktionen Erfassung Belegexemplar

Medienpräsenz Belegexemplar

Image/Bekanntheitsgrad Erfassung der Umfrage
Empfehlungen

Sozialpolitische Rechtliche und soziale Lage Dokumentation
Interessenvertretung
Bedarfsdeckung Medienpräsenz Belegexemplar

Grad der Bedarfsdeckung Erfassung
Angebotsvielfalt Dokumentation

Standards Finanzierung

• Kostendeckung Abrechnung _

• Dauer Vertragsdauer

• Wirtschaftlichkeit Abrechnung

Mitarbeiter Anzahl Berater,
Verwaltungskraft.

• Qualifikation, Fortbildung,
Supervision

Zeugnisse

• Kontinuität, Belastbarkeit Fallzahl, Krankheitstage Fluktation,

Sächliche Ausstattung Räume, Technik, Sachmittel

Atmosphäre Einschätzung durch
Berater, Klient

Erreichbarkeit Einschätzung durch

• zeitlich Öffnungszeit, Terminierung Klient, Wartezeit

• örtlich Verkehrsanbindung, behin-
dertengerechter Zugang

• Zugangsschwelle Klientel
Einrichtungsprofil
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Interesse von
Ratsuchender Berater Geldgeber Gläubiger

Das Endprodukt sollte, so war unsere naive Vorstellung,
nach ca. sechs Sitzungen stehen. Letztlich benötigten wir
schließlich insgesamt 1 4 AG-Termine. Mit dem vorläufigen
Ergebnis sind wir als Arbeitsgruppe ebenso wie die LAG
insgesamt sehr zufrieden.

2. Das Leitbild

Ein Leitbild beinhaltet Aussagen über Ziele, Tätigkeitsbe-
reiche und Potentiale einer Organisation und beschreibt, wer
die Kunden bzw. Klienten sind und was diese von der Orga-
nisation erwarten. Darüber hinaus enthält es Aussagen zum
Verhalten gegenüber Bezugsgruppen wie Klienten, Geldge-
bern. Mitanbietern, Gläubigern etc. Neben der Beschreibung
des gegenwärtigen Handelns sollte ein Leitbild auch Visio-
nen, d.h. Aussagen über die von uns angestrebte künftige
Entwicklung, enthalten.
Anhand teilweise langwieriger Ideensammlungen, Diskussio-
nen und immer neuer Überarbeitung kamen wir in der Arbeits-
gruppe zu tblgendem »Leitbild Schuldnerberatung Berlin«:

Wir sind die Landesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung Berlin
(LAG SB Berlin).
Unsere Mitgl iedsorganisationen sind in freier oder kommunaler Trä-
gerschaft.
Die Berater/innen in unseren Einrichtungen sind überwiegend Sozial-
arbeiter/innen. Sozialpädagogen/innen. Kaufleute und Juristen/innen.
die ver- und überschuldeten Personen kostenlose Beratung und Hilfe
anbieten.
Wir vertreten die Interessen unserer Klienten/innen und wirken auf
notwendige sozialpolitische Veränderungen hin.
Unser Ziel ist die persönliche und wirtschaftliche Stabilisierung der
Klienten. Sie sollen (wieder-)befähigt werden, ein menschenwürdi-
ges Leben mit eigenständiger Lebensplanung zu führen.
Weiteres Ziel ist die Prävention sowie die Verbraucherinformation
und der Verbraucherschutz.
Wir vertreten gesellschaftliche Interessen, indem wir durch unsere
Arbeit zur Erhaltung des sozialen Friedens beitragen.
Wir arbeiten mit den anerkannten Methoden der Sozialarbeit/ Sozi-
alpädagogik und notwendigen Fachkenntnissen aus dem kaufmänni-
schen und juristischen Bereich.
Wir beraten in wirtschaftlichen, finanziellen und rechtlichen Fragen
und berücksichtigen persönliche und soziale (Folge)probleme.
Darüberhinaus führen wir Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit durch.
Wir bieten in Krisensituationen schnelle und unbürokratische Hilfe an.
Unsere fachliche Kompetenz wird durch Fortbildung. Austausch in
Arbeitsgruppen und der Mitarbeit in der LAG SB Berlin erhalten und
weiterentwickelt.
Unsere Beratung ist vertraulich. wahrt den Datenschutz und ist auf
Wunsch anonym.
Wir orientieren uns hinsichtlich unseres Angebotes sowie der Öff-
nungs- und Sprechzeiten an den Bedürfnissen der Bürger/innen.
Wir gewährleisten eine wirtschaftliche Verwendung der Mittel.
I m Rahmen unserer Arbeit kooperieren wir mit anderen Fachdien-
sten.
Unsere Kontakte zu Gläubigem sind verbindlich. aber von den Inter-
essen der Klienten bestimmt.
Wir bekämpfen betrügerisch arbeitende Kreditvermittler, kommerzi-
elle Schuldenregulierer sowie Gläubiger/ Gläubigervertreter, die mit
unlauteren Methoden vorgehen.
Wir passen unser Angebot den gesellschaftlichen Veränderungen, der
veränderten Nachfrage sowie der Entwicklung auf dem europäischen
Finanzdienstleistungsmarkt an.

Wichtig und unabdingbar ist, daß alle in der LAG Berlin
organisierten Einrichtungen und Träger sich in diesem Leit-
bild wiederfinden und es mittragen können. Es stellt sozusa-
gen eine gemeinsame Basis aller LAG-Mitglieder dar.
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Um dies zu gewährleisten, wurden die Zwischenergebnisse
der Arbeitsgruppe in den Zusammenkünften der LAG immer
wieder vorgestellt und diskutiert sowie teilweise auch korri-
giert. Der Prozeß war auf diese Weise transparent. die Ent-
wicklun g konnte von Nicht-AG-Mitgliedern beeinflußt wer-

den.
Unabhängig von der LAG kann jede Einrichtung ein eigenes
Leitbild formulieren, das zwar zu dem gemeinsamen der
LAG nicht in Widerspruch stehen sollte, aber durchaus spe-
zielle Ausgangspositionen oder Ziele berücksichtigt.

3. Die Qualitätskriterien
Folgende Anforderungen an die zu entwickelnden Kriterien
waren uns von dem bereits erwähnten Unternehmensberater
mit auf den Weg gegeben worden:
Die Indikatoren müssen

meßbar,
vom Erbringer der Leistung beeinflußbar,
ohne große zeitliche Verzögerung beeinflußbar,
ohne großen Aufwand und regelmäßig erhebbar sein
und
in einem kausalen Zusammenhang zum Ziel stehen.

Nachdem wir zunächst über diverse andere Wege erfolglos
versuchten Qualitätsindikatoren zu finden, gelang dies
schließlich über die im Leitbild definierten. folgenden Ziele
unserer Arbeit:

persönliche Stabilisierung,
– wirtschaftliche Stabilisierung.
– Prävention. Verbraucherinformation, Verbraucherschutz

und
sozialpolitische Interessenvertretung unserer Klienten.

Die im Leitbild noch sehr allgemein gehaltenen Ziele wur-
den konkretisiert und mit Leben gefüllt. Daraus ergaben sich
Indikatoren, mittels derer man Aussagen treffen könnte, ob
ein Ziel erreicht worden sei, was eine qualitativ gute Arbeit
belegen würde. Unsere bisherigen Überlegungen wurden nun
in einem Schema (s. S. 38/39) zusammengefaßt.
Orientiert am Ziel ( I. Spalte) werden hier also die Qualitäts-
indikatoren (2. Spalte) und mögliche Meßinstrumente (3.
Spalte) nebeneinander gestellt. Eine weitere Rubrik (4. Spal-
te) diente als Arbeitsschritt, um einen Überblick zu erhalten,
welche Indikatoren für welche Beteiligten von Interesse sein
könnten.
Wichtig war uns, die bisherigen Überlegungen durch die
Benennung von notwendigen Mindestvoraussetzungen/Stan-
dards für unsere Arbeit zu ergänzen und damit den unmittel-
baren Zusammenhang zwischen der Qualität der Arbeit
einerseits, und der finanziellen, personellen, räumlichen und
Sachmittelausstattung andererseits zu fixieren ( s. Schema).

4. Das Problem der Erhebung

Wenn es um die Erhebung ging, war bislang in der Arbeits-
gruppe immer die Rede von folgenden drei, sich ergänzen-
den Formen: Statistik, Dokumentation (z.B. Jahresbericht)
und Erhebung per Fragebogen (subjektive Einschätzung

durch Klient und/oder Berater). Als wir uns jetzt jedoch
explizit mit der Problematik befaßten, wurde schnell klar,
daß es nicht unsere Aufgabe sein konnte, z.B. eine neue,
umfassende Statistik zu entwerfen. Der (zeitweilige) Einsatz
eines Klientenfragebogens ist für uns zwar denkbar, jedoch
sollte ein Entwurf hierfür nicht von Schuldnerberatern erar-
beitet werden.
Wir orientierten uns hei unseren weiteren Überlegungen
wesentlich an den o.g. Vorgaben, daß eine Erhebung mög-
lichst einfach und ohne großen zeitlichen Aufwand machbar
sein muß, sich auf . wesentliche Punkte beschränken muß
usw.

Das 111111 vorliegende Ergebnis ist ein zweiseitiger Erhe-
bun g sbogen, den man auch als systematisierten Hilfeplan
bezeichnen könnte. Wir haben versucht, das, was wir als
Berater gedanklich und evtl. in Form eines schriftlichen Ver-
merks ohnehin machen, nämlich einen {litteplan. auf einige,
i mmer wiederkehrende, wesentliche Aspekte zu reduzieren
und zu vereinheitlichen. Ergänzt wird dies durch eine sche-
matische Verlaufsdokumentation.
Der Erhebungsbogen ist in die Abschnitte wirtschaftliche
Situation und persönliche Situation aufgeteilt. Es sind fol-
gende Bereiche der Beratung berücksichtigt:

a) wirtschaftliche Situation
Girokonto (ja/nein)
Mietzahlungen: Rückstand (Höhe/Anzahl der Monate). Kündigung
des Mietverhältnisses (ja/nein)
Energiezahlungen;  Rückskind (I löhe/Anzahl der Abschlagszahlun-
gen). Sperrung der Energiezufuhr (ja/nein)
Lebensunterhalt ist nach Abzug der Fixkosten vom realen Einkom-
men der Lebensunterhalt gemessen an einer Größe X gesichert, nicht
gesichert. deutlich überschritten
Schuldenre g ulierun g : Anzahl der Forderungen. davon in Regulie-
rung. davon ruhend:monatl. aufgewandter Betrag für Schuldentil-
gung (durch {Ihndung. Ratenzahlung, Anspar-Rate)

Wir stellen uns hierbei vor. daß zu Beginn der Beratung. z.B. beim zweiten
oder dritten Gespräch sowie im weiteren Verlauf und zum Abschluß der
Beratung zu den jeweiligen Fragen wenige Stichpunkte festgehalten werden:

zur Ausgangssituation (z.B. drei Mieten/keine Kündigung)
zur Zielsetzung der Beratung mit Terminierung (z.B. Übernahme
Soz./sofort)
i m weiteren Verlauf zu verschiedenen Zeitpunkten. z.B. nach 3
Monaten (keine Mietschulden), nach 6 Monaten (dto.). nach I Jahr,
nach 2 Jahren, zum Abschluß d. Beratung)

b) persönliche Situation
Beruf/Arbeit
Aus-/Weiterbildung
Wohnen
Familie/Partnerschaft
Soziale Kontakte
Freizeit
Gesundheit
Psychische Belastung

– Haushaltsführung/-planung
I m Gegensatz zum Bereich der wirtschaftlichen Situation müßten hier nur
Aussagen zu jenen Bereichen getroffen werden, die für die Schuldnerbe-
ratung im betreffenden Fall relevant sind. Es wird wiederum die Situation
zu Beginn der Beratung festgehalten, dann wird lediglich durch + – / die
positive oder negative Veränderung bzw. die Stagnation im Verlauf (sie-
he a) festgehalten.

5. SchhObemerkung

Wir denken, daß wir mit diesem Erhebungsbogen eine hand-
habbare Form gefunden haben, mit der man den Erfolg oder
Mißerfolg und die Qualität unserer Beratung messen kann.
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Zum einen ist es möglich. den Bogen mit dem Klienten zu
besprechen und damit mit ihm zusammen den Hilfeplan und
die gegenseitigen Erwartungen abzuklären. Im weiteren Ver-
lauf des Prozesses ermöglicht der Erhebungsbogen eine
Selbstevaluation des Beraters.
Schließlich ist es denkbar, alle Bögen einer Beratungsstelle,
eines Bezirks oder einer Stadt jährlich anonymisiert zu erfas-
sen und auszuwerten, um insgesamt Aussagen über den
Erfolg oder Mißerfolg unserer Beratung treffen zu können.

( Ob und in welcher Weise wir uns hierauf einlassen sollten,
ist eine andere Frage.)

Einige von uns testen den Erhebungsbogen derzeit in der
Praxis. Selbstverständlich fallen hierbei bereits jetzt
Schwachpunkte auf.
Da wir jedoch sicher sind, auch nach diesen ersten Praxis-
tests das Ei des Kolumbus noch nicht gefunden zu haben,
sondern vielmehr davon ausgehen, daß wir lediglich ein
erstes, diskutierbares Zwischenergebnis haben, würden wir
uns freuen. wenn dieser Artikel möglichst viele Reaktionen
hervorruft und konstruktive Kritik an unserer Arbeit bewirkt.
Anschrift: LAG Berlin, – AG »Q« c/o DWBB, Zossener

Str. 24, 10961 Berlin.

Sind Renten- bzw. Wohngeldansprüche pfändbar?
von Prof. Dr. Dieter Zinnne •mann, EFH Darmstadt

§ 54 SGB I wurde durch das 2. SGBÄndG neu gefaßt. Mit
Wirkung vom 14. Juni 1994 sind damit wichtige Schuldner-
schutzbestimmungen bei der Pfändung von Sozialleistungen
außer Kraft gesetzt worden:
■ Ansprüche auf laufende Sozialgeldleistunuen sind nach
§ 54 Abs. 4 SGI3 1 n.F. ohne jede Einschränkung wie
Arbeitseinkommen pfändbar.
■ Es kommt jetzt nicht mehr darauf an, ob die Pfändung der
Billigkeit entspricht oder ob der Schuldner durch die Pfän-
dung hilfebedürftig im Sinne der BSHG-Vorschriften wird.

Die damit einhergehenden Befürchtungen (vgl. ZIMMER-
MANN: Reduzierter Schuldnerschutz hei der Pfändung von
Sozialleistungen, In: BAG-SB INFORMATIONEN Heft
4/1994, S. 31-33) haben sich – jedenfalls was die Pfändung
künftiger Rentenansprüche anbelangt – bereits realisiert.
Vor der Gesetzesänderung sahen Vollstreckungsgerichte die
Rentenansprüche überwiegend erst dann für pfändbar an,
»wenn der Rentenantrag schon gestellt ist oder wenn der
Zeitraum bis zum Beginn der regelmäßigen Rentenzahlung
so überschaubar ist, daß sich Rentenhöhe und Sozialhilfebe-
darf im Fälligkeitszeitpunkt jedenfalls annähernd errechnen
lassen« (so OLG Köln NJW 1992, S. 3307; vgl. auch OLG
Hamm MDR 1992, S. 712; LG Heidelberg NJW 1992, S.
2774; LG Frankenthal Rpfleger 1991, S. 164). Inzwischen
haben sich die Vollstreckungsgerichte (einige mit ausdrück-
lichen Vorbehalten) der neuen Rechtslage angepaßt:
■ Teilweise erachten sie den künftigen Rentenanspruch
bereits dann für pfändbar, wenn nur das Rechtsverhältnis
zwischen Versichertem und Rentenversicherungsträger durch
die Aufnahme von Beitragszahlungen begründet ist (so LG
Berlin Rpfleger 1995, S. 307; LG Heilbronn Rpfleger 1995,
S. 510).
■ Die Landgerichte Bremen (Rpfleger 1996, S. 210) und Pader-
born (JurBüro 1995, S. 271) fordern weitergehend eine »gegen-
wärtige Rechtsgrundlage« für den zu pfändenden künftigen Ren-

tenanspruch. Diese Rechtsgrundlage sehen sie dann als gegeben
an, wenn dem Grunde nach ein Anspruch auf Rentengeldlei-
stungen erworben wurde. Dies soll erst (bzw. schon!) nach 60
Monaten versicherungspflichtiger Tätigkeit der Fall sein.
Aus Sicht der Schuldnerberatunuspraxis erscheinen solch
frühzeitige Rentenpfändungen problematisch, denn sie set-
zen Schuldner erheblich unter Druck, gefährden Arbeitsmo-
tivation und Durchhaltevermögen und verursachen erhebli-
che zusätzliche Vollstreckungskosten. Auch dürfte bei den
Vollstreckungsgerichten bald erheblicher Mehraufwand
anfallen, da vor allem Inkassobüros diese neue Möglichkeit
nutzen werden, um aktuell zahlungsunfähige Schuldner lang-
fristig unter Druck zu setzen.
Damit verkehrt sich das gesetzgeberische Reformziel, mehr
Praktikabilität und eine Entlastung der Justiz zu erreichen, in
sein Gegenteil!
Als problematisches Zwischenfazit bleibt somit festzuhalten:
Aufgrund der Neufassung des § 54 SGB I können künftige
Rentenansprüche jedenfalls von dem Zeitpunkt an gepfändet
werden, sobald aufgrund von 60 Beitragsmonaten eine Ren-
tenanwartschaft besteht.

Rechtlich fragwürdig erscheint hingegen die Rechtsauffas-
sung, § 54 SGB 1 n.F. eröffne nun für alle Gläubiger den
Pfändungszugriff auch auf zweckgebundene Leistungen,
insbesondere auf das Wohngeld (so allerdings BEHR Jur-
Büro 1994, S. 52111). Zutreffend ist, daß die Rechtsprechung
zur alten Gesetzeslage hei zweckgebundenen Sozialleistun-
gen eine Pfändung nur dann für der Billigkeit gemäß – und
damit für zulässig – hielt, wenn der beizutreibende Anspruch
mit der Zweckbestimmung der Sozialleistung in unmittelba-
rem Zusammenhang stand. Entsprechendes galt für die Addi-
tion von laufenden Sozialgeldleistungen und Arbeitsein-
kommen gemäß § 850e Nr. 2a ZPO a.F.
So wird herkömmlicherweise eine Pfändung des Wohngel-
des nur durch den derzeitigen Vermieter wegen Mietzins-
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Wirkung der Vorpfändung

oder Nebenkostenforcierungen zugelassen (vgl. KOHTE
NJW 1992, S. 397; LG Göttingen NJW 1988, S. 2676).
Aus dem Wegfall der Billigkeitsprüfung jetzt aber einfach
den Schluß zu ziehen, die Zweckbestimmun g der Soziallei-
stung spiele hei der Pfändung überhaupt keine Rolle mehr,
greift zu kurz! Das LG Hannover (Rptlegcr 1996, S. 1 19f;
vgl. auch BAG-SB INFORMATIONEN lieft 3/1996, S. 16))
ist – soweit erkennbar – als erstes Vollstreckungsgericht die-
sem Trugschluß erlegen, indem es folgenden Leitsatz for-
mulierte:
»Wohngeld unterliegt nunmehr nach der Änderung des § 54
SGB / aufgrund des 2. SGB:4 .ndG der uneingeschränkten

Plandbarkeit.«
Daß die Pliindharkeit des Wohngeldes nicht mehr von seiner
Zweckbestimmung abhängig gemacht werden könne, soll
sich dem LG I lannover zufolge aus der Begründung der
Bundesregierung zu ihrem Gesetzentwurf ergeben. Dabei ist
lediglich auf BT-Drucks. 12/5187, S. 29 verwiesen, wo sich
allerdings zum Themenkreis zweckgebundene Soziallei-
stungen keinerlei Kommentar findet. Im übrigen läßt die
Begründung auch jegliche Auseinandersetzung mit der oben
auszugsweise aufgeführten vollstreckungsrechtlichen Lite-

raun-, und insbesondere mit §§ 850e, 851 ZPO, vermissen.
Der sachgerechte Lösungsweg ist in der Gesetzesbegründung
an anderer Stelle (BT-Drucks. 12/5187, S. 47) im Zusam-
menhang mit der Neufassung des § 850e Nr. 2a ZPO klar
und deutlich aufgezeigt:
»Soweit die Zweckbestimmung einer Sozialleistung ihre
Plandbarkeit gem. § 851 ZPO einschränkt, steht dies auch
ihrer Zusammenrechnung mit Arbeitseinkommen entgegen.«
Die beschränkte Pfändbarkeit zweckgebundener Forderun-
gen bleibt somit auch nach der Neufassung des § 54 SGB 1

ein tragender Grundsatz unserer gesamten Forderungspfän-
dung (vgl. STÖBER, 11. Aufl., Rdn. 14; RIEDEL
1994, S. 2812). Er ergibt sich zwingend aus § 851 ZPO und
findet damit auch auf die Hindung zweckgebundener Sozi-
alleistungsansprüche Anwendung.

Fazit: Sozialleistungsansprüche sind nur unter Beach-
tung ihrer Zweckbindung pfändbar!
Speziell auf das Wohngeld kann somit allein der derzei-
tige Vermieter Wegen seiner Miet- und NebenkostentOr-
derungen zugreifen.
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berichte 
Jahresarbeitstagung 1996
Berichte der Arbeitsgruppen
Für alle Interessierten, die dieses Jahr nicht an der Jahresar-
beitstagung teilnehmen konnten, veröffentlichen wir an die-
ser Stelle die Berichte aus den Arbeitsgruppen.

Arbeitsgruppe 1:
Aufgaben und Ziele der BAG-SB
Bericluer.slaucr: Gentaren Duckt, Moers

Vorbemerkung:
Zum besseren Verständnis wird der Diskussionsverlauf nicht
chronologisch, sondern themenzentriert dargestellt. Die Teil-
nehmer/innen diskutierten sachlich und engagiert. Die
Arbeitsgruppe tagte in einer angenehmen Atmosphäre.

Ausgangslage:
Mit Ende des Projekts »Arbeitsplatzrisiko Schulden« ist es für
die BAG-SB nicht mehr möglich, einen hauptamtlichen
Geschäftsführer zu finanzieren. Derzeit nimmt Stephan Hupe
die Geschäftsführung ehrenamtlich wahr. Berufsbedingt ist
ihm die Fortführung der Arbeit nur noch bis Ende 1996 mög-
lich. Dies bedeutet für die BAG-SB, daf3 ab diesem Zeitpunkt
ein geschäftsführender Vorstand tätig ist. Damit verbunden
sind höhere Anforderungen an die einzelnen Vorstandsmit-
glieder, um den Aufgaben gerecht zu werden. Die in der
Arbeitsgruppe vertretenen Vorstandsmitglieder sehen sich aus
beruflichen und persönlichen Gründen nicht in der Lage, die-
sen Anforderungen gerecht zu werden. Folgerichtig kam es
daher zu den Rücktritten. Es wird ausdrücklich betont, daß per-
sönliche Differenzen innerhalb des Vorstands nicht existieren.

Mit diesem Hintergrund wird unter fol genden Fragestellun-
gen diskutiert:
Wie kann die Arbeit der BAG-SB sichergestellt werden?
Welche Leistungen kann und soll die BAG-SB zukünftig
anbieten?

Die Teilnehmer/innen verfolgen drei Diskussionsstränge:
A. Welche finanziellen Möglichkeiten sind vorhanden?
B. Gibt es personelle Alternativen?
C. Welche Aufgaben und Ziele werden zukünftig durch die

BAG-SB verfolgt?

A. Finanzielle Ressourcen

Stephan Hupe gibt zunächst einen Überblick über die der-
zeitige finanzielle Lage. Dies ermöglicht der Arbeitsgruppe,
konkret über die Finanzierbarkeit eines hauptamtlichen
Geschäftsführers diskutieren zu können.

Mit Ende des Projekts »Arbeitsplatzrisiko Schulden« sind nicht
alle vertraglichen Verpflichtungen der BAG-SB erloschen
( Mitarbeiter/Mietvertrag). Unter Berücksichtigung des neuen
Projekts zu § 17 BSI10, der geplanten Erhöhung der Mit-
gliedsbeiträge, einen Ausstieg aus dem noch laufenden Miet-
vertrag und dem Rückgriff auf die vorhandenen Rücklagen,
können die derzeitigen Mitarbeiterinnen weiter beschäftigt
werden. Die Anstellung eines vollzeitbeschäftiuten Geschäfts-
führers ist mit den vorhandenen Ressourcen mit hohem Risi-
ko verbunden. Vertretbar wäre eine Anstellung über ABM
oder noch zu erschließender Finanzquellen. Die Finanzierung
ist zum jetzigen Zeitpunkt für die Wahlperiode des neu zu
wählenden Vorstands (2 Jahre) als nicht gesichert anzusehen.

Auf diesem Szenario \\ erden die folgenden Vorschläge dis-
kutiert.

Vorschlag 1:
Es wird ein geschäftsführender Vorstand (5 Mitglieder)
installiert.

Vorschlag 2:
Es wird ein geschäftsführender Vorstand mit 3 Mitgliedern
installiert.

Vorschlag 3:
Es wird ein geschäftsführender Vorstand mit 2 Personen
installiert (Satzungsänderung notwendig).

Vorschlag 4:
Die Anzahl der Vorstandsmitglieder wird auf 3 beschränkt.
Aus Rücklagen wird eine halbe hauptamtliche Geschäfts-
führerstelle finanziert.

Ergebnis der Diskussion:
Vorschlag 1 beinhaltet einen hohen Arbeits- und Zeitauf-
wand für die einzelnen Vorstandsmitglieder.
Es werden Bedenken geäußert, ob die Alltagsgeschäfte ord-
nungsgemäß abzuwickeln sind. Hier wird eine Anwesenheit
von einmal wöchentlich für notwendig erachtet, um die
Abwicklung sicherstellen zu können. Es wird bezweifelt, ob
sich unter den derzeitigen Bedingungen fünf Personen zur
Kandidatur bereit erklären.
Gleiches gilt für Vorschlag 2 und 3. Insbesondere für Vor-
schlag 3 müssen wegen der notwendigen und schnellen
Kommunikation die entsprechenden technischen Möglich-
keiten vorhanden sein bzw. noch geschaffen werden.

Vorschlag 4 findet schließlich die Zustimmung der Arbeits-
gruppe. Als eine der wesentlichen Aufgaben der neuen
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Geschäftsführung wird die Erschließung neuer Finanzie-
rungsquellen angesehen.

Die Arbeitsgruppe verständigt sich darauf, der Mitglieder-
versammlung folgenden Vorschlag zu unterbreiten:

Der Vorstand soll zukünftig aus 3 Personen bestehen. Es
wird eine Stellenausschreibung für die Geschäftsführung
(halbe Stelle) vorgeschlagen. Diese Stelle ist für die Wahl-
zeit des neuen Vorstands finanzierbar. Dem Vorstand soll es
möglich sein, Arbeitsaufgaben an die Landesarbeitsgemein-
schaften und/oder einzelne Mitglieder zu delegieren.

B. Personalfragen

Zu Beginn der Arbeitsgruppensitzung hatten sich auf Nach-
frage einige Personen unter Benennun g bestimmter Voraus-
setzungen zu einer Kandidatur bereit erklärt. Nach Abschluß
der unter A. dargestellten Diskussion ergibt ein weiteres
Meinungsbild, daß für die Vorstandswahl eine ausreichende
Anzahl von Kandidaturen vorliegen wird.

C. Aufgaben und Ziele

In der Arbeitsgruppe besteht Konsens über den von Vorstand
und Länderrat am 23.04.1996 erstellten Aufgabenkatalog. Es
wird klargestellt, daß alle genannten Aufgaben und Inhalte
notwendig sind. Vor einer intensiven Diskussion der einzel-
nen Punkte des Aufgabenkatalogs wird dieser um die Punkte:

Standards der Professionalisierung und
Erarbeitung von Positionspapieren

ergänzt. Zum besseren Verständnis wird der erweiterte Kata-
log an dieser Stelle wiederholt:

a. Lobby, politische Einmischung
b. BACi-ii?ffi und Eigenverlag
c. Fortbildungsangebote für Schuldnerberatung und Sozi-

alberatung in Unternehmen
d. Gremienarbeit
e. Projekte, Projektmanagement
f. Förderung der fachlichen Entwicklung, juristische Fach-

beratung
g. Kooperationen
11. Arbeitgeberfunktion

Standards der Professionalisierung
J. Erarbeitung von Positionspapieren

a.

Die bisherige Lobbyarbeit fand auf drei Ebenen statt:
– Fraktionsvorsitzende der im Bundestag vertretenden Par-

teien
Bundesministerium
Öffentlichkeit

Die Arbeitsgruppe sieht diesen Arbeitsbereich als sehr wich-
tig an. Er sollte künftig weiter ausgebaut werden. Sinnvoll

ist die Kooperation mit anderen Verbänden. Hier sind erste
Schritte eingeleitet. Die BAG-SB ist im Bündnis gegen Sozi-
alabbau und für Arbeit eingebunden. Durch verstärktes Ein-
schalten der Landesarbeitsgemeinschaften und von Einzel-
mitgliedern kann die Lobbyarbeit und politische Einmi-
schung auch auf untere Ebenen weitergetragen werden. Es
wird empfohlen, die Ressourcen der einzelnen Landesar-
beitsgemeinschaften stärker zu nutzen. Diese haben für ihren
Bereich nutzbare politische Kontakte aufgebaut. Um die
direkte Weiterleitung von Informationen und die Transpa-
renz der Arbeit sicherzustellen, sollten Vorstand und I.än-
derrat gemeinsame Sitzungen durchführen. Um die Ergeb-
nisse von Wissenschaft und Forschung für die Schuldnerbe-
ratung zu nutzen, sollen die I lochschulen in die Arbeit ein-
gebunden werden. Diese Einbindung sollte vom Beirat unter-
stützt werden.

Für das Problem der ungeschützten Arbeitsverhältnisse wird
Bedarf für die politische Einmischung gesehen.

b.
Es besteht Einigkeit, daß die erfolgreiche Vermarktung des
BAG-in/o und der Produkte des Eigenverlages fortgesetzt
werden soll.

c.

Die Fortbildun g sangebote der BAG-SB haben sich in den
letzten Jahren stark erweitert. Auf dem Markt steht die BAG-
SB im Wettbewerb mit anderen Anbietern. Es wird die Fra-
ge diskutiert, ob die BAG-SB nicht statt eines breit gestreu-
ten Fortbildungsangebotes sich nicht besser auf spezialisier-
te Fortbildungsangebote (z. B. Zielfindungsprozesse, Hilfe-
pläne) konzentrieren sollte.

Da es innerhalb der Bundesrepublik noch weiße Flecken
ohne Schuldnerberatung g ibt. sind neue Märkte erschließbar.
Hier erscheint ein Angebotspaket (Konzept, Finanzierung
und Fortbildung aus einer Hand) sinnvoll. Soweit das Ange-
bot nicht angenommen wird, ist die unter a. beschriebene
Lobbyarbeit einzusetzen.

Die Arbeitsgruppe schlägt vor, das Thema Fortbildungspla-
nung im Vorstand und Länder rat zu vertiefen. Es wird außer-
dem der Wunsch geäußert, einmal jährlich eine Tagung zu
einem aktuellen Thema anzubieten. Dies kann auch im Rah-
men der Jahresarbeitstagung geschehen.

d.
Die BAG-SB ist in verschiedenen Gremien auf nationaler
Ebene vertreten. Dies sind:

Nationale Armutskonferenz (NAK)
NAK-AG Armut von Frauen
Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände
( AG SBV)
AG Insolvenzrecht der AG SBV
Bündnis gegen Sozialabbau und für Arbeit
Arbeitskreis Inkasso
AG Armut und Unterversorgung
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Derzeit sind nicht alle Positionen durch die BAG-SB besetzt.
Die Vertretung der BAG-SB in diesen Gremien ist wichtig,
um Koordinationsaufgaben wahrnehmen zu können. Wer
also in den o.g. Gremien mitarbeiten möchte, setze sich bitte
mit dem Vorstand in Verbindung.

e.
Projekte bereiten die politische Arbeit vor. Derzeit läuft das
Projekt zu § 17 BSHG sowie die Aktion »Recht auf Giro-
konto«. Es sind Ideen vorhanden, für die Finanzierungen
gefunden werden müssen. Weiter wird vorgeschlagen, eine
wissenschaftliche Untersuchung über Auswirkungen von
Schulden auf die Entwicklung von Kindern zu initiieren. Als
ein möglicher Geldgeber wäre das Familienministerium zu
nennen. Als weiteres wird die Prüfung eines Projekts im
Rahmen des Insolvenzrechts empfohlen.

f.
Die Förderung der fachlichen Entwicklung steht im engen
Zusammenhang mit Veröffentlichungen im Eigenverlag der
BAG-SB. Für den Bereich juristische Fachberatung ist die
Arbeitsgruppe der Ansicht, daß dieser Punkt gestrichen wer-
den sollte. Fachberatung findet originär auf Länder- und
Regionalebene statt. Aufgabe der BAG-SB wäre bei Anfra-
gen die nächstgelegene Beratungsmöglichkeit aufzuzeigen.
Für diesen Bereich sollte ein Netzwerk aufgebaut werden.
Eine Landkarte der Bundesrepublik mit den vorhandenen
Schuldncrberatungsstellen ist hilfreich und kann mit Hilfe
der einzelnen Landesarbeitsgemeinschaften erstellt werden.
Die Arbeitsgruppe betont ausdrücklich, daß fachliche Stel-
lungnahmen und Gutachterservice nicht unter den Punkt juri-
stische Fachberatung fallen.

Dieser Punkt wurde in Zusammenhang mit d. diskutiert.

h.
Die Arbeitgeberfunktion der BAG-SB stellt eine Rahmen-
bedingung dar. Dieser Punkt wird deshalb gestrichen.

Die Erstellung von Standards der Professionalisierung fällt
im Bereich Förderung der fachlichen Entwicklung und wird
deshalb in den Punkt f. integriert.

j.
Die Arbeitsgruppe bedauert, daß die BAG-SB aus verschie-
denen Gründen keine Positionspapiere vorgelegt hat. Es wird
vorgeschlagen, auf verschiedenen Ebenen ( Länderrat, Mit-
gliederversammlung, Jahresarbeitstagung) mehr inhaltlich
zu diskutieren. Insbesondere könnten Arbeitsgruppen auf der
Jahresarbeitstagung Positionen erarbeiten, die – in Beschluß-
anträge gefaßt – von der Mitgliederversammlung verab-
schiedet werden könnten.

Nach Erstellung dieses Katalogs diskutierte die Arbeits-
gruppe über die zukünftige Funktion des Beirates. Aufgabe
des Beirates ist es, den Vorstand in seiner Arbeit zu unter-

stützen. Dies geschieht durch eigene Lobbyarbeit und wis-
senschatiliehe Begleitung und Beratung. Der zukünftige Vor-
stand wird gebeten, unter Berücksichtigung der Aufgaben
des Beirats die derzeitige Zusammensetzung zu überdenken.

Arbeitsgruppe 2: Insolvenzrecht aktuell
Berichterstatterin: Rosi Modi, Halle

Die Insolvenzordnung ist immer wieder ein spannendes The-
ma – die vielen offenen Fragen der 23 Teilnehmer dieser
Arbeitsgruppe ließen die Zeit recht knapp werden. Nach
einem kurzen Abriß des Verfahrensablaufs wurden der Aus-
schluß von Abtretungen durch einen Arbeitgeber, die
Anfechtung von nachträglich gezeichneten Abtretungen, die
Möglichkeit, den pfand freien Betrag auch in der Abtre-
tungszeit auf den sozialhilferechtlichen Bedarf anzuheben,
und der Begriff Zahlungsunfähigkeit geklärt.

Schwerpunkt der Arbeitsgruppe war die außergerichtliche
Einigung, insbesondere die Frage, welche Möglichkeiten
schon jetzt sich der Schuldnerberatung bieten, um mit Hin-
weis auf die künftige Ins° günstige Vergleiche auszuhan-
deln. Kriterien für einen Schuldenbereinigungsplan wurden
entwickelt: Grundlage kann ein Verteilungsplan sein, der die
für die Gläubiger zu erwartenden Beträge eines InsO-Ver-
fahrens errechnet. Vorgestellt wurde das PC-Programm
INSOSOFT, das bereits erhältlich ist, und auf das künftige
CADAS-Programm hingewiesen. Über die Arbeitserleichte-
rung solcher Programme bestand Einigkeit, kontrovers dis-
kutiert wurden jedoch die sich daraus ergebenden Zahlungs-
pläne:
Ein Teil der Teilnehmer vertrat die Meinung, daß solche Plä-
ne von vielen Gläubigern derzeit nicht akzeptiert würden.
Zustimmend wurde die Notwendigkeit variabler Zahlungs-
pläne beurteilt:
Zugesichert sollten Vergleichszahlungen, die die jeweilig
anfallenden pfändbaren Beträge abhängig von der den Gläu-
bigem zustehenden JnsO-Quote verteilen eine Gleitklausel
soll verhindern, daß bei Arbeitslosigkeit der Vergleich schei-
tert – bei Einkommenssteigerungen ergäbe sich ein Vorteil
für die Gläubiger.

Vom Referenten Ulli Winter wurden Argumente, die den
Gläubigern bei Ablehnung der angebotenen Vergleiche ent-
gegengehalten werden können, an Hand von Musterbriefen
herausgestellt:

Die Kostenersparnis gegenüber einem gerichtlichen Ver-
fahren,
bei Zustimmung einer Gläubigermehrheit der I littweis
an eine sich Vergleichen verweigernde Gläubigermin-
derheit, daß ihre Zustimmung im Gerichtsverfahren
ersetzt werden kann,
die Warnung an allzu hartnäckige Gläubiger, daß nach
neuerer Rechtsprechung bei Ablehnung von zumutbaren
Vergleichen ein möglicher Rechtsmißbrauch vorliegt.
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Schutzmaßnahmen des Schuldners vor Zwangsvollstreckun-
gen während der Vergleichsverhandlungen, z.B. eine
treuhänderische Abtretung vorab eines lnsolvenzverfahrens
und die Absicherung der ausgehandelten Vergleiche während
ihrer Laufzeit waren weitere Schwerpunkte dieser Arbeits-
gruppe. Abgerundet wurde die Diskussion durch zwei Dia-
serien zur InsO, die auch für Lehrzwecke bezogen werden
können.

Arbeitsgruppe 3: Praktikerforum
Berichierwaner: Onmur Bergmann, Renate 1 .erIer, Berlin

Die Gruppe begann am 12..1uni mit 11 und endete am 13.
Juni mit 18 Teilnehmerinnen und Teilnehmern. Anfänglich
verlief der Diskussionseinstie g (naturgemäß) schwierig: spä-
ter fand die Gruppe zu einer eigenen Reuelhaftigkeit ihrer
eigenen, der heterogenen Zusammensetzung der Beteiligten
entsprechenden Arbeitsweise. Verschiedene Kenntnis- und
Erfahrungsstände (vorn Anfinger bis zum »alten I lasen« mit
langjähriger Praxis) wurden produktiv aktiviert und in frei-
er zuwendungsbereiter Diskussion koordiniert.
Zum Einstieg diente ein in Fotokopie an alle Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern verteilter Artikel der »Berliner Mor-
genpost« vom 02.06.1996 zu einem Urteil des BVerwG vom
30.05.1996 unter dem Titel: »Urteil: Keine Sozialhilfe für
überteuerte Wohnungen und die Pressemitteilung des Bun-
desverwaltungsgerichts Nr. 17/1996 vom 30.05.1996«. Die
Wahl fiel nicht nur wegen der Aktualität auf dieses Thema,
sondern diente der Erkenntnis, daß die Tagespresse häufig
Entscheidungen falsch wiedergibt oder unrichtig interpre-
tiert. Von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern wurde
festgestellt, daß die Frage »überteuerte Wohnungen« von den
Sozialämtern immer mehr zu Lasten der Hilfeberechtigten
gegen die Grundsätze der oben zitierten BVerwG-Entschei-
dung geregelt wird.
Sodann wurde herausgearbeitet, daß sich die Berechnung des
sozialhilferechtlichen Bedarfs gemäß § 8501 • ZPO gegenüber
der Berechnung der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt
(Sozialhilfe) in verschiedenen Punkten (z.B. prozentualer
Anteil der Regelsätze für Einbeziehung der Einmalleistun-
gen, Problem des Besserstellungsgebotes Erwerbstätiger
gemäß § 76 Abs. II a Ziffer 1 BSHG) wegentwickelt hat. Es
besteht keine Identität zwischen beiden – aber beides
gewinnt in der Praxis der Schuldnerberatunu immer größere
Bedeutung.

a) Grundthesen (zum Einstieg in die Diskussion)

aa) Ohne Beratung sollte kein Klient zum Sozialamt gehen:
er sollte wissen. welche Ansprüche er durchsetzen kann.

ab) Grundsätzlich schriftliche Antragstellung, damit Akte
und Aktenzeichen entsteht, das Datum der Voraussetzung für

Sozialhilfe ( Kenntnis des Trägers der Sozialhilfe) schriftlich
festgehalten und nachweisbar ist. (Vorteil bei pauschalierten
Einmalleistungen z.B. Kleidergeld; Praxis verschiedener
Sozialämter: für Berechti g un g von Pauschalen muß eine
6monatige Sozialhilfeberechtigung gegeben sein.)

ac) Immer beantragen für den Fall eines negativen Bescheides:
»Ich beantrage einen schriftlichen, widerspruchsfähigen
Bescheid.«

b) Problem überteuerter, den Durchschnitt erheblich über-
steigender Wohnungsmieten, die bei den Sozialämtern zur
völligen Verweige rung der Übernahme von Mietkosten
führt. (Eine anteilmäßige Berechnung wird – dies erscheint
zumindest logisch – verweigert.)
Entscheidung des BVerwG vom 30.05.1996; Marktsituation
muß berücksichtigt werden, d.h. die Tatsache, daß keine pas-
sende preiswerte Wohnung so schnell gefunden werden kann.
Die Praxis der Schuldnerberatunu kann einiges bewirken,
wenn Belege für Wohnungssuche gesammelt und Ver-
gleichsberechnung über Kosten des Umzuges etc. mit 13ele-
gen vorgenommen wird. Dies ist eine Fleißaufgabe für die
Klienten. Taktik: Argumentation der Sozialämter durch ein
Übermaß von Nachweisen »ersticken«. (Makler anfragen,
Annoncenausschnitte sammeln, Vorsprache bei Vermietern
bestätigen lassen. Kostenvoranschläge von Speditionen etc.
besorgen etc.)

c) Rechtswidrige (aber häufige) Praxis der Sozialämter, die
vom VG Oldenburg und OVG Lüneburg (Beschluß vom
05.12.1995 – 28 28/95) abgelehnt wird:
»Liegt der Wert eines Personenkraftwagens unter den maß-
geblichen Vermögensschutzgrenzen und ist glaubhaft, daß
der Aufwand für einen Personenkraftwagen aus dem vor-
handenen Einkommen nicht von dem Verkauf des Perso-
nenkraftwagens abhängig gemacht werden kann, darf die
Gewähruni! von Sozialhilfe nicht von dem Verkauf des Per-
sonenkraftwagens abhängig gemacht werden.«

ca) In der Beratung (siehe I. aa) sollte aber in der Praxis auf
die Schaffung klarer Verhältnisse mit einfachen Mitteln hin-
gewiesen werden, indem (ohne Schenkung) das Eigentum
am PKW auf andere natürliche oder juristische Personen
übertragen wird (z.B. Hingabe des PKW zur Tilgung von
Schulden). damit diese Fragen gar nicht erst entstehen. So
muß vor dem Gang zum Sozialamt der Gang zur Zulas-
sungsstelle angetreten werden, damit wahrheitsgemäße Aus-
künfte gegeben werden können (Mitwirkungspflicht). Dies
gilt für PKW's im Wert sowohl über als auch unter der
Schongrenze.

d) Rückzahlungsforderungen der Sozialämter (Aufrechnun-
gen) müssen an § 4 Abs. 1 BSHG gemessen werden, wie
auch der Versuch anderer Institutionen (Energieversor-
gun2sunternehmen) mittels Zwang (Liefersperre) aus der
(bekannten) Sozialhilfe Zahlungen herauspressen zu wollen,
rechtswidrig ist und strafbar sein dürfte. Auch im Interesse
der Kostenrechnung gemäß § 788/91 ZPO (Umkehrschluß)
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sollte zur »Bösgläubigkeit« der Gläubiger diesen Fotokopi-
en des Leistungsbescheides (Laufende Hille zum Lebensun-
terhalt) vorgelegt werden.

2. Sozialhilferechtlicher Bedarf gemäß 850 fZPO (auch
850 i ZPO)

a) wird auch für die Kontenfreigabe nach § 850k ZPO immer
bedeutender.
Hinweise auf Aufsätze von M. Hammel (Problematik der
Anwendung des § 76 Abs. II a Ziffer 1 BSHG in verschie-
denen oder Gerichtsbezirken) in 13AG-in/h 4/95 Seite 35 ff.
und Stephan Hupe in der Broschüre »Juristische Grundlagen
der Schuldnerberatung« (Herausgeber: BAG-SB) Seite 51 ff.
mit vorformuliertem Antrag.
In der Beratungspraxis sollte auf lanholung einer Beschei-
nigung beim Sozialamt gemäß Formular aus der Broschüre:
Stephan Hupe »Büroorganisation in der Schuldnerberatung«,
Seite 15 hingearbeitet werden. Aber: nicht alle Voll-
streckungsgerichte übernehmen die vom Sozialamt bestätig-
ten Berechnungen (siehe Kammergericht Berlin: Aufsatz M.
Hammel a.a.o.: aber auch in Berlin unterschiedliche Praxis
der Vollstreckungsgerichte).

b) Widersprüchliche gesetzliche Regelung von Sozialhil-
feberechtigung von Familiengemeinschaften außerhalb des
Familienrechts und der Anerkennung von deren Mitgliedern
bei Berechnung der Hindungsfreigrenzen nach § 850i ZPO.
Bei »Stiefverhältnissen« werden Mitglieder einer familiären
Lebensgemeinschaft hei der Festlegung der Pfändungsgren-
zen nicht berücksichtigt.

ba) Praktische Lösung: Bestätigung des sozialhilferechtlichen
Bedarfs gemäß § 850 f ZPO beim Sozialamt (siehe 2a) besor-
gen und dem Vollstreckungsgericht vorlegen und kein beru-
fen auf Pfändungstabelle gemäß § 850c ZPO vornehmen.

bb) Die BAG-SB wird auf widersprüchliche gesetzliche Rege-
lung und Gesetzesbrüche hingewiesen. Während faktische
Lebensgemeinschaften im BSHG geregelt sind, versagt hier
das Familienrecht im BGB. Hier wird die BAG-SB aufgefor-
dert, eine gesetzliche Gleichstellung von Lebensgemeinschaf-
ten außerhalb des BGB-Familienrechts anzustreben.

c) Festgestellt wurde, daß Giro-Kontenptiindungen zuneh-
men, obwohl deren Häufigkeit in keinem Verhältnis zum
Vollstreckungserfolg stehen. Diese Pliindungen des Giro-
Kontos dienen in erster Linie der Diskriminierung und
Repression von Schuldnern, da sie zwingenden Niederschlag
in der Schufa finden und zu Kontenverlust führen und
Kosten und Arbeitsaufwand erhöhen.
Hier wird die BAG-SB aufgefordert, nunmehr endlich vor-
dringlich auf ein gesetzliches Verbot der Giro-Kontenpfän-
dung von Verbrauchern hinzuwirken. Obwohl die BAG-SB
die Dringlichkeit dieses Problems anerkannt hat. hat sie
erkennbar nichts zur Regelung dieser Frage unternommen.

3. Rechtshilfefonds

Diskussion über Bildung von Fonds, mit deren Hilfe klien-
tenfreundliche Rechtsprechung (Musterprozesse) finanziert
werden kann.

Vorschlag: Die BAG-SB möge auf die Bildung von Rechts-
hilfefonds hinwirken und rechtliche Regelungen entwickeln,
da vor allem die Praxis der Beratungskostenhilfe und der
Prozeßkostenhilfe absolut unbefriedigend ist.

4. Beratungspflicht von Banken

Diskussion über Beratungspflicht und rechtliche Folgen von
schlechter oder unrichtiger Beratung von Kreditinstituten.
(Banken etc. beraten nicht, sondern verkaufen oft ihre
schlechten Produkte unter dem Deckmantel der Beratung.
Hinweis auf formularisierte Abläufe, die gar keine individu-
elle Beratung ermöglicht.)

5. Bürgschaften und gesanaschuldnerische Haftung von
Familienangehörigen, die z.B. Kreditverträge »mitunter-
schreiben«

Die Grundsätze der neuen Rechtsprechung zur Nichtigkeit
insbesondere von Bürgschaften Familienangehöriger wurden
wiederholt und es wurde auf den zusammenfassenden Auf-
satz von Frau Bernadette Köper: »Bürgschaften – nicht mehr
nur das Recht des Stärkeren?, im BAG-ii tii) 1/96 Seite 34 ff.,
hingewiesen.

Vorschlag: Dic BAG-SB möge nunmehr speziell für Frauen
eine konkrete Aufklärungskampagne über die Risiken von
Bürgschaften bzw. gesamtschuldnerischer Haftung (Mitun-
terschrin) von Frauen (vergleichbar der Kampagne zum
»Giro-Konto für Jedermann«) entwickeln und mit Bünd-
nispartnern durchführen.

6. Behinderung der Schuldnerheratung aufgrund des Rechts-
heratungsgesetzes trfd essen faschistische Herkunft aus
dem Jahre 1935 mußte wieder einmal hingewiesen werden.)

Derzeitiger Diskussionsstand und Position der großen Wohl-
fahrtsverbände wurde dargestellt. 1 linweis, daß diese Frage
im Vorstand der BAG-SB diskutiert wurde und daß die
BAG-SB nicht aus der Front der Position der Wohlfahrts-
verbände ausbrechen will, obwohl die Schuldnerberatung
allein größere Realisierungschancen ähnlich der Verbrau-
cherszene berücksichtigt zu werden, hätte. Eine Änderung
ist auch aufgrund der Rechtspositionen in der neuen
Insolvenzordnung zu erwarten. Der Konflikt der BAG-SB
wurde von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern gesehen
und anerkannt.
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Arbeitsgruppe 4: Finanzierung von
Schuldnerberatungsstellen
Berichterstatter: Bernd Sorge, Fanklirrt/111.

I. Einführende Gedanken:

Schuldnerberatung braucht dringend verläßliche Finan-
zierungsgrundlagen!
angesichts der Finanznot der öffentlichen Hände wird
zunehmend fraglich, ob und was diese zukünftig und
dauerhaft leisten können und wollen.

2. Wir tragen zusammen, welche aktuellen Erfahrungen mit
Finanzierung der jeweils eigenen Stelle, die Teil-
nehmer/innen mitgebracht haben:

So, wie der Begriff »Stelle« Verwendung fand, wurde
leider nicht immer eindeutig klar, ob die jeweils eigene
Personalstelle im Blick der Betrachtung stand oder die
Finanzierun g der gesamten Beratungsstelle oder eine
Mehrzahl von Beratungsstellen beim gleichen Träger
oder eine Mehrzahl von Beratungsstellen am selben Ort
oder in regionaler Nachbarschaft in unterschiedlicher
Trägerschaft.
Wo »Stelle« den organisatorischen Aufwand einer oder
gar mehrerer mit mehreren Personen besetzten Bera-
tungsstelle(n) meint, ist nicht immer eindeutig benannt,
wieviele Mitarbeiter/innen mit welchen Qualifikationen
und welchen konkreten Aufgabenstellungen eine Bera-
tungsstelle bilden.
Leider haben wir nicht alle Teilnehmer/innen befragt,
wie die erwähnten (Personal-)Stellen dotiert sind.

- »Zuwendungen« werden aus den konsumtiven Ausga-
ben im kommunalen I laushalt finanziert.
Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege verwaltet die
Verteilung der Mittel bei den Freien Trägern (in Berlin)
Rabiate Einschnitte in den Haushalt (wie z.B. in Berlin)
führen zur Unplanbarkeit!

- § 55 der BUNDESHAUSHALTSORDNUNG regelt die
Finanzierung von LEISTUNGEN.

- Ein Gutachten der KGST macht Vorgaben, was ein
Arbeitsplatz im Öffentlichen Dienst kosten muß (ca.
130.000 DM p.a. incl. Sachkosten, Personalkosten, Inve-
stitionskosten, wie z.B. EDV-Ausstattung). Das Gut-
achten ist erhältlich bei: Kommunale Gemeinschafts-
stelle Lindenstraße 13 17 in D-50968 Köln-Marien-
burg, Tel. 0221/37 689-0; FAX 37 689-59.
Die notwendige Debatte um die Finanzierungssicherung
fordert den Abschluß der Diskussion um Standards (wie
z.B.: die Schlüssel-Vorgabe : pro 50.000 Einwohner I
Berater/in; pro Beratungsstelle mindestens 3
Berater/innen & Verwaltungskraft; diese Vorgaben wer-
den derzeit – in Berlin z.B. – kaum zu erreichen sein).

3. Wie weit gibt es gesicherte Rechtspositionen Jür die
Finanzierung von Schuldnerberatung?

Eine dieser gesicherten Rechtspositionen läßt sich aus § 17
BSHG in Verbindung mit § 93 BSHG und § 10 BSI IG ent-
wickeln.

Dies erfordert eine vertraglich gesicherte Vereinbarung zwi-
schen dem Träger der öffentlichen Sozialhilfe und dem Frei-
en Träger.
Siehe hierzu: Positionspapier AG SBV = Arbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung der Verbände (BAG-infa 3/96). Auffällig
ist hier, daß die Bezugsgröße drastisch reduziert wird: hier ist
lediglich von 25.000 EW : 1 Berater/in die Rede!
Die Teilnehmer/innen stellen fest, daß die Positionen 2 und
3 nicht ausreichend miteinander korrespondieren; ihnen wird
jedoch vemittelt, daß ihre Aufgabe nicht sei, dieses Positi-
onspapier zu überarbeiten – dies sei so verabschiedet und
stünde nicht mehr zur Disposition!

Als Vorschläge für die weitere Arbeit in dieser Arbeitsgrup-
pe wird festgehalten:
a) Standards verbindlich fassen, als Grundlage für Finan-

zierungsverhandlung (Wir kamen schnell überein, daß
dies in der verbleibenden Zeit für die Arbeitsgruppe
nicht leistbar sein wird.).

b) Brainstorming/Ideensammlung : zusätzliche Finanzie-
rungsmöglichkeiten

c) Aufgaben formulieren incl. wer was wann davon leisten
kann

Es folgten die Gäste: Eva Trube und Ottmar Bergmann vom
Vorstand der BAG-SB sowie Ulf Groth vom Förderverein
Bremen zu speziellen Themen.

Ottmar Bergmann:
Ist SB Pflichtaufgabe ? – ja!

– Ist SB »EINRICHTUNG« im Sinne des § 93 BSHG ?– ja!
unabdingbar für die erforderliche Vereinbarung gemäß
§ 93 sind:

I. Inhalt
2. Umfang
3. Qualität
4. Wirtschaftlichkeit
5. Sparsamkeit
6. Leistungsfähigkeit (bedarfsdeckend)
7. betriebswirtschaftliche Übcrprüfbarkeit (durch den Sozial-

hilfeträger).
§ 93,3 BSHG regelt: wer ist antragsberechtigt? Jeder
freie Träger von SB.
Der Antrag muß be- bzw. entschieden werden; innerhalb
von 6 Wochen; anderenfalls: Schiedsgericht einschalten
- notfalls das Verwaltungsgericht.

Die Vereinbarungszeiträume sind Vertragsgegenstand.
was/wer wird bezahlt? – eine so (siehe 7 Punkte oben)
gestaltete SB-Stelle (die Stelle bekommt das Geld vom
Amt nicht der oder die Bedürftige!)
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welche Personen(-gruppen) sind berechtigt? – die, die
erforderlichen Leistungen nicht selbständig aufbringen
können und auch nicht müssen, weil sie (siehe § 17
BSI IG): Sozialhilfeempfänger sind und/oder in Gefahr
stehen, von Sozialhilfe abhängig zu werden.
Antragsverfahren und Abrechnung m u 13 EDV gestützt
durchgeführt werden, um es zu erleichtern.
Rechtsberatung, die im Rahmen der S13 (durch einen
Anwalt) notwendig wird, kann über das Sozialamt

gesichert werden!
( Nicht gesprochen hat Ottmar Bergmann. weil er auch nicht
darum gebeten wurde, von seinem »Hobby-Thema«: das
K.11-10 als Finanzierungsgrundla ge für Schuldnerberatung;
damit bleibt eine Aufgabe, die seit ca 5 Jahren auf uns war-
tet...)

4. Ulf Groth spricht zu uns auf dem Hintergrund seiner
Erfahrungen im Förderverein Bremen über die dortigen
getroffenen Vereinbarung im Sinne der § 17 & 93 BSHG
zwischen den Freien Trägern und dem Örtlichen Träger der

1. Abweichend vom KGST-Gutachten haben die Bremer
137.000 DM pro Arbeitplatz p.a. vereinbart!

2. »Arbeitsplatz« meint hier nicht eine Stelle für z.B.
einen Sozialarbeiter oder eine Sozialarbeiterin, sondern
incl. 0,5 Verwaltungskraft & Sachkosten

3. bei ca 1.500 Arbeitsstunden p.a. (incl »Rüstzeiten«)
eines SB ergibt dies einen Stundensatz von 96.50 DM

4. eine Vollzeitstelle wird mit 100 Fällen Umschlag
gerechnet

5. Die fallbezogene durchschnittliche Bearbeitungsdauer
ist – (identisch mit der GP-Studie) 18 Monate

6. gebraucht werden: für einen »normalen« Fall ca. 20
Stunden; abgerechnet werden 1 1; gebraucht werden für
einen »komplizierten«' Fall ca 30 Stunden – abgerech-
net werden 20 (im Vergleich: z.B. NL rechnet mit einer
durchschnittlichen Bearbeitungsdauer von 19 Stunden.)

7. in einigen Fällen kann eine bis zu 4 Jahren währende
Nachbetreuung in Rechnung gestellt werden

8. Es gilt – wie allgemein im BSHG – das Individualisie-
rungprinzip; wenn es also einen höheren Aufwand gibt,
muß man den begründen und bekommt ihn in der Regel
auch – sonst: Schiedsgericht

9. bei Abbruch – egal ob durch Beratungsstelle oder Rat-
suchende – gibts 80 %

10. restliche 20 "/0 werden fällig – sollte der Fall doch noch
zu Ende geführt werden

11. sollte ein Fall wiederholt aufgenommen werden (müs-
sen), muß im Zweifel eine clearingstelle entscheiden

12. Zur Kostenzusage braucht's einen Laufbogen: auch und
gerade für nicht beim Sozialamt Bekannte

1 Als »schwierige Beratungen« werden in der Regel gewertet: Psy-
chisch Kranke: der Personenkreis zum § 72 BSHG: Immobilien-
schulden; ein höherer Kostenaufwand kann auch geltend gemacht
werden• wenn mehr als drei Gläubiger im Ausland ansässig sind.

13. Die Behörde entscheidet nach Aktenlage – muß den/die
Klienten nicht gesehen haben

14. Die genehmigten Kostenübernahmen werden jährlich
abgerechnet

15. möglich: Nachbesserungsantrag, falls sich später erst
herausstellt. daß es sich um einen schwierigen Fall han-
delt. § 93 Anträge haben den Vorzug, daß sie den Gege-
benheiten entsprechend nachgebessert werden können.

16. Die Soll-Vorschrift des § 93 schützt vor der Abhängig-
keit der Zahlungsfähigkeit und -bereitschaft der jeweili-
gen Kommune.

An dieser Stelle verweise ich auf die neueste BSHG-Reform
zu § 17 BSHG, die eine Kostenübernahme in Form einer
pauschalierten Abgeltung der Leistung der Schuldnerbera-
tungsstellen ermöglicht (s. BAG-ii?lb 3/96).

Fragen nach dem Vortrag von Ulf Groth:
wie bekommen wir den Sozialhilfeträger zu einer Bereit-
schaft, einen Vertrag auszuhandeln, wenn zunächst
andere Mischfinanzierung läuft? - Antrag muß binnen
6 Wochen entschieden sein – falls nicht – § 94 regelt
den Umgang mit der Schiedsstelle - danach ggf. Ver-
waltungsgericht.
auf Anfrage: der SENAT hat in Bremen die Einzelfall-
abrechnung angestrebt und vorgeschlagen; die reale
Finanzierung hat sich verdoppelt (dadurch); es erfolgt
namentliche Abrechnung mit 2 X jährlicher Auszahlung;
es gab »unschöne Unstimmigkeiten« bei den Verhand-
lungen zwischen Trägerrepräsentanten und Förderver-
ein.

5. Als zusätzliche Arbeitshilfen für die weitere Arbeit vor Ort
zu Fragen der verläßlichen Finanzierung von SB-Stellen
wurden weitere Papiere in Kopie verteilt:

Kleine Anfrage der SPD im Bundestag zu Arbeitslosig-
keit und Überschuldung ( Bundestagsdrucksache
13/4460)
Finanzierungsmodelle nach § 17 & 93 BSHG (Erhe-
bung; Stand Januar 96 von BAG-SB & SKM/DeCV)
das sog. »Schrankenmüller- Papier« vom April 96 (von
einer Tagung im Deutschen Verein, Frankfurt/M.) zum
Thema: Stuttgarter Banken finanzieren Schuldnerbera-
tung.

6. Wir erstellten, mit Meterplan-Methode, eine Karten –
Abfrage in Art eines »brainstorming« zu der Frage:

Welche Ideen haben die Teilnehmer/innen zu weiteren Mög-
lichkeiten der Teilfinanzierung von Schuldnerberatung oder
Projekten aus diesem Arbeitsbereich?

Wir haben die folgende Sammlung dem Plenum vorgestellt,
mit der Bitte, die Ideensammlung um eigene Ideen anzurei-
chern. Daß dieser Vorschlag nicht aufgegriffen wurde, mag
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zu Teilen darauf zurückzuführen sein, daß die Teil-
nehmer/innen der Tagung mit anderen Arbeitsinhalten
beschäftigt waren; es ist jedoch nicht auszuschliessen, daß
dieser Themenbereich hochgradig tabuisiert ist, weil jede(r)
mit seiner/ihrer Idee zunächst erfolgreich sein will.
Wie dem auch sei, die Möglichkeit, das KJHG als Rechts-
grundlage zur Finanzierung von SB-Stellen zu nutzen wur-
de nicht erwähnt.

Hier nun die Vorschläge, die sich auf den Kärtchen wieder

fanden:
Arbeitsamt; Fachzeitschriften ( wobei nicht eindeutig erkenn-
bar blieb, oh an den Erlös oder Teilen davon, beim Verkauf
gedacht wurde, oder an Honorareinnahmen durch Autoren-
honorare oder... oder...; Ressortübergreifendes Denken; Erb-
schaften; Sachspenden; öffentliche Hand; andere soziale
Dienste; Krankenkassen; Stiftungen; Gerichte (Bußgelder)&
(INSO-Gebühren); Europäischer Sozialfonds: Industrie
(Sponsoring); Lotto-Mittel; Casino; Gläubiger als Mitver-
antwortliche; Inkassounternehmen; Arbeitgeber (für Dienst-
leistungen. wie Fachberatung und Fortbildung zum Thema
Überschuldung); Energieunternehmen; Wohnungsbauge-
sellschaften; ÖA & Prävention bei VHS, IHK & WBF
(Lehrhonorare); Banken & Sparkassen ...
Die Zeit reichte leider nicht mehr aus, diese Vorschläge
inhaltlich zu diskutieren.

Ehrenamtliche Mitarbeit in der SB (nicht immer ganz
ohne Geld)
wer kümmert sich um die Finanzierung? der Schuldner-
berater/die Schuldnerberaterin oder Vorgesetzte ...
Strafauflage: SB aufzusuchen
Sicherung zusätzlicher SB-Stellen (wie kann das gelin-
gen, z.B. bei der Sparkassen-Finanzierung Stuttgart?)
Forderung der BAG-SB an die Politiker: Finanzierung
muß auf verläßlicher Basis gesichert werden.

8. Folgeringen aus der Gruppenarbeit jiir die weitere Arbeit
in der BAG-SB an diesem Thema:

I m BAG-info sollten veröffentlicht werden:
a) die neuere Arbeitsplatz- oder Stellenbeschreibung (Ent-

wurf Münzner)
b) Artikel: ist Schuldnerberatung meßbar'?
c) diese Fragestellung ist zu aktualisieren nach den Krite-

rien der lnsO
Zusätzlich sollte ein Sonderheft – in Art unserer Arbeitsma-
terialien – zum Stichwort »Finanzierung von SB-Stellen«
erstellt werden; darin sollten unter anderem auch Vertrags-
und Antragsmuster enthalten sein.
Diese Folgerungen wurden abschließend dem Plenum vor-
gestellt und letztlich in der Mitgliederversammlung abge-
stimmt.

7. Folgende Themen und Fragestellungen wurden im Laufe
der Arbeit als relevant erkannt und benannt, aus Zeitmangel
jedoch nicht vertieft bearbeitet:

Finanzierungsmöglichkeiten nach INSO
Eingruppierung & Qualifikation der Mitarbeiter/innen

Europäische Schuldnerberaterkonferenz in Pitlochry/Schottland
Thema: »Schuldner - Haben sie Zugang zur Justiz?«
von Dipl. Okonomin Elfi M51771(11111, Jena

Diese europäische Konferenz vom 06. – 08. März 1996 war
eine Gemeinschaftsveranstaltung der Money Advice Scott-
land (dem schottischen Zusammenschluß der Schuldnerbe-
ratung) und des vor 2 Jahren gegründeten Consumer Dellt
Net (CDN ). Die Federführung der Organisation lag in den
länden der Money Advice Scottland. Es nahmen ca. 200

Delegierte aus 20 Ländern teil. Um einen Gesamteindruck
vorab zu geben: Es war eine hervorragend organisierte und
inhaltlich wichtige Konferenz für die gesamte europäische
Schuldnerberatung.

Ani I. Tag kamen von der EU-Kommission aus Brüssel
sowie aus Schweden und aus den Niederlanden die Auftakt-
reden. Ann-Kristin Nykvist aus Schweden sprach über das

Thema, ob die nationalen Regierungen Verantwortung für
überschuldete Haushalte haben. Sie stellte u.a. das schwedi-
sche Verbraucherinsolvenzgesetz vor, welches auch ein 3-
Stufen-System hat. Schuldner müssen dort längstens Zah-
lungen über einen Zeitraum von 5 Jahren leisten im gericht-
lichen Teil des Verfahrens. Jeden Monat fragen ca. 7.000
Personen nach einer lnsolvenzhilfe, auf der Grundlage die-
ses Gesetzes, nach. Landesweit werden aber nur etwa 3.000
Fälle neu bearbeitet. Lediglich 10 % davon landen in der
letzten Phase vor einem Gericht. Dies unterstreicht, daß auch
in Schweden den außergerichtlichen Bemühungen für über-
schuldete Haushalte große Bedeutung beigemessen wird.
Marie Terese Moran, tätig in der Abteilung »Verbraucher-
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politik« in der EU-Kommission in Brüssel, forderte die
europäische Schuldnerbcratung auf, den jetzt vorliegenden
Bericht der EU zur Verbraucherverschuldung zu kommen-
tieren und praktische Erfahrungen mitzuteilen. Sie wies in
ihrem Vortrag auch darauf hin, daß nach Einschätzung der
EU – »überschuldet zu sein«- als »sehr teuer« angesehen
wird. Erfreulich ist, daß die EU-Kommission die Schuldner-
beratung als ein wichtiges Arbeitsfeld für ganz Europa
ansieht.
Nick I luls aus Leiden, vorn Institut für Recht und öffentli-
che Politik, befaßte sich in seinem Beitrag einerseits mit
einer neuen europäischen Direktive und andererseits mit
einem »Code of Conduct for Deht Counseling Services«
( Verhaltenskodex für Schuldnerberatungen). Er unterstrich
anschaulich wie wichtig es ist, daß eine neue europäische
Direktive zum Verbraucherkredit erlassen werden muß. In
dieser müssen auch klare Maßnahmen über den Umgang mit
und den Abbau von Überschuldung aufgenommen werden.
In einem von ihm mit erarbeiteten Entwurf für eine derarti-
ge Direktive ist u.a. im Artikel 54 ein Berufsbild für
Schuldnerberater/innen vorgesehen. Nick Huls machte kei-
nen Hehl daraus, daß es für ihn ganz wichtig ist, einen kla-
ren verbindlichen Verhaltenskodex für die Schuldnerbera-
tung einzuführen. Wichtig ist die Weiterentwicklung dieses
Arbeitsfeldes und eine entsprechende Ausbildung für die
Beratungsfachkräfte. Sie sollten nach seiner Meinung in der
Verbraucherautklärung, im Bereich der Budgetberatung, der
Schuldenregulierung und der sozialrechliehen Unterstützung
tätig sein und über einen klar definierten Wissensstand ver-
fügen, der sich insbesondere auch auf rechtliche Fragen
sowie Kenntnisse im EDV-Bereich und der Haushaltsöko-
nomie bezieht. Zudem müsse Schuldnerberatung unabhän-
gig vom Staat geleistet werden. Das schließt für ihn aller-
dings nicht aus, daß ein »Code of C'onduct« auch mit der
Anbieterseite abgestimmt werden kann, um das mögliche
Maß an Verbindlichkeit zu erreichen.
Diese 3 Einführungsreferate bildeten die Grundlage, um ver-
schiedene Fragestellungen in 8 interessanten Workshops zu
diskutieren. Darunter z.B. Fragen des Verbraucherrechts, zu
Verbraucherkrediten, der Beitreibungspraxis, speziell durch
Inkassounternehmen in verschiedenen europäischen Ländern,
den Nutzungsmöglichkeiten von Computersoftware, die
Chancen der Konsumentenbildung und den möglichen Inhal-
ten einer neuen europäischen Direktive zur Verbraucherü-
berschuldung. Interessanter Länderaspekt: In England sind
spezielle Kreditvermittler (monylenders) unterwegs, um
Kleinstkredite bei armen Menschen mit Zinsen zwischen 150
bis 500 % zu verkaufen. Für unseren Kreditmarkt unvor-
stellbar !
Mit großem Interesse verfolgten alle die Präsentation von
Bianca Haane. IFF Hamburg, über das Ergebnis der Arbeits-
gruppe »Computer-Programme«. Die Programme vom IFF
wurden inzwischen für verschiedene europäische Länder,
z.B. Großbritannien. umgearbeitet. Auch Irland und Schwe-
den haben eigene interessante Windows-Versionen ent-
wickelt.
Den 2. Tag führte Rod Crawford, englisches Vorstandsmit-
glied im Anti-Armuts-Netzwerk (EAPN), mit seinem Vor-

trag ein. Er wies deutlich darauf hin, daß die Verbraucher-
überschuldung in allen europäischen Ländern ein nicht zu
übersehender Armutsindikator ist. Für ihn ist es wichtig, daß
in einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit versucht wird,
für die Betroffenen Hilfestellungen auf allen Ebenen zu errei-
chen und den politischen Einfluß zu verstärken. Es ist sehr
deutlich geworden, daß das EAPN ein wichtiger Partner auf
europäischer Ebene für das CDN ist.
Anschließend sprach Margaret Ewinu, Mitglied des briti-
schen Parlamentes, zu den Konferenzteilnehmern. Engagiert
machte sie sich für gesetzliche Regelungen stark, die über-
schuldeten Haushalten einen »fresh-start« ermöglichen soll-
ten. Sie wies in ihrer leidenschaftlichen Rede auch darauf
hin, daß einem überschuldeten Haushalt in einer sog. »Wohl-
verhaltensperiode« ein normaler Lebensstil möglich sein
müsse.
Christian Puppe vom nationalen Institut für Verbraucherfor-
schung aus Norwegen berichtete, daß Hauptüberschuldungs-
Indikatoren Arbeitslosigkeit und Krankheit/Tod sind. Auch
in Norwegen wird interessanterweise beobachtet, daß zuneh-
mend die Mittelschicht immer stärker von Überschuldungs-
problemen betroffen ist. Die Untersuchungen ergaben aber
auch. daß die von der norwegischen Regierung eingeleitete
Steuererhöhung mit ein Grund für Schuldenprobleme bei
vielen Privathaushalten ist !
Einen überaus interessanten Einblick in die Arbeit eines
»director of consumer affairs« vermittelte Willy Fargan aus
Irland. Er setzte sich anschaulich mit den Fragen des
Wuchers in der irischen Konsumentenkreditgewährung aus-
einander und behandelte anschaulich das Problem der
»money 1enders« (Kreditvermittler, die das Haustürgeschäft
betreiben). Fazit: »The poor pay always more !«
Erstmalig zu einer europäischen Konferenz war eine
Schuldnerberaterin aus Frankreich, Anne Marie Angclique,
anwesend. Sie schilderte engagiert die Arbeit in einem fran-
zösischen Departement und begann Ihre Ausführungen mit
einem Brief der französischen anonymen Schuldner/innen
( Anonymus debtors). Bei der Schilderung ihrer Arbeit mit
überschuldeten Familien fiel auf, daß der Arbeitsansatz in
Frankreich im Vergleich mit anderen europäischen Ländern
viel individualistischer ausgerichtet zu sein scheint.
In wiederum 8 Workshops wurden weitere interessante
Bereiche ausführlich erörtert, darunter Fragen der Budget-
beratung, der Statistik (u.a. mit dem Fernziel, Grundlagen für
eine europäische Schuldncrberatungsstatistik zu erarbeiten).
Die verschiedenen Verbraucherinsolvenzgesetze wurden in
einer Arbeitsgruppe, die von Hans Grohs aus Österreich
geleitet wurde, vorgestellt und diskutiert. Da es in den ver-
schiedenen europäischen Ländern höchst unterschiedliche
Laufzeiten für die sog. Wohlverhaltensperiode von Schuld-
nern in diesen Verfahren gibt, einigte man sich auf die Fmp-
feillullt!, an die EU eine Laufzeit von max. 5 Jahren in eine
EU-Direktive aufzunehmen. Hiervon hätten insbesondere
deutsche Schuldner konkrete Vorteile! In dem jüngst
beschlossenen Verbraucherinsolvenzgesetz in den Nieder-
landen ist nur eine Laufzeit von 3 Jahren vorgesehen.
Am Schlußtag wurde von der Vorsitzenden der CDN Wor-
king and Funding Group, Joan Conlin, aus Dundee/Schott-
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land, ein ausführlicher Rechenschaftsbericht der bisherigen
Arbeit des vor 2 Jahren gegründeten CDN vorgetragen. Der
I mpuls zur Diskussion über einen europäischen Zusammen-
schluß der Schuldnerberatung erfolgte 1992 auf der Konfe-
renz in Birmingham. Das englische Birmingham Settlement
organisierte gemeinsam mit dem deutschen FSB eine erste
europäische Planungsdiskussion am Rande der Konferenz in
Beruamo 1993. Danach kam es schließlich auf einer weite-
ren europäischen Konferenz 1994 in Stockholm, nach einer
langen ausführlichen Diskussion, zur Gründung des europäi-
schen CDN (zunächst firmierte dieses offene europäische
Netzwerk eine zeitlang unter ENDAHB (Furopean Network
an Debt Advice and llousehold Budgeting)); erst später wur-
de daraus die heutige Kurzform CDN.

Das CDN wird außerhalb der großen Konferenzen durch
eine kleine inzwischen 6-köpfige – Arbeitsgruppe aktiviert.
In dieser Gruppe arbeiten Vertreter aus Schottland, England,
den Niederlanden, Schweden, Deutschland und inzwischen
auch Irland und Finnland mit. Joan Conlin ging in ihrer Rede
auf die Aufbauphase und den Einsatz von Ulf Groth ein und
dankte ihm für seine engagierte und überaus wichtige Arbeit
für das europäische CDN während der Zeit seines Working-
group-Vorsitzes von Mai 1994 bis Oktober 1995. An-
schließend wies sie auf weitere CDN-Aktivitäten hin: Neben
der Planung und Durchführung dieser schottischen Konfe-
renz konnte auch eine eigene europäische (englischsprachi-
ge) Schuldnerberatungsfachzeitschrift, die Money Matters,
aufgelegt werden. Dieses Projekt erfährt eine großzügige
finanzielle Unterstützung des Nordic Council of Ministers
(dem Zusammenschluß der skandinavischen Regierungen).
Sie verwies aber auch auf die Sitzungen der Working-Group
in verschiedenen europäischen Städten und auf die inzwi-
schen aufgebauten guten Kontakte zur EU-Kommission in
Brüssel. Zum Ende ihres Vortrages wartete Joan Conlin mit
zwei Neuigkeiten auf: Die nächste europäische Konferenz
wird 1997 in Finnland stattfinden und als ein Beispiel für
eine praktische Zusammenarbeit auf europäischer Ebene soll

das Projekt »CollectionWatch« realisiert werden. Die finni-
sche Kollegin, Lena Veikola, wurde in die Funding-Group
aufgenommen, um für eine gute Konferenzorganisation 1997
sorgen zu können.
Zum Abschluß der Konferenz wurde aus der Arbeitsgruppe,
die sich mit möglichen Inhalten einer neuen europäischen
Direktive zur Verbraucherüberschuldung beschäftigt hat,
berichtet und aufgelistet, was aus der Sicht der Schuldner-
beratung konkret aufzunehmen wäre. Nach Vorliegen des
Konferenzberichtes wird darüber in den BAG-SB-Informa-
tionen näher informiert, da auch auf nationaler Ebene die
Beschäftigung mit der »Europäischen Gesetzgebung« immer
wichtiger wird.
Sehr »britisch« und sehr demokratisch fand am Schluß mit-
tels vorbereiteter Stimmzettel eine Abstimmun g der Dele-
gierten statt, ob sie für eine europäische Direktive seien, die
sich mit allen Fragestellungen der Verbraucherüberschul-
dung beschäftigt. Es war ein überwältigendes »JA-Ergeb-
nis«! Lediglich 12 Neinstimmen, die vermutlich von anwe-
senden Vertretern der Anbieterseite kamen, wurden gezählt.
So fand diese wichtige Konferenz einen konkreten Abschluß.
Durch die CDN-Arbeitsgruppe werden die erarbeiteten Vor-
stellungen für eine neue europäische Direktive an die EU in
Brüssel weitergeleitet. Die Diskussion auf nationaler Ebene
ist jetzt eröffnet und es ist gut, daß Deutschland mit seiner
quantitativ umfangreichen Schuldnerberatungsinfrastruktur
von Anfang an beteiligt ist.
Auffallend hoch war der Anteil von Basisschuldnerbera-
ter/innen unter den Teilnehmern. Der persönliche Austausch
mit Kolleginnen und Kollegen aus anderen Ländern wurde
als ein herausragendes Erlebnis dieser Konferenz bewertet.
Es ist erfreulich, daß insgesamt 10 deutsche Teilneh-
mer/innen präsent waren und die Wirksamkeit und Notwen-
digkeit eines europäischen Schuldnerberatungsverbandes
belegt haben.
Schon heute darf man sehr gespannt der nächsten europäi-
schen Konferenz 1997 in Finnland entgegensehen ...!

2. Fachwoche Schuldnerberatung 1996
ron Marius Stark, Fachreferent der Fach- und Koordinicrungsstelle der verbandlichen Caritas für Sozialberatung e Schuldner
im SKM– Kath. Verbandfiir soziale Dienste in Deutschland e.V., Düsseldorf

Unter dem Thema »Schuldnerberatung – Auftrag der Cari-
tas – ethische und fachliche Positionierung« veranstaltete der
SKM – Katholischer Verband für soziale Dienste in
Deutschland e.V. in seiner Eigenschaft als Fach- und Koor-
dinierungsstelle der verbandlichen Caritas für Sozialberatung
für Schuldner vom 6. – 10. Mai 1996 die 2. Fachwoche
Schuldnerberatung. In Referaten, Diskussionen und ver-
schiedenen Arbeitsgruppen wurde das Rahmenthema aufge-
griffen und diskutiert. Ausgehend von der Erkenntnis, daß
durch die immer knapper werdenden finanziellen Ressour-
cen die Mitarbeiter/innen in der Sozialberatung für Schuld-

ner gefordert sind, Inhalte, Arbeitsweisen und Zielsetzung
ihrer Arbeit stärker als bisher in der Öffentlichkeit deutlich
zu machen, war es Ziel dieser Tagung eine möglichst ein-
heitliche verbandliche Positionierung vorzunehmen.
Wilhelm Haller, Sozial- und Wirtschaftsethiker aus Aldin-

gen/Württbg., machte in seinem einführenden Referat zum

Thema: »Geld, Geist und Gesellschaft« deutlich, welche

Aspekte der Ver- und Überschuldung bei einer ethisch- wirt-
schaftlichen Betrachtung dieser Problematik Beachtung fin-
den müssen. So solle der häufig festzustellenden Vereinze-
lung verschuldeter Menschen mit geeigneten Maßnahmen
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entgegengewirkt werden. Hier bietet sich nach Meinung von
Herrn Haller unter anderem der gemeinwesenorientierte
Arbeitsansatz an. Aber auch eine Enttabuisierung der The-
men Geld und Schulden oder die Bildung von Selbsthilfe-
gruppen erscheinen ihm geeignete Ansätze. Der Referent for-
derte auch, daß die Auseinandersetzung mit Geld für die
Berater bis in den persönlichen Bereich reichen müsse.
Weitere gesamtgesellschaftliche Gesichtspunkte der Aspek-
te der Ver- und Überschuldung wurden von Helmut Creutz,
Wirtschaftsanalytiker aus Aachen, aufgezeigt. In seinem
Referat eröffnete er völlig neue Einsichten in die Beziehung
zwischen Geld und Problementwicklungen in einer Gesell-
schaft. Er zeigte dabei neue Wege zur Überwindung der
geldbezogenen Fehlstrukturen auf. Eine wirtschaftliche
Gesundung der gesamten Gesellschaft ist nach seiner
Ansicht nur möglich über eine Änderung des Zinssystems.
Da in der Bundesrepublik das Geldvermögen hei weitem die
Leistungen des Bruttosozialproduktes übersteigt könne lang-
fristig, so Herr Creutz, nur eine deutliche Absenkung der
Zinsen oder zumindest eine Anpassun g der Zinsmargen an
die Einkommensentwicklung für Schuldner wirkliche 1 lifte
bringen.
In diesem Zusammenhang forderte Professor Hoffmann von
der Theologischen Fakultät der Goethe-Universität in Frank-
furt, die Kirchen als Geldanleger auf, für eine ethisch ver-
tretbare Verwendung ihrer Anlagegelder zu sorgen. Es sei

geradezu eine »sozialethische politische Aufgabe der Kirche,
sich mit ihrem innovativen Potential im Wirtschaftsprozeß
so einzubringen, daß einer 'unsittlichen' Verwendung ihrer
Gelder gegengesteuert wird und daß innovative Impulse von
einer ökologisch und sozial verträgliche Umweltentwicklung
ausgehen.«
In fünf Arbeitsgruppen zu folgenden Themen entwickelten
die Teilnehmer/innen Vorstellungen für die zukünftige
Arbeit:
1. Restschuldbefreiung für überschuldete Verbraucher
2. Beratungsansätze/-methoden in der Sozialberatung für

Schuldner
3. Präventive Ansätze / Öffentlichkeitsarbeit in der

Schuldnerberatung
4. Qualitäts- und Ressourcensicherung in der Sozialbera-

tung für Schuldner
5. Produkt Schuldnerberatung

In der Abschlußrunde der Fachwoche wurden dann konkrete
Vorschläge im Plenum diskutiert und verabschiedet.

Die Referate und Ergebnisse sind in einer Doku-
mentation erschienen, die bei der SKM-Zentrale,
Ulmenstraße 67, 40476 Düsseldorf, bestellt werden
kann.

anzeige 

HILFE ►PFÄNDUNG
Version 1.1

Das PC-Programm zur Lohn- und Gehaltspfändung
Die neue Version von HILFE!PFÄNDUNG überprüft die Lohnpfändung auf die korrekte Anwendung der ZPO-Vorschriften, zeigt, ob
und in welcher Höhe der Pfändungsbetrag durch besondere Belastung reduziert werden kann und vergleicht das nach der Pfän-
dung verbleibende Einkommen mit dem individuellen sozialhilferechtlichen Bedarfssatz. Dabei wird unterschieden zwischen der
" normalen« Pfändung nach § 850c ZPO und der Unterhaltspfändung nach § 850d ZPO und weiteren Besonderheiten. Auch das
Zusammentreffen einer Unterhaltspfändung mit einer normalen Pfändung läßt sich nachvollziehen und überprüfen.
Ist die Anhebung des Freibetrages möglich, so druckt HILFEPFÄNDUNG entweder den nötigen Antrag gemäß § 850f ZPO oder–
sofern der Freibetrag durch das Gericht festgesetzt war – eine Erinnerung gemäß § 766 ZPO, adressiert an das zuständige Amts-
gericht, aus. Sämtliche Berechnungen, die als Nachweis benötigt werden, können ebenfalls ausgedruckt werden.
Mit HILFE!PFÄNDUNG ist effektiver Schuldnerschutz bei Lohnpfändungen möglich.

HILFE!PFÄNDUNG, PC-Programm mit Handbuch, 290 DM, für Mitglieder 240 DM
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arbeitsmaterialien
i m BAG-info

A wie Altfallregelung im Verbraucherinsolvenzverfahren

Schuldner, die bereits vor dem 1.1.1997 zahlungsunfähig waren, werden bevorzugt behandelt. Für sie verkürzt
sich die Wohlverhaltensperiode von 7 auf 5 Jahre und die Gültigkeit von Lohnabtretungen von 3 auf 2 Jahre.
Zahlungsunfähigkeit ist dann gegeben, wenn der Schuldner seine Zahlungen eingestellt hat. Zahlungsunwilligkeit
oder drohende Zahlungsunfähigkeit reichen dagegen nicht aus.

Konsequenzen für die Beratungspraxis:

- Keine Zwangsvollstreckung oder Kreditkündigungen provozieren, wenn sich die Zahlungsunfähigkeit aus
anderen Indizien ergibt.

Eine Bescheinigung der Schuldnerberatung über eine beim Schuldner bestehende Zahlungsunfähigkeit ist
sinnlos, da die Bewertung darüber – ab 1999 – allein beim Gericht liegt.

Die Unterlagen der Klienten, insbesondere Mahnschreiben der Gläubiger, Kontoauszüge, Unterlagen über
Pfändungen, Mahn- und Vollstreckungsbescheide, alle anderen Gerichtsunterlagen, Einkommensnachweise
aus dem Jahr 1996, sollten in der Schuldnerberatungsstelle in Kopie aufbewahrt werden. Die Originale dem
Schuldner wieder aushändigen.

- Den Schuldner über die Wichtigkeit der Aufbewahrung der Unterlagen im Original aufklären.

Den Schuldner über die Konsequenzen bei weiterer Kreditaufnahme oder Warenbestellung bei bestehender
Zahlungsunfähigkeit informieren: Anklage wegen Betrugs.

Die Kopien der Einkommensbelege sollten zu den Akten gelegt werden.

- Die gegen den Schuldner bestehenden Forderungen sollten insgesamt aufgestellt werden.

Eine ausführliche Stellungnahme vom Arbeitskreis Ins0 der Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände
zur Altfallregelung erscheint in Heft 1/97.

54 BAG-SB INFORMATIONEN Heft 4/96



arbeitsmaterialien
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F wie Faltblätter

Das Diakonische Werk Dortmund hat in Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe Fachberatung in der Schuldner-
beratung Info-Faltblätter mit praxisrelevanten Themen zur Schuldnerberatung erstellt. Mit diesen aktuellen Infos
sollen die Arbeitsabläufe in der Schuldnerberatung erleichtert werden; sich häufig wiederholende Klienten-Anfra-
gen können problemorientiert durch Auslage oder Versand des speziellen Infos schnell beantwortet werden. Die
Informationsblätter sind zwar in erster Linie zur Information der Ratsuchenden gedacht, dienen aber auch der
Standardisierung in der Schuldnerberatung und entlasten die Kolleginnen und Kollegen.
Es liegen u.a. Faltblätter zu folgenden Themen vor:
– Frauen und Verschuldung
– Lohnpfändung/Lohnabtretung – Schufa und Schuldnerverzeichnis
– Nebenkostenansprüche von Gläubigern und Inkassobüros.

(Die vollständige Liste der Themen s. BAG-info 1/95, S. 51.)
Weitere Information und Bestellungen: Diakonisches Werk Dortmund, z.Hd. Herrn Henning, Jägerstr. 5, 44145 Dortmund, Tele-
fon 0231/8494352 oder 8494358, Telefax 0231/8494364.
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5 wie Sozialhilferegelsätze/Korrektur für Hessen

I m BAG-info 3/96, S. 43 wurden die neuen Sozialhilferegelsätze ab 1. Juli 1996 abgedruckt, dabei wurde der Eckre-
gelsatz für Hessen mit 531 DM angegeben. Die Hessische Landesregierung hatte nämlich vor Verabschiedung
des »Sozialhilfe-Reformgesetz « den Eckregelsatz zum 1.7.96 auf diese 531 DM festgesetzt (+ 0,76 %). Das Bun-
desgesetz sah dann jedoch eine 1-prozentige Erhöhung zum 1.7.96 vor. Für Hessen hätte dies einen Eckregel-
satz von 532 DM ergeben müssen. Trotzdem beabsichtigte die Hessische Landesregierung keine Änderung ihrer
Entscheidung. Verschiedene hessische Städte zahlten jedoch in der Folgezeit einen Sozialhilfe-Eckregelsatz von
532 DM aus. Dies läßt sich auf eine Konferenz der Sozialamtsleiter im Rahmen des Hessischen Landkreis- und
Städtetages zurückführen. Dabei wurde von den Leitern die Entscheidung getroffen, sich der bundesrechtlichen
Änderung anzuschließen. Auf diese Weise wurden die Regelsätze noch einmal geändert. Mit Ausnahme des
Regelsatzes für Kinder bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres (50 `)/0 von 532 DM ergibt 266 DM, 50 % von 531
DM ergab »aufgerundet« auch 266 DM) wurden alle anderen Regelsätze um 1 DM erhöht.

Ab 1. Juli 1996 (bis 30.9.97!) gelten in Hessen folgende Sozialhilfe-Regelsätze –
Aktuelle Fassung nach BSHG-Änderung!

f

Haushaltsvorstand und Alleinstehende

Haushaltsangehörige bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres (bis 6 Jahre)

Haushaltsangehörige bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres
beim Zusammenleben mit Alleinerziehenden

Haushaltsangehörige vom Beginn des 8. bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres

Haushaltsangehörige vom Beginn des 15. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres

Haushaltsangehörige vom Beginn des 19. Lebensjahres an

532 DM

266 DM

293 DM

346 DM

479 DM

426 DM
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Pinneberger Tage
uteyke ma

Unabhängige Tageszeitung Das Heimatblatt mit Tradition 
Fernreh

für den Kreis Pinneberg i m Nordwesten Hamburgs
I ,1,11.1.1g. ■10,,[1, [ 595

Erste „Hotline"
für Schuldner im
Kreis Pinneberg
Elmshorn (he). Die Schuldner-
beratungder Arbeiterwohlfahrt
(AWO) bieten ab sofort eine te-
lefonische Beratung für Men-
schen an, die Fragen zum The-
ma Schulden haben. Der neue
Telefon-Service ist für all jene
gedacht, die „nur mal eben eine
kurze Frage" haben, ohne daß
dafür ein ausführlicher Ge-
sprächstermin in einer der
sechs kreisweit bestehenden
Sprechstunden in Pinneberg,
Elmshorn, Wedel, Quickborn,
Rellingen oder Uetersen verein-
bart werden muß. Per „Hotline"
erfährt der Anrufer kurz und
bündig Wissenswertes, bei-
spielweise zum Umgang mit
Gläubigern oder zum soge-
nannten Verbraucherkonkurs.
Jeweils freitags von 12 bis 13
Uhr stehen Michael Danker
oder Hans-Jürgen Semmel hack
unter der Rufnummer (0 41 21)
89 79 99 gratis für Auskünfte
zur Verfügung. Laut AWO han-
delt es sich um das erste Ange-
bot dieser Art im Kreisgebiet.

1 lahrgallg • Preis 1,1) 1)A1

BAG-SB INFORMATIONEN Heft 4/96 57



pressespiegel 

Girokonto für alle? Die Praxis sieht anders aus
Häufig ist Überschuldung für Banken ein Grund, Antragsteller abzulehnen

„Girokonto für jederrnann", so sollte
künftig die Marschrichtung bei den Ban-
ken heißen: In einer gemeinsamen Emp-
fehlung hatten die Verbände des Banken-
gewerbes 1995 diese Devise ausgegeben.
Die Praxis sieht oft anders aus. Drei Ban-
ken lehnten hei einer Probe aufs Exempel
in Frankfurt den Antrag eines überschul-
deten auf ein Girokonto ab.

Ob jemand ein Girokonto hat oder
nicht, ist heutzutage keine Frage der per-
sönlichen Vorliebe mehr. Wer nicht in den
bargeldlosen Zahlungsverkehr integriert
ist, ist in seiner Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben stark behindert.

Das Land Hessen hat deshalb 1995 eine
Bundesratsinitiative „Recht auf Girokon-
to — Selbstverpflichtung der Kreditinsti-
tute" vorbereitet. Diese wurde jedoch zu-
nächst nicht auf den Weg gebracht, weil
der Zentrale Kreditausschuß (ZKA), der
Zusammenschluß der Verbände des Ban-
kengewerbes, ihr zuvorkam, indem er sei-
nen Mitgliedern empfahl, künftig jedem,
der dies wünscht, ein Girokonto auf Gut-
habenbasis anzubieten. Und zwar unab-
hängig von Art und Höhe der Einkünfte
wie Arbeitslosengeld oder Sozialhilfe.
Auch negative Eintragungen bei der
Schufa, der Schutzgemeinschaft für allge-
meine Kreditsicherung, dürften laut ZKA-
Empfehlung allein kein Grund für eine
Ablehnung sein.

Doch noch immer ist es keineswegs
selbstverständlich, daß jeder ein Konto
bekommt, der eines will. Wer in Relation
zu seinem Einkommen viel zu hoch ver-
schuldet, also „überschuldet" ist, muß
meist regelrecht Überzeugungsarbeit lei-
sten — um an ein Konto heranzukommen,
das er ohnehin nicht überziehen darf und
kann. Davon kann Achim Gabler vom
Verein „Haftentlassenenhilfe und Schul-
denberater" ein Lied singen. „Wenn ich
für meine Klienten ein Konto beantrage,

lege ich die Karten auf den Tisch. Die
Bank muß ja Vertrauen haben und soll
dann auch über alle Schulden Bescheid
wissen." Meist gelinge es ihm, irgendwo
ein Konto für seine Klienten aufzutun.

Kürzlich habe er mit einem Klienten,
der 300000 Mark Schulden auf dem Buk-
kel und seit kurzem wieder einen Job hat,
bei drei Banken angefragt. Alle hätten es
abgelehnt, ein Guthabenkonto einzurich-
ten — trotz ZKA-Empfehlung. In der
Commerzbank-Filiale in der Berger Stra-
ße hätte sich der Filialleiter zwar einge-
hend mit dem Fall beschäftigt, ein Konto
dann aber doch nicht angeboten, mit Ver-
weis auf die Höhe der Schulden und die
negative Schufa-Auskunft. Vor allem, so
habe er angeführt, sei es aber unsicher,
daß die Kontoführungsgebühren bezahlt
würden. Ein Argument, das Gabler nicht
akzeptieren „Das ist doch Quatsch
bei einem Guthabenkonto."

In der Volksbank, ein paar hundert Me-
ter weiter, das gleiche Spiel, verbunden
mit der Erklärung, die ZKA-Empfehlung
sei eben nur eine Empfehlung, kein Muß.
Eine telefonische Anfrage hei der BfG ver-
lief ebenfalls negativ. „Das machen wir
nicht", sei die lapidare Auskunft gewesen,
die er erhalten habe, sagt Gabler.

Grundsätzlich abgelehnt würden Kon-
to-Anträge von Überschuldeten bei der
Volksbank nicht, sagt Lutwin Hochstein,
Leiter der Marketingabteilung. „Wir prü-
fen das im Einzelfall und führen auch ei-
nige Konten auf Guthabenbasis. Im vor-
liegenden Fall ist die Schufa-Eintragung
jedoch so negativ, daß wir sagen, da geht
auch kein Guthabenkonto."

Normalerweise prüfe die BfG im Einzel-
fall die Schufa, bevor sie eine Entschei-
dung über einen Kontoantrag treffe, sagt
Pressesprecher Heinrich Schaumburg.
Wenn der Klient jedoch überschuldet sei,
„könnte ich mir allerdings vorstellen, daß
der Mitarbeiter das gleich abgelehnt hat.

Denn eine negative Schufa kann schon ein
Grund für eine Ablehnung sein." Er rate
jedoch, sich in so einem Fall an die Spar-
kasse zu wenden, „die waren ja die trei-
bende Kraft bei der ZKA-Empfehlung".

Die Entscheidung der Filiale habe die
Empfehlung des ZKA berücksichtigt, als
sie den Antrag abgelehnt habe, sagt Ange-
lika Plapper von der Pressestelle der
Commerzbank. Schließlich sei es laut
ZKA-Empfehlung ein Ablehnungsgrund,
wenn nicht sichergestellt sei, daß die Kon-
toführungsgebühren bezahlt würden.
„Wir sind jedoch nach nochmaliger Prü-
fung in diesem besonderen Einzelfall —
trotz weiter bestehender Bedenken — be-
reit, ein Konto auf Guthabenbasis einzu-
räumen", so die Antwort der Commerz-
bank auf die Anfrage der FR.

Es sei nicht in Ordnung, Überschuldete
auf die mit einem öffentlichen Auftrag
versehenen Sparkassen zu verweisen, „die
Banken profitieren schließlich auch vom
Giro-Geschäft", sagt Felix Stenschke,
Pressesprecher im Hessischen Wirt-
schaftsministerium, also müßten sie auch
die schwierigeren Fälle mit bedienen.
„Das ist ja der Sinn der Sache: Daß die
problematischen Fälle nicht mehr vom
Zahlungsverkehr und damit von der
Grundversorgung ausgeschlossen sind."

Daß viele Banken sich weiter weigern,
Guthabenkonten für Kunden aus be-
stimmten Bevölkerungsgruppen zu füh-
ren, sei ihm nicht bekannt, „das Signal
war bisher, daß es besser geworden ist".
Das Ministerium werde demnächst ein
Resümee aus den Erfahrungen mit der
ZKA-Empfehlung ziehen, und dann prü-
fen, ob die Bundesratsinitiative doch noch
auf den Weg gebracht wird. fra

Einem Teil der heutigen Ausgabe
liegt ein Prospekt der Firma
Hornbach hei.

Frankfurter Rundschau 30.9.96
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Hier kommt der Gläubiger zu Wort

GREIFInkasso
Handelsauskunftei

GREIF Handelsauskunftei und Inkasso, 85219 Dachau

Frau

Als Inkassounternehmen zugelassen:

AZ:
4«111111■111111110

Bitte stets angeben, sonst keine Bearbeitung möglich
09.09.96 G/H

Forderungsangelegenheit

Universum Inkasso abgetr. Forderung Neckermann, 60386 Frankfurt
Hugo-Junkers-Str. 5

Sehr geeehrte Frau

seit Jahren wissen Sie , daß gegen Sie eine rechtmäßige
Forderung besteht. Sie lassen leider keine Bemühungen erkennen,
die Forderung zurückzuzahlen. So hat sich der Betrag im Lauf der
Jahre durch Zinsen und Kosten zum 19.09.96 erhöht auf

DM 680.40

Sie irren sich, falls Sie annehmen sollten, sich durch Ihr
>Hausfrauendasein< Ihrer Zahlungsverpflichtung entziehen zu
können. Nach § 850 b (2) ZPO gibt es auch die Möglichkeit,
Hausfrauen ohne eigenes Einkommen zur Zahlung heranzuziehen.
Dies bedeutet konkret, daß Ihrem Ehemann eine Pfändung zuge-
stellt und dieser dann verpflichtet wird, einen monatlichen
Betrag an die Gläubigerin zu zahlen. Kommt der Ehemann dieser
Verpflichtung nicht nach, werden Arbeitgeber bzw. Rententräger
als Drittschuldner herangezogen.

Dieses von uns jetzt ins Auge gefasste Vorgehen geht von der
gerichtlich bestätigten überlegung aus, daß Ehemänner Ihren-
Frauen neben dein Haushaltsgeld auch ein >Taschengeld< zur
Verfügung stellen müssen (OLG München, FamRZ 88,1161).

Sicherlich wäre Ihr Ehemann nicht erfreut darüber, aufgrund Ihrer
Zahlungsunwilligkeit Unannehmlichkeiten zu bekommen, zumal sich die
Schuldsumme um Anwalts- und Gerichtskosten noch weiter erhöht.

Die angeführte Pfändung können Sie nur vermeiden, wenn Sie ab
spätestens 19.09.96 und regelmüßig dann zum jeweils darauffolgender
Monatsersten monatlich mindestens DM 60.-- auf eines dar unten
angegebenen Konten zahlen.

Stephan GmbH

Mit freundlichen Grüßen

G REIF

Handelsauskunftei u. Inkasso
Stephan GmbH

Bankverbindung:
Volksbank Dachau Kto. 2 544 440 (BLZ 700 915 00)
Sparkasse Dachau Kto. 60 626 801 (BLZ 700 515 40)
Postbank München Kto. 1 999 31-804 (BLZ 700 100 80)

Hausanschrift: Geschäftsführerin:
Münchner Str. 33 Ingeborg Stephan
85221 Dachau Amtsgericht München
Telefon, (0 81 31) 36 29-0 HRB 77529
TPIPfnr . (0 81 111 18 9Q 55

Dieses Schreiben wurde

maschinell erstellt und
gilt ohne Unterschrift !

MITGLIED DES BUNDES-
VERBANDES DEUTSCHER

INKASSO-UNTERNEHMEN E.V
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BAG-SB • Motzstr. 1 . 34117 Kassel

NEU

»Sammlung Gerichtsurteile«
aus BAG-SB INFORMATIONEN 1987 bis 1995,
ab. 01. Dez. 1996 lieferbar, ca. 160 S. 37 DM p2 DM]

SOFTWARE

»Hilfe!Pfändung«, PC-Programm 290 DM [240 DM]
»Hilfe!Schulden«, PC-Programm 490 DM [440 DM]

FORMULARSERVICE

»Aktendeckblatt mit Gläubiger-/Forderungsübersicht«
»Vollmacht für Schuldnerberatung«
»Bescheinigung des sozialhilferechtl. Bedarfs«
»Haushaltsplan für Entschuldungsphase«
»PKH-Rechenbogen«
»Rechenbogen Kreditüberprüfung«

250 Stück 40 DM [30 DM]; 500 Stück 50 DM [40 DM]

BÜCHER

Curriculum Schuldnerberatung, Gesamtkonzept zur
Fortbildung, Hrg. BAG-SB, 1994, 280 S.
Preissenkung 110 DM [85 DM]

Blasen/Hanchet, Die Situation der Schuldnerberatungsstellen
in Nordrhein-Westfalen, empirische Untersuchung, Hrg. BAG-
SB, 1994, 88 S. 22 DM [18 DM]

Wege aus dem Schulden-Dschungel, Ratgeber, Bund-Verlag,
1994, 149 S. 14,90 DM
(Mengenrabatt ab 5 Stück auf Anfrage)

Schuldnerberatung in der sozialen Arbeit, Lehrbuch, Votum-
Verlag, 1992, 238 S. 32 DM [25 DM]

Finanzdienstleistungen und Überschuldungsrisiko privater
Haushalte, eile exemplarische Untersuchung, BAG-SB, 1990,
64 S. 15 DM [12 DM]

Freiger, Schuldnerberatung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, erste statistische Erhebung und Analyse des Schuldnerbe-
ratungsangebotes, Hrg. BAG-SB, 1989, 160 S.

31 DM [25 DM]

SEMINAR-MATERIALIEN:

Planspiel Schuldnerberatung 15 DM [12 DM]
Jurist. Grundlagen... (Neuaufl.) 20 DM [15 DM]
Büroorganisation 8 DM [5 DM]
Gesprächsführung 8 DM [5 DM]
Foliensatz Schuldnerberatung 120 DM [100 DM]

[Mitgliederpreise in eckigen Klammern] Bestellungen an:
BAG-SB, Motzstraße 1, 34117 Kassel, Fax 05 61 171 11 26
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